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Einziger Tagesordnungspunkt
Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Fiinfzehnten Gesetzes zur Ande-
rung des Luftverkehrsgesetzes

BT-Drucksache 18/6988

Vorsitzender: Herzlich Willkommen zu unserer
offentlichen Anhorung zum Luftverkehrsgesetz!
Ich begriiBe Sie alle recht herzlich und darf fol-
gende Sachverstdndige vorstellen und begriien:
Frau Dr. Ulrike Funk, Fachbereichsleiterin Recht,
Wirtschaft und Bodenverkehrsdienste in der Ar-
beitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughéfen,
Herrn Prof. Dr. Nikolaus Herrmann, Direktor des
Bundesaufsichtsamtes fiir Flugsicherung, Frau
Franziska Hel, Fachanwiltin fiir Verwaltungs-
recht, Kanzlei Baumann Rechtsanwalte, Herrn
Thomas Jiithe, Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Fluglairmkommissionen, Herrn
Jorg Mendel, Prasident des Luftfahrt-Bundesam-
tes, Herrn Matthias von Randow, Hauptgeschifts-
fiihrer des Bundesverbandes der Deutschen Luft-
verkehrswirtschaft und Herrn Walter Schoefer,
Geschiftsfiihrer der Flughafen Stuttgart GmbH.
Thnen allen ein herzliches Willkommen! Ich darf
Thnen danken, dass Sie schriftliche Stellungnah-
men eingereicht haben. Diese wurden als Aus-
schussdrucksachen 18(125)302 A-F verteilt. Sie
liegen hier auch aus und sind wie immer auch im
Internet abrufbar.

Die Anhoérung soll nach folgendem Verfahren ab-
laufen: Wir gehen davon aus, dass es mindestens
drei Fragerunden geben wird und wir haben uns
darauf verstdndigt, dass es keine Eingangsstate-
ments der Sachverstdndigen geben soll. Wir wer-
den also gleich mit der ersten Fragerunde begin-
nen, der sich in Abhéngigkeit von der verfiigbaren
Zeit mehrere Fragerunden anschlieBen werden. In
jeder Fragerunde konnen die Ausschussmitglie-
der, die sich zu Wort melden, jeweils bis zu zwei
Fragen an bis zu zwei Sachverstdndige stellen.
Aufgrund eines Beschlusses der Obleute bitte ich
die Fragesteller, sich auf eine Redezeit von drei
Minuten zu beschrinken. Die abgelaufene Zeit
wird auf den Bildschirmen angezeigt. Die ange-
sprochenen Sachverstdndigen antworten dann im-
mer unmittelbar auf die Fragen. Und anschlieBend
kommt dann der nidchste Fragesteller an die
Reihe. Es ist ein Zeitrahmen von eineinhalb Stun-
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den angestrebt. Spdtestens nach zwei Stunden
miissen wir die Anhdérung beenden, weil dann die
Debatte zu den Ereignissen in Clausnitz und Baut-
zen im Plenum des Deutschen Bundestages be-
ginnt. Ich setze das Einverstdndnis des Ausschus-
ses voraus, dass nach der ersten Fragerunde auch
Mitglieder der mitberatenden Ausschiisse Fragen
stellen kénnen. Es erhebt sich kein Widerspruch,
dann ist das so beschlossen. Von der 6ffentlichen
Anhoérung werden wir — wie iiblich bei solchen
Anhérungen — ein Wortprotokoll erstellen, das
den Sachverstindigen und allen Interessierten im
Internet zugédnglich sein wird. Das Protokoll wird
in der 10. Kalenderwoche zwischen dem 7. und
12. Miérz verteilt werden. Die abschliefenden
Beratungen des Gesetzentwurfs sind fiir den

16. Mérz 2016 vorgesehen, sodass das Protokoll
rechtzeitig vorliegen wird.

Der Kollege Kiihn hat noch eine Frage? Bitte-
schon!

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Wir haben am
Freitag als Mitglieder des Ausschusses eine Aus-
schussdrucksache 18(15)303 — einen Anderungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zur
15. Novelle des Luftverkehrsgesetzes bekommen.
Und dem Schreiben nach soll dieser Anderungs-
antrag heute auch Gegenstand der Anhorung sein.
Das wollte ich nochmal riickfragen, denn es ist ja
ein sehr umfangreicher Anderungsantrag, der wei-
tere Aspekte in die Luftverkehrsnovelle als Gegen-
stand einfiihrt, beispielsweise den Aufbau einer
flugmedizinischen Datenbank, Kontrollen des
Luftverkehrspersonals in Sachen Medikamente,
Alkohol usw. Wenn wir das vorher gewusst hat-
ten, hatten wir natirlich durch die Wahl der Ex-
perten, die wir benannt haben auf diese Aspekte,
die bisher in dem Gesetzentwurf nicht enthalten
waren, eingehen kénnen. Das konnten wir jetzt
nicht. Ich habe es so verstanden, dass der Ande-
rungsantrag jetzt auch Gegenstand der Anhoérung
sein soll. Dann wiirden wir beantragen, da es uns
nicht vorher, als wir iiber die Anhérung gespro-
chen haben, bekannt war, wir daher bei der Refe-
rentenwahl keine Moglichkeit hatten, beispiels-
weise die Datenschutzbeauftragte einzuladen und
der Anderungsantrag datenschutzrelevante Aspek-
te in GréBenordnungen enthilt, siehe Selbstbefas-
sung zum Thema ,,Bericht der Task Force nach
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dem Germanwings-Absturz®, dass wir als Aus-
schuss die Bundesdatenschutzbeauftragte bis zur
nédchsten Sitzung — Sie hatten ja gesagt, am

16. Mérz wollen wir das Thema abschlieBend be-
handeln — um eine Stellungnahme zu dem Ande-
rungsantrag zu den datenschutzrechtlichen Rege-
lungen bitten, damit wir das dann nochmal ent-
sprechend wiirdigen kénnen. Wir hatten heute
keine Moglichkeit, die Datenschutzbeauftragte zu-
zuladen. Das wire mein Verfahrensvorschlag, da-
mit wir hier auch diesen Anderungsantrag ent-
sprechend bewerten kénnen.

Vorsitzender: Ich denke, da spricht iiberhaupt
nichts dagegen, wenn man die Datenschutzbeauf-
tragte dazu auch nochmal hort. Wir werden das
dann schriftlich machen, dann brauchen wir sie
nicht extra einzuladen. Es sei denn, der Bericht
ergibt so viel, dass jemand dann beantragt sie ein-
zuladen. In dem Sinne kénnen wir so verfahren.
Dann wiirde ich jetzt gleich in die erste Runde
gehen. Das Wort hat die CDU/CSU-Fraktion, der
Kollege Lange.

Abg. Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Vorsitzender,
verehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen
und Herren Sachverstdndige! Auch wir begriilen
Sie natiirlich ganz herzlich zu dieser Anhérung.
Der Kollege Kiihn hat ja einen Punkt schon ange-
sprochen. Wir hatten am 27. Januar hier die Vor-
stellung des Berichtes der Task Force und wir
haben als Koalition, auch auf der Basis dieses Be-
richtes, noch die eine oder andere Uberlegung an-
gestellt, die jetzt in dem Anderungsantrag zu dem
eingebrachten Gesetzentwurf mit zum Ausdruck
kommt. Bei der Anderung geht es uns im Wesent-
lichen um zwei Punkte: Das sind die Suchtmittel-
kontrollen und die Optimierung der Transparenz
der Tauglichkeitsuntersuchung. Andere Punkte
waren im Gesetzentwurf bereits enthalten. Ich
habe jetzt zwei Fragen an Herrn Mendel, an das
LBA. Einmal eine Frage zum Komplex Tauglich-
keit von Flugpersonal. Herr Mendel, wie bewerten
Sie diesen — gerade schon angesprochenen — An-
satz zur besseren Transparenz der Untersuchungs-
historie? Also die Stichworte flugmedizinische
Datenbank, Abkehr von der Pseudonymisierung,
Arztehopping vermeiden. Das ist die eine Frage.

Dann eine zweite Frage: Wir haben hier auch mit
diesem Gesetzentwurf und dem Anderungsantrag
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eine Regelung zum Thema ,,.Landeplétze fiir Hub-
schrauber”. Es geht mir jetzt um den Themenkom-
plex ,Landestellen auf Gebduden“. Halten Sie es
fiir machbar, dass sich das LBA konkrete Lande-
stellen im Rahmen einer Einzelfallpriifung vor-
nimmt und die Einhaltung der Sicherheitsvorga-
ben dort ganz konkret im Einzelfall iiberpriift und
dann solche Landestellen auf Gebduden auch ge-
nehmigen kann?

Vorsitzender: Herr Mendel, bitteschon!

Jorg Mendel (Luftfahrt-Bundesamtes, LBA): Sehr
geehrter Herr Lange, sehr geehrte Damen und Her-
ren, guten Morgen! Ich méchte zunédchst auf die
zweite Frage eingehen. Es handelt sich um die
Landestellen im 6ffentlichen Interesse, ,,Public In-
terest Sites” ist der Terminus auf Englisch. Dabei
handelt es sich nicht um genehmigte Hubschrau-
berlandepldtze nach § 6 LuftVG, sondern um eine
andere Form, wo eben diese sehr umfangreiche
Genehmigung nach § 6 nicht gemacht wird. Es ist
so, dass das LBA nicht einzelne Landestellen ge-
nehmigt. Das sind ungefdhr 1.400. Das kénnen wir
nicht leisten, uns jede Einzelne anzuschauen.
Aber auf Gebduden, auf Dachern sind es sehr viel
weniger. Ich kann klar sagen, dass wir in der Lage
sind, uns diese heute bereits bestehenden Lande-
platze auf Dachern im Rahmen einer Einzelfall-
priifung anzusehen. Zum Verstdndnis mochte ich
noch erklaren, dass wir nicht den Platz des Betrei-
bers, also Krankenhauses genehmigen, sondern
wir gestatten einem Hubschrauberunternehmen,
dort Anfliige zu machen. Zu diesem Zweck kon-
nen wir uns diese relativ iiberschaubare Anzahl
an Pldtzen ansehen. Es ist auch geplant, dass die
vorhandenen Unternehmen, das sind nicht so
viele, es sind — glaube ich — acht Stiick, dass die
gemeinsam uns einen Katalog mit den Stellen vor-
legen, die sie anfliegen werden. Es gibt auch
schon eine Arbeitsgruppe, wo die zusammenar-
beiten, ADAC, Deutsche Rettungsflug und andere.
Wir werden uns dann diese bestehenden Lande-
platze auf Ddachern ansehen und sie dann in den
Katalog aufnehmen, wenn die Voraussetzungen
erfiillt sind. Und die Voraussetzungen sind die,
die in dem Gesetzentwurf in der Anlage 8 enthal-
ten sind. Also 15x15 Meter, ein H in der Mitte,
eine Windfahne usw. Wenn das gegeben ist und
auch Hubschrauber mit Flugleistungsklasse 2 dort
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anfliegen, dann kann es sein, dass wir das auch
genehmigen werden. Wir werden es uns auf jeden
Fall angucken.

Die zweite Frage, das Luftfahrtbundesamt als die
Fachbehorde in Deutschland fiir Flugmedizin —
frither waren es ja auch die Lander fiir Klasse 2,
das ist inzwischen alles beim LBA. Klasse 2 sind
also nicht die Berufspiloten, Klasse 1 sind Berufs-
piloten. Wir sind fiir beide zustdndig. Wir begrii-
Ben auBerordentlich diesen Anderungsantrag, wo
zahlreiche positive Anderungen enthalten sind.
Einmal der Wegfall der Pseudonymisierung. Es
wurde dort gerade eben schon von MdB Kiihn die
Pseudonymisierung, der Datenschutz angespro-
chen. Dazu mochte ich klarstellen, dass das, was
zukiinftig, wenn dieser Anderungsantrag be-
schlossen ist, an uns gemeldet wird, im LBA nicht
jedem zugdnglich ist. Sondern wir haben Medizi-
ner im Luftfahrtbundesamt, ausgebildete Arzte,
die sind alle offentliche Bedienstete, die zur be-
sonderen Verschwiegenheit verpflichtet sind. Das
heiBt, das ist ein ganz eng begrenzter Personen-
kreis, der iberhaupt Zugang zu diesen Daten hat,
und es handelt sich dabei um Arzte. Das ist also
unserer Auffassung nach mit dem Datenschutz
vereinbar. Es wird auch von der EU gefordert, in
entsprechenden EU-Verordnungen, die seit iiber
zwei Jahren in Kraft sind. Wir sind dazu ver-
pflichtet, uns diese Dinge anzusehen und auch
entsprechende Aufsicht in den Arztpraxen zu fith-
ren. Nach der gegenwértigen Rechtslage haben wir
kein Betretungsrecht fiir Praxen niedergelassener
Fliegerdrzte, sondern nur bei fliegerédrztlichen
Zentren. Das ist auch eine Anderung, die kommen
soll, dass wir dort Zutrittsrecht haben. Wir wer-
den also unsere Kontrollen ausweiten. Ein anderer
sehr positiver Effekt dieser geplanten Gesetzeséin-
derung ist der Transfer ins Ausland. Es kommt ge-
legentlich vor, dass Piloten, weil sie den Arbeitge-
ber wechseln, z.B. bei Ryanair in Irland fliegen,
ihre Lizenz von der deutschen Behérde zur aus-
landischen Behorde transferieren wollen. Dann
benétigen sie von uns eine Bestdtigung, dass die
medizinischen Unterlagen, die Historie, vollstidn-
dig sind. Das kénnen wir derzeit nicht leisten,
weil wir diesen Uberblick nicht haben. Das wird
aber zukiinftig moglich sein.

Ein weiterer Gesichtspunkt, Sie sprachen das

auch an, Herr Lange, ist das Arztehopping. Es ist
so, dass es derzeit moglich ist, dass ein Pilot oder
Flugschiiler sich zu einem Fliegerarzt begibt und
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dann die Behandlung abbricht. Also beispiels-
weise, weil der Fliegerarzt sagt ,,ja, da habe ich
Bedenken, da miissen wir mal das und das noch
untersuchen”. Und derjenige sagt dann: ,,Ach,
dann habe ich aber kein Interesse mehr, dann
gehe ich”. Dann geht er zum ndchsten Arzt usw.,
bis er schlieBlich einen findet, der ihn gesund-
schreibt. Das konnen wir derzeit nicht effektiv un-
terbinden. Das ist aber nach EU-Recht gefordert.
Es ist auch sinnvoll, dass wir das machen. Und
dazu wird uns dieser Gesetzentwurf in die Lage
versetzen. Wir planen eine Ausschreibung fiir ein
elektronisches System, fiir ein Softwaresystem. Da
gibt es verschiedene Anbieter auf dem Markt. Wir
haben schon einen Leistungskatalog erarbeitet,
den wir dann zeitnah auch veroffentlichen wer-
den. Es wird eine europaweite Ausschreibung ge-
ben. Die Planung ist, dass wir dann ein solches
System beschaffen, welches umfassend die Be-
hérde in die Lage versetzt, dieses Thema ,,Flugme-
dizin“ in den Griff zu bekommen und EU-konform
zu bearbeiten. Zahlreiche EU-Lander — ich glaube
es sind 16 — haben schon dhnliche Systeme. Eini-
ge haben auch eigene entwickelt. Da wird das
dann nicht mehr moglich sein. Wenn also dann in
diesem Beispiel, was ich gerade brachte, ein Pilot
oder Flugschiiler sich zu einem Fliegerarzt begibt
und er erstmalig diesen Namen im System eingibt,
dann ist dieser Name da drin. Und wenn er zum
Nichsten geht, kommt sofort so eine Art ,,red flag”
und dann weill man ,,Aha, da war schon mal
was*“. Das ist also etwas, was wir leider momentan
noch nicht machen konnen. Insofern, aus meiner
fachlichen Sicht, begriifen wir ganz auBeror-
dentlich, dass die Gesetzdnderung geplant ist. Vie-
len Dank!

Vorsitzender: Danke, Herr Mendel. Dann kommt
fiir die Fraktion DIE LINKE. der Kollege Behrens.

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Lassen Sie
uns zum Thema kommen, denn angesichts des
Umfangs der Anderungen des Luftverkehrsgeset-
zes — denke ich mal — wiére es eigentlich ange-
bracht gewesen, das noch ausfiihrlicher zu ma-
chen, als wir es jetzt schon haben. Wir haben ja
eben schon die Frage ,Datenschutz“ geklart, dass
wir nicht angemessen dariiber beraten kénnen.
Wir versuchen es jetzt in der laufenden Beratung
hinzukriegen. In der Anhérung wire es natiirlich
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genauso interessant gewesen, dazu nochmal wei-
tere Aspekte zu thematisieren. Wenn es hier nicht
nur um UVP und FHH-Priifung geht, sondern
auch um die Ubertragung der Zulassung militri-
schen Fluggerdtes — darum geht es ja auch — an
Private und um die weitere Liberalisierung der
Bodenverkehrsdienste. Also all das ist in diesem
Artikelgesetz enthalten. Also das hat es schon in
sich. Da wiére unter Umstdnden dann doch ein
bisschen mehr Zeit auch schon gewesen. Haben
wir geklirt. Sie sehen aus unseren Anderungsan-
tragen, auf welchen Punkt wir uns insbesondere
konzentriert haben. Das ist ndmlich der § 8 des
Luftverkehrsgesetzes. Wir sind der Auffassung,
dass die Bundesregierung hier nicht mehr getan
hat, als lediglich der EU-Kommission aufgrund
des laufenden Vertragsverletzungsverfahrens ein
paar Zugestdndnisse zu machen. Im Sinne von
substanziellen Verbesserungen fiir Mensch und
Umwelt hat sich allerdings nichts getan. Das ist
unsere Auffassung.

Zweitens sind wir skeptisch, ob die unionsrechtli-
chen Probleme wirklich geldst sind. Aber dazu
kann sicherlich die Sachverstindige Frau HeD et-
was sagen. Darum meine beiden Fragen an Frau
HeB.

Erstens: Wird sich Threr Meinung nach zukiinftig
fiir die von Flugldrm betroffenen Menschen durch
den Gesetzentwurf etwas substanziell verbessern?
Und wird der Schutz von Natura 2000-Gebieten in
Anbetracht der unionsrechtlichen Vorgaben aus-
reichend gewiirdigt?

Zweitens: Inwieweit ist Ihrer Einschédtzung nach
der vorliegende Gesetzentwurf eine Grundlage

fiir die Einstellung des laufenden Vertragsverlet-
zungsverfahrens gegen die Bundesrepublik
Deutschland? Und mit welchen legislativen MaB-
nahmen kénnten die unionsrechtlichen Bedenken
der EU-Kommission am ehesten ausgerdumt wer-
den?

Vorsitzende: Die Fragen gehen an Frau HeB. Bitte!

Franziska Hel} (Kanzlei Baumann Rechtsanwilte):
Ich bedanke mich sehr fiir die Einladung und die
Gelegenheit hier Stellung nehmen zu kénnen. Ich
fange unmittelbar an, auf die einzelnen Fragen
einzugehen. Ich beginne zunéchst mit der Frage
,Wird sich kiinftig durch das Gesetz substanziell
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etwas im Bereich des Flugldrmschutzes verdn-
dern?“. Ich meine, das ist nicht der Fall. Und da-
fiir gibt es verschiedene Griinde. Zunéchst ist zu
sehen, dass die Anderung von § 8 Absatz 1 durch
die Einfligung der Sétze 4 bis 5, die jetzt vorgese-
hen sind, im Prinzip im Wesentlichen eine Kodifi-
kation, also eine Ubernahme der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts, ausgehend von
den Urteilen zum Berliner Flughafen vom

31. Juli 2012, vollzieht. Da ist zunéchst zu bemer-
ken, dass sich die Anderung des Luftverkehrsge-
setzes nur auf die Zukunft bezieht, das heilit, auf
alle kiinftigen Ausbauvorhaben, fiir die eine Plan-
feststellung oder eine luftrechtliche Genehmigung
erforderlich ist. Da wird es erforderlich sein, nicht
nur die sogenannten Flugrouten der GroBplanung
in die Betrachtung einzubeziehen, sondern diese
auf einen sogenannten Einwirkungsbereich des
Flughafens zu erstrecken, der nach der Rechtspre-
chung eben dadurch gekennzeichnet ist, dass er-
mittelt werden muss, wo rechtlich oder tatsiach-
lich Flugverfahren nicht ausgeschlossen sind.
Dies bedeutet, dass — das habe ich gerade schon
angesprochen — wir nur eine Wirkung des Geset-
zes fir die Zukunft haben. Hinzu tritt, dass der
Gesetzentwurf vorsieht — zumindest kann man ihn
so interpretieren, wie man vielleicht an den unter-
schiedlichen Stellungnahmen der Sachverstdndi-
gen sieht: Es ist zunédchst fraglich, ob denn der
Umgriff der Umweltvertraglichkeitspriifung an
den Larmgrenzwerten des Fluglarmschutzgesetzes
orientiert wird oder nicht. Sollte eine solche Ori-
entierung im Gesetzentwurf drinstecken — ich
meine, man kann es auch anders interpretieren —
sollte das aber gemeint sein, miissten wir davon
ausgehen, dass nach wie vor dieses Gesetz nicht
die Zustimmung der Kommission finden konnte,
da die Umweltvertriaglichkeitsprifung ausdriick-
lich auch so genannte Vorsorgeaspekte zu umfas-
sen hat, und damit auch eine Betrachtung derjeni-
gen Bereiche erforderlich ist, wo nur so genannte
abwégungserhebliche Fluglarmbeeintrachtigungen
auftreten. Das Fluglarmschutzgesetz selber mar-
kiert aber eben bereits die Schwelle der Unzumut-
barkeit. Das ist der erste Punkt. Dariiber hinaus
halte ich es fiir bedenklich, wenn in der Gesetzes-
begriindung ausgefiihrt wird, dass die Grobpla-
nung der Flugverfahren ein besonderes Gewicht
haben soll. Es mag aus Praktikabilitdtsgriinden, je-
denfalls im Bereich der Umweltvertraglichkeits-
priifung, moglicherweise noch funktionieren, dass
man sagt: Die vertieften Betrachtungen mache ich
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nur fiir diejenige abgestimmte Grobplanung, die
sich im Planfeststellungsverfahren als realistisch
darstellt. Spétestens dann, wenn es um die Prii-
fung der Auswirkungen fiir eine FFH-Vertraglich-
keitspriifung geht, reicht eine groBe Grobpla-
nungsbetrachtung nicht aus. Das ergibt sich be-
reits aus der aktuellen Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts, also den Urteilen bei-
spielsweise vom 12. November 2014 und vom

18. Dezember 2014 zu der Miiggelsee-Route bzw.
einer weiteren Flugroute fiir den Berliner Flugha-
fen. Da hat das Bundesverwaltungsgericht keinen
Zweifel dran gelassen, dass eine FFH-Vertrédglich-
keitspriifung, und zwar unabhéingig davon, was in
einem evtl. Planfeststellungsverfahren alles ge-
priift wurde, jedenfalls dann durchzufiihren ist,
wenn diese konkrete Routenfiihrung und diese
konkrete Beeintrachtigung eines FFH oder Vogel-
schutzgebietes zuvor nicht betrachtet worden ist.
Von der praktischen Relevanz her muss man se-
hen: die groBen Ausbauvorhaben sind — jedenfalls
fiir den Moment — erstmal gelaufen. Das heifit, die
Frage, wann der erste Anwendungsfall dieser Ge-
setzdnderung eintreten wird, ist noch offen. Die
eigentlich drdngenden Probleme in der Praxis ha-
ben wir aber in den Fillen, wo wir tiber Bestands-
flughéfen reden, an denen ohne eine bauliche An-
derung die planfeststellungs- oder genehmigungs-
pflichtig ist, die Flugverfahren gedndert werden.
Da fehlt es nach wie vor an geeigneten Beteili-
gungsvorschriften. Man sollte aus meiner Sicht
auch die Gelegenheit nutzen, um zumindest fiir
wesentliche Flugverfahrensidnderungen, worauf
auch der Sachverstdndigenrat fiir Umweltfragen
hingewiesen hat, wenigstens fiir diejenigen Flug-
verfahrensdnderungen, die zu einer signifikanten
Verschiebung der Schalllast fithren und zu neuen
Betroffenheiten in der Bevélkerung, die bisher
nicht gepriift worden sind, eine entsprechende
Beteiligung vorzusehen. Das zunéchst zu dem ers-
ten Fragenkomplex, also zu der Frage, inwieweit
wird kiinftig der Schutz vor Flugldarm verbessert.
Wie gesagt, eine isolierte Anderung der Flugver-
fahren an den Flughéfen, wird nach wie vor nicht
geregelt. Hier muss man auch sehen, dass die ent-
sprechenden Klageverfahren, die bisher gegen
Flugroutenfestsetzungen gelaufen sind, im We-
sentlichen gerade diese Fille betrafen, eben die
Félle, wo keine Planfeststellung oder Genehmi-
gung vorausgegangen war, sondern es um eine so
genannte isolierte Flugverfahrensdnderung geht.

Was die FFH-Vertraglichkeitspriifung betrifft —
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habe ich schon angesprochen —, habe ich erhebli-
che Bedenken, dass eine Begrenzung auf die
Grobplanung vor der EU-Kommission bestehen
wird. Der Gesetzgeber sollte mindestens in der Ge-
setzesbegriindung darstellen, dass im Zweifel eine
FFH-Vertraglichkeitspriifung auch bei einer iso-
lierten Flugverfahrensédnderung erforderlich ist,
und zwar unmittelbar aus unionsrechtlichen
Griinden. Das liegt daran, dass die Projektbegriffe
der UVP-Richtlinie und der FFH-Richtlinie unter-
schiedlich sind. Der Projektbegriff der FFH-Richt-
linie ist viel weiter. Das heiBt, wir brauchen keine
bauliche Anderung oder ahnliches, sondern in
dem Moment, wo durch ein Flugverfahren durch
Uberflug erhebliche Beeintrichtigungen eines Ge-
bietes nicht ausgeschlossen werden kénnen, muss
unter Beteiligung der Umweltverbdnde eine FFH-
Vertraglichkeitspriifung durchgefiihrt werden.

Wenn Sie mich also fragen, dritte Frage, was ist
Grundlage, oder ob es moglich ist, auf Basis des
jetzigen Gesetzentwurfes das Vertragsverletzungs-
verfahren einzustellen, wiirde ich ganz klar sagen:
nein. Es wird ndmlich ein ganz wesentlicher
Punkt tibersehen. Die Tatsache, dass dieses Gesetz
nur fir die Zukunft wirkt, fithrt dazu, dass sie die
Praxis, die an deutschen Verkehrsflughdfen im
Prinzip seit Ablauf der Umsetzungsfrist fiir die
UVP-Richtlinie angewendet wurde, ndmlich im
Falle einer wesentlichen Anderung oder auch ei-
ner Anlegung des Flughafens nur die Grobpla-
nung der Flugrouten zu betrachten und diesen ge-
samten Einwirkungsbereich nicht einzubeziehen,
nur fir die Zukunft abstellen. Die VerstoBe, die
hier bereits in der Vergangenheit eingetreten sind,
bleiben unbewdltigt. Ich meine, die EU-Kommis-
sion hat zuletzt in ihrem Vertragsverletzungsver-
fahren wegen des Umweltrechtsbehelfsgesetzes,
was in dem bekannten Urteil des EuGH vom

15. Oktober 2015 geendet ist, ganz klar dokumen-
tiert, dass sie nicht bereit ist, Verstofe der Mit-
gliedstaaten gegen Unionsrecht in der Vergangen-
heit zu akzeptieren. Und schon aus Vorsichtsgriin-
den, um hier nicht zu riskieren, dass es fiir die
Flughéfen Probleme gibt, weil sich im Nachhinein
herausstellt, dass vielleicht die eine oder andere
Planfeststellung oder Genehmigung eben nicht
unter Betrachtung des gesamten Einwirkungsbe-
reichs vorgenommen wurde, meine ich, sollte
man hier vorsorglich bei wesentlichen Anderun-
gen von Flugverfahren eine Umweltvertrdglich-
keitspriifung als Nachholungsverpflichtung vorse-
hen.
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Vorsitzender: Danke, Frau Hef3! Fiir die SPD-Frak-
tion der Kollege Rimkus.

Abg. Andreas Rimkus (SPD): Liebe Sachverstidn-
dige, vielen Dank fiir die umfangreichen schriftli-
chen Stellungnahmen, die Sie uns haben zukom-
men lassen. Sehr hilfreich fiir die Vorbereitung
und auch fiir die Fragestellung! Ich moéchte mich
in der ersten Runde auf den § 8 Absatz 1 konzent-
rieren und eine Frage an Frau Dr. Funk stellen,
vor dem Hintergrund, dass die Formulierungen in
Bezug auf Planfeststellungen von wesentlichen
Verdnderungen sprechen und der Tatsache, dass
an Flughéafen stdndig bauliche MaBlnahmen statt-
finden, die ja nicht immer im direkten Kontext
von Flugverfahren oder An- und Abfliigen stehen:
Sind Sie der Auffassung, dass die Formulierun-
gen, so wie sie im Gesetzestext stehen, aber auch
im Anderungsantrag, hinreichend prizise sind?

Und an Herrn Schoefer, von der Grundsatzlich-
keit, wenn Flugrouten im Planfeststellungsverfah-
ren flir zukiinftige Fragen festgestellt werden soll-
ten, wie schéitzen Sie denn aus der Praxis die Aus-
wirkungen entsprechend ein? Auch in der Hin-
sicht auf die Frage von baulichen Anderungen,
die zurzeit stattfinden, aber auch in Zukunft statt-
finden konnten.

Vorsitzender: Danke! Frau Dr. Funk, bitteschon!

Dr. Ulrike Funk (Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Verkehrsflughédfen (ADV)): Ich méchte mich vorab
bedanken fiir die Einladung, fiir die Gelegenheit
zur Stellungnahme. Herr Rimkus, zu Threr Frage:
Vorab die ganz klare Botschaft, dass die ADV-Po-
sition ist, dass es diese Anderung von § 8 Absatz 1
nicht braucht. Ganz klare Botschaft! Dieses Ver-
tragsverletzungsverfahren, das damit beendet wer-
den soll, bei dem hétten wir uns gewtiinscht, dass
es durch Widerstand, durch klare Ansage des
BMVI beendet wird, indem formuliert wird, dass
das deutsche Planungsrecht EU-rechtskonform ist.
Dazu hitte sich das BMVI auf Entscheidungen des
Bundesverwaltungsgerichts stiitzen kénnen, die
nach Bekanntwerden des Vertragsverletzungsver-
fahrens ergangen sind und in denen uns das Bun-
desverwaltungsgericht ganz klar attestiert hat,
dass hier eine entsprechende Europarechtskonfor-
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mitét vorliegt und das Vertragsverletzungsverfah-
ren ins Leere geht. Insofern war unsere Position:
bitte nicht den § 8 anfassen!

Der nédchste Punkt, den ich hier unbedingt ma-
chen méchte ist, und hier bin ich bei Ihrer Frage,
Herr Rimkus, dass die vorgenommenen Anderun-
gen iiber das hinausgehen, was uns die Rechtspre-
chung ins Stammbuch geschrieben hat. Die Recht-
sprechung — hier gehe ich auf Frau Hel mit einen
Nebensatz ein — hat hier wirklich ausformuliert,
dass die Probleme, die wir haben, mit dem vor-
handenen Gesetzestext bewéltigt werden kénnen.
Alles was iiber die Rechtsprechung hinausgeht,
und da haben wir verschiedene Formulierungen
in unserer Stellungnahme angesprochen, verwés-
sert die Klarheit unseres Luftverkehrsgesetzes im
§ 8, verwissert die vorhandene Rechtsprechung,
dass wir die Probleme, die wir in der Vergangen-
heit hatten, da gibt es auch nichts schénzureden,
ich schaue auch Richtung Hauptstadtflughafen,
mit dem § 8 bewdltigen kdnnen, so wie er liegt
und steht und wie wir die Rechtsprechung dazu
haben. Eine ganz klare Ansage der ADV, dass wir
so einen — ganz krass formuliert — Stindenfall, wie
wir es in Berlin hatten, nicht mehr erleben wer-
den. Wir werden Miinchen erdffnen, wenn es zum
Bau der 3. Startbahn kommt. Ich sage Ihnen, dass
nach meiner Einschidtzung 95 Prozent der Verfah-
ren so abgewickelt werden, wie es in der Grobpla-
nung zugrunde gelegt ist. Deswegen, Herr Rimkus,
zuriick zu Threr Frage, die Aussage von mir, dass
die Formulierungen verwéssern, und insofern
wegfiihren von der Rechtssicherheit, die wir hier
durch Gesetz plus Rechtsprechung haben und die
wir brauchen. Und zwar nicht vorweg die Flughé-
fen, die brauche ich natiirlich auch, sondern vor-
weg die larmbetroffenen Biirger, die wissen miis-
sen, was auf sie zukommt, und die nicht wieder
liber Jahre hinweg warten wollen, bis eine neue
Rechtsprechung sich an nicht ganz prizisen For-
mulierungen entwickelt hat. Damit ist niemandem
gedient und deswegen wenden wir uns gegen
diese Formulierungen, die uns zu schwammig
sind, und haben Anderungsvorschlige schriftlich
vorgelegt. Vielen Dank!

Vorsitzender: Danke! Dann kommt Herr Schoefer.

Walter Schoefer (Flughafen Stuttgart GmbH): Ich
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bin jetzt seit 17 Jahren Geschaftsfiihrer am Flugha-
fen Stuttgart und auch schon seit iiber 12 Jahren
Vorsitzender des Fachausschusses Recht und Si-
cherheit bei der Arbeitsgemeinschaft der Deut-
schen Verkehrsflughéfen, also bei unserem ADV-
Verband. Ich sehe hier das Zusammenspiel — und
das ist ein relativ komplexes Zusammenspiel —
von dem Thema Larm und Larmschutz. Und das
ist ein ganz wichtiges Anliegen. Flughdfen und
Luftverkehr kénnen ohne eine verniinftige Bewil-
tigung dieses Spannungsfeldes kiinftig gar nicht
verniinftig entwickelt werden. Ich kann Thnen ver-
sichern, die Flughédfen sind nicht nur sehr daran
interessiert, sondern tun auch sehr viel dafiir, mit
Freiwilligenprogrammen usw., dass wir im
Grunde dort etwas hinbekommen. Das, was aber
jetzt als Gesetzentwurf vorgelegt wird, wird in der
Praxis — nach meiner Auffassung — gravierende
Folgen haben. Da wiirde ich auch Frau Hel so
nicht zustimmen wollen. Das erste ist: wir haben
im Grunde in Deutschland nicht einen Zustand zu
erwarten, dass es keine Planfeststellungsverfahren
mehr gibt. Im Gegenteil, es wird Planfeststellungs-
verfahren geben, und zwar auf Grund dessen, dass
wir im § 6 Absatz 4 des Luftverkehrsgesetzes eine
Regelung vor uns haben, dass bei wesentlichen
Anderungen entsprechende Planfeststellungser-
fordernisse ausgelost werden. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat dazu zwei wesentliche Bedingun-
gen, Ausloseschwellen genannt. Das eine ist,
wenn durch eine MaBnahme, und das kann auch
eine rechtliche sein.... Denken Sie jetzt an Diissel-
dorf, wer den Angerlandvergleich aufbohrt, 16st
eine Planfeststellungsverpflichtung aus. Planfest-
stellung heiBit, das gesamte System — es gibt da
keinen Bestandsschutz — wird dann an Hand des
derzeit rechtsgiiltigen MafBstabes gemessen. Also
es muss nicht mal gebaut werden, dass man Plan-
feststellungen macht. Aber es wird in der Zukunft
weitere — wegen wesentlicher Verdnderungen —
entsprechende Baunotwendigkeiten geben, und
damit auch Planfeststellungsnotwendigkeiten. Wir
haben mal versucht, zu erheben, wieviel das sein
konnte. Wir rechnen aktuell oder unmittelbar be-
vorstehend mit fiinf Verfahren. Wir rechnen mit
weiteren Verfahren, groBeren Verfahren, wenn es
um Terminalanpassungen geht. Ich sage nur in
dem Zusammenhang ein Stichwort: Wir haben
den EU-Standard 3 fiir die MRKA-Gerite, das ist
die automatisierte Reisegepédckkontrolle. Diese Ge-
rite miissen einem neuen Sicherheitsstandard ge-
niigen. Die werden sehr viel gréBer und das wird
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Ausbaunotwendigkeiten ergeben. Und wenn wir
dann gleichzeitig nicht wollen, dass unsere Kapa-
zitdten dadurch untergehen, sondern dass wir sie
haben und im Grund das, was auch in unseren
Anlagen drinsteckt, auch irgendwann mal abge-
holt werden kann, dann werden wir in die Plan-
feststellung miissen. Es kommt ein zweiter Effekt
hinzu: Nehmen Sie unseren mittelgroen Flugha-
fen Stuttgart, jetzt sechstgroBter in der Bundesre-
publik. Wir hatten im Jahr 2007 165.000 Flugbe-
wegungen. Wir haben heute noch 130.000, signifi-
kant weniger. Wir waren schon auf 120.000 runter
im Jahr 2013. Woher? Wir hatten friiher eine Viel-
zahl von Anbietern im Markt. Und heute haben
wir nur noch das ,,gelbe Lager”, wie wir sagen, —
das ist die Lufthansa mit ihren Téchtern — und die
AirBerlin im Linienflug. Es gibt dazu natiirlich
noch jede Menge Ferienanbieter, aber die beiden
machen sehr grofe Anteile aus. Im Linienverkehr,
war frither auf einem Flughafen wie Stuttgart ein
klassisches Flugzeug der Canadair-Jet, ein 70- bis
100-Sitzer. Heute sehen wir Flugzeuge die unter
A319 — also 150 Sitzen — iiberhaupt nicht mehr
verkehren. Und meine Damen und Herren, das ist
auch gut so. Denn durch weniger Flugbewegungen
gab es natiirlich auch weniger Umgebungsbelas-
tung. Wir haben heute eine Auslastung gegeniiber
dem, was wir vor 10 Jahren hatten, von 107 Passa-
gieren auf jedem Flug. Das hatte vor zehn Jahren
der Flughafen Frankfurt. Der ist zwischenzeitlich
natiirlich weiter vorausgelaufen. Das heilit aber,
wenn wir jetzt allein — Stichwort ,mehr Bewegun-
gen‘ — wieder auf das alte Niveau wollen, von
130.000 auf 160.000, dann kommen wir tiber die
15%-Schwelle raus. Das heilit, wenn wir das tun
wollen, durch eine Anderung unserer Sicherheits-
einbauten, dann kommen wir aus einem Grund,
der eigentlich gar nicht kapazitétsorientiert ist, in
die Notwendigkeit, dass wir Planfeststellung
wahrscheinlich werden betreiben miissen. In dem
Moment, wenn Planfeststellung betrieben werden
muss, meine Damen und Herren, haben Sie im
Grunde das gesamte Priifungsprogramm auf dem
Schirm. Das heiBt, auch das Larmschutzrecht
muss dann in voller Breite abgepriift werden. Da
kann nun dieser § 8 Absatz 1 eine Rolle spielen, je
nach seiner Abfassung. Das kann dramatisch wer-
den! Wenn Sie im § 8 Absatz 1 Satz von ,bestimm-
ten schutzwiirdigen Gebieten‘ sprechen, muss -
wenn die Schutzwiirdigkeit festgestellt ist — die
Planfeststellungsbehérde ein Flugverbot anord-
nen. Das ist eine gebundene Entscheidung, sie hat
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kein Ermessen. Das heilit, es kommt sehr darauf
an, was man denn unter diesen besonders schutz-
wiirdigen Gebieten versteht. Da kann man entwe-
der sagen, man kniipft an den Text an. Im § 8 Ab-
satz 1 Satz 3 haben Sie es — ich sagte Entwurf — im
Grunde mit FFH, mit naturschutzrechtlichen Be-
langen von besonderer Bedeutung zu tun. Das ist
soweit im Grunde nachvollziehbar. Es gibt da aber
eine andere Vorschrift, ndmlich den § 50 Bundes-
Immissionsschutzgesetz. Viele sagen, es sei die
Mutternorm des Immissionsschutzes, weil dort im
Grund geregelt ist, wie man mit konfligierenden
Nutzungen umgeht. Dort sind auch bestimmte be-
sonders schutzwiirdige Gebiete definiert. Wenn
Sie dort Ihre Ankniipfung nehmen, dann sind Sie
auf einmal nicht mehr bei der Frage ,,Was darf
nicht iiberflogen werden“ bei der Frage von FFH-
Gebieten oder Natura 2000, sondern an allen
Wohngebieten dran. Denn der § 50 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz sagt, wenn sie auf der einen
Seite eine industrielle Nutzung haben, eine stark
emittierende industrielle Nutzung, und auf der
anderen Seite haben Sie eine Wohngebietsnut-
zung, dann soll man das rdumlich trennen. Die
Wohngebiete sind bestimmte besonders schutz-
wiirdige Gebiete. Da aber unsere Siedlungssteue-
rung in den vergangenen Jahrzehnten so gut wie
nicht funktioniert hat, jedenfalls nicht sehr iiber-
zeugend... Und da waren, mit Verlaub, die Lan-
desparlamente und ihre Petitionsausschiisse im-
mer kriftig dabei, die Ausnahmen dann von den
eigentlichen Siedlungssteuerungsvorschriften zu-
zulassen, bzw. so zu bitten, dass man dann doch
alle moglichen Gebdude, sogar in unmittelbarer
Néihe von Start- und Landeanlagen, zulédsst, Mehr-
familienhéduser. Bei uns auf den Bildern ist das
die berithmte vierte, fiinfte Fruchtfolge. Der Bauer
weil nicht mehr, wo er investieren soll. Und dann
baut er Mietshduser. Und zwar direkt natiirlich
auf eigenem Grund am Rande des Ortsetters und
in Sichtweite der Start- und Landebahn. Das sind
die Félle, vor denen ich Angst habe, wenn Sie die-
sen § 8 Absatz 1 in dieser Formulierung so belas-
sen, dass wir dann iber die Definition der schutz-
wiirdigen Gebiete auf einmal zu Beschriankungen
kommen, dass wir dann, wiederum zusammenge-
nommen mit der Frage der Planfeststellung wegen
wesentlicher Anderung, auf einmal das System an
Luftverkehr, das wir heute gesichert haben, im
Grunde nicht mehr haben werden. Ich mochte
nicht falsch verstanden sein, das ist kein Pladoyer
gegen mehr und besseren Larmschutz. Wir haben
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liber die Jahre hinweg an allen Flughédfen, auch
iiber die Fluglarmkommission, immer wieder
Flugverfahren verbessern konnen, schrittweise,
praxisorientiert. Deswegen lassen Sie uns auf die-
sem Weg weitergehen. Es kann auf jeden Fall
nicht sein, dass im Rahmen einer gebundenen
Entscheidung die Planfeststellungsbehorde prak-
tisch hier dazu erméchtigt wird, eine Flugverbots-
zone, eine Tabuzone zu errichten. Ich halte es
auch in der Sache nicht fiir notwendig, denn im
Grunde hat die Europédische Kommission das
deutsche System gar nicht verstanden. Es wird
ndmlich eigentlich erwartet, dass im Planfeststel-
lungsverfahren natiirlich der gesamte Einwir-
kungsbereich erhoben wird — ganz klar. Und wie
wird der definiert? Indem sie im Grunde die Geo-
grafie der Start- und Landebahnen nehmen, dann
entsprechende An- und Abflugtrichter, und in
diesem Bereich untersuchen sie. Und dort finden
librigens auch nicht nur fiir einzelne Flugrouten,
sondern im gesamten Bereich die Umweltvertrig-
lichkeitspriifungen statt. Wenn Sie so wollen, sind
wir breiter im Ansatz als das, was die EU fir die
einzelne Flugroute sich vorstellt. Wir haben ganze
Sektoren untersucht. Deswegen lassen Sie uns da
nicht das deutsche Recht unter Wert schlagen.
Wir sind da wirklich nicht schlecht. Und wenn es
um die einzelne Flugroutenfestlegung geht, stehen
ganz andere Dinge, ndmlich sehr technische und
sehr die Sicherheit und Leichtigkeit der Abwick-
lung des Flugverkehrs betreffende Dinge im Vor-
dergrund, und miissen das auch.

Also nochmals zusammengefasst: Ich habe grofie
Befiirchtungen. Erstens weil so getan wird, als
gibe es hier keine Planfeststellungsverfahren
mehr. Ich garantiere Ihnen, wir werden in den
nédchsten Jahren reichlich davon haben, weil wir
wesentliche Anderungen haben werden, aus un-
terschiedlichen Anldssen. Das zweite Thema ist:
Vorgaben zu machen aus der Planfeststellung fiir
die Flugroutenfestlegung, wie wir es heute haben,
ist eigentlich eine verniinftige Angelegenheit.
Wenn Sie das aber jetzt soweit fassen, wie hier im
Entwurf, und auch noch die Einzelfreigabe, also
ein komplettes Flugverbot, damit verbinden, dann
schiefen Sie mit dem Gesetzentwurf weit tiber das
hinaus, was das Bundesverwaltungsgericht eigent-
lich wollte. Das Bundesverwaltungsgericht wollte,
dass eine Umweltvertraglichkeitspriifung dann,
wenn sie unterblieben ist, nachgeholt werden
kann — siehe Berliner Verfahren —, aber vom
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Grundsatz her, dass hier fiir das Standardverfah-
ren eine Vorgabe gemacht wird, aber die Ein-
zelfreigabe, die Entscheidung im Einzelfall mog-
lich bleiben muss. Nach Threm Entwurf geht das
so nicht. Das sind die wesentlichen Punkte in der
ersten Fragerunde. Herzlichen Dank!

Vorsitzender':' Dankeschon, Herr §choefer! Jetzt
kommt fiir BUNDNIS 90/DIE GRUNEN der Kol-
lege Kiihn.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Vielen Dank! Es ist ja die letzte Chance mit der
Gesetzesnovelle, dass die Koalition ihren Koaliti-
onsvertrag abarbeitet. Ich will deshalb nochmal
kurz erwdhnen, was im Koalitionsvertrag steht. Da
steht z. B., bei der Festlegung von Flugrouten soll
der Larmschutz, insbesondere in den Nachtstun-
den... und bei der Festlegung von Flugrouten sol-
len Anwohner und Kommunen transparent und
frithzeitig informiert und beteiligt werden. Ich
mochte eine Frage an Herrn Jiihe richten und fra-
gen, ob er diese Aspekte, die im Koalitionsvertrag
benannt werden und eben von mir zitiert wurden,
in dem Gesetzentwurf wiederfindet.

Die zweite Frage bezieht sich auf das Vertragsver-
letzungsverfahren, weil Deutschland keine UVP
und Natura 2000-Priifung bei der Festlegung von
Flugrouten in der Vergangenheit vorgenommen
hat, ob es denn nicht notwendig gewesen wire, im
Rahmen der Gesetzesnovelle, auf Gutachten ein-
zugehen, welche der Sachverstdndigenrat fiir Um-
weltfragen, und auch das Umweltbundesamt,
diesbeziiglich beauftragt haben, welche eben kon-
krete Vorschldge gemacht haben, wie man in das
Verfahren der Festlegung von Flugrouten eine
Umweltvertrdaglichkeitspriifung iibernehmen
kénnte. und damit auch eine bessere Offentlich-
keitsbeteiligung.

Vorsitzender: Herr Jiihe, bitte!

Thomas Jiihe (Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Fluglarmkommissionen (ADF)): Vielen Dank auch
fiir die Einladung. Zunéchst erstmal: ich vertrete
seit 2003 die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Flug-
larmkommissionen als Vorsitzender. Die ADF ist
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nicht das, was man tiblicherweise unter ,,Umwelt-
seite” versteht, sondern die Fluglarmkommissio-
nen, die nach § 32 b LuftVG eingerichtet sind,
sind interessendifferenziert aufgestellt, das muss
man ganz deutlich sagen, Sie wissen das, iiber die
Zusammensetzung. Die Luftverkehrswirtschaft ist
selbst in den Flugldrmkommissionen vertreten.
Und die kommunalen Vertreter repriasentieren na-
tiirlich auch immer die Interessenlage ihres Flug-
hafenstandortes mit. Ich sage das ganz bewusst,
damit man nicht von vornherein in irgendeine
Schublade geschoben wird. Das wére nicht zutref-
fend. Auf das, was Herr Kiithn gefragt hat, méchte
ich wie folgt antworten: Ich sage, auch die Ar-
beitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissio-
nen war liberrascht, dass eine Anderung des Luft-
verkehrsgesetzes jetzt eigentlich nur in dem Zu-
sammenhang mit einer externen Einwirkung erfol-
gen soll. Wir hdtten uns gewiinscht, und hatten
das auch erwartet, dass das, was im Koalitionsver-
trag ausgefiihrt ist, was hier auch von drei Par-
teien, die die Regierungskoalitionen stellen, im
Vorfeld in ihren Wahlprogrammen sehr ausfiihr-
lich dargelegt war.... Ich erinnere mich z.B. auch
an Einladungen der verschiedenen Arbeitskreise,
unter anderem auch der CDU-Fraktion, wo man
sich inhaltlich sehr intensiv auseinandergesetzt
hat: Was ist denn eigentlich jetzt zu tun, um mehr
Schutz der Bevélkerung vor Flugldarm erreichen zu
kénnen? Das, was dann im Koalitionsvertrag ver-
einbart worden ist — Herr Kiihn, hat schon einen
Aspekt angesprochen —, das ist etwas, bei dem die
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommis-
sionen davon ausgegangen ist, dass es in dieser
Legislaturperiode auch realisiert werden soll. Das
heiBt, wir haben Sie hier ernst genommen. Und
das Thema ,, Transparenz und Beteiligung” ist an-
gesprochen worden. Aber da steht ja noch etwas
mehr drin. Es steht auch drin, eine gesetzliche
Grundlage dafiir zu schaffen, dass z. B. an den
verschiedenen Flughafenstandorten die Spreizung
larmabhéngiger Entgelte realisiert werden kann.
Aber auch, und das erscheint mir fast als der
wichtigste Punkt, der hier eine groBe Rolle spielt,
dass auch die Etablierung larmreduzierter flugbe-
trieblicher Verfahren vorangebracht wird. Da sage
ich ganz deutlich, das ist ja kein Zufall, dass das
im Koalitionsvertrag gelandet ist. Das basiert ja
auf einer Erkenntnis, ndamlich auf der Erkenntnis,
dass die bestehende gesetzliche Grundlage es
nicht hergibt, das hinreichend betreiben zu kon-
nen. Ich bin nicht nur Vorsitzender der Arbeitsge-
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meinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen,
sondern ich sitze z. B. auch im Koordinierungsrat
des Forums Flughafen & Region, einer Einrich-
tung, die die hessische Landesregierung fiir den
Flughafenstandort Frankfurt geschaffen hat, um
dort den Flugldrmschutz voranzubringen Wir sto-
Ben immer wieder an genau diese Grenzen, dass
wir uns im Gremium einig sind, welche MalBnah-
men sinnvoll wéren, um am Flughafenstandort
Frankfurt deutliche Verbesserungen herbeizufiih-
ren, z. B. durch die technischen Mdglichkeiten
der satellitengestiitzten Navigation, wir aber
gleichzeitig dann feststellen miissen: ja Moment
mal, die gesetzliche Grundlage dafiir ist gar nicht
da. Nach wie vor kann letztlich jeder fliegen wie
er will, weil wir hier kein geeignetes Tool in der
Hand haben. Deswegen — wie gesagt — hatten wir
die Erwartung, dass da jetzt etwas geschieht. Es
uberrascht mich nicht nur, sondern ich finde es
auch schade, dass ganz offensichtlich in dieser Le-
gislaturperiode nur auf externes Einwirken rea-
giert wird, aber politische Gestaltungsspielrdume,
die man selbst reklamiert hat, offenkundig nicht
genutzt werden sollen.

Herr Kiihn hatte angesprochen, dass mittlerweile
auch Gutachten vorliegen, die Moglichkeiten auf-
zeigen, das, was im Koalitionsvertrag adressiert
ist, auch Wirklichkeit werden zu lassen. Wobei
ich hier deutlich sage, es geht ja auch nicht da-
rum, jetzt das, was in einem Gutachten empfohlen
ist, 1:1 umzusetzen. Also sowohl im Hinblick auf
das Papier des Sachverstdndigenrates fiir Umwelt-
fragen, als auch im Hinblick auf das UBA-Gutach-
ten zur Beteiligung an der Flugverfahrensplanung
habe ich selbst Anmerkungen zu machen, wo ich
sage: Man muss aufpassen, dass man sich keiner
Flexibilitdt beraubt. Da gibt es auch — das darf ich
sagen — mit der ADV durchaus Ubereinstimmung
in der einen oder anderen Frage. Aber das darf
uns auf gar keinen Fall davon abhalten, es mal zu
regeln, es anzugehen, und nicht so zu tun, dass
die bisherige Regelung ausreichen kénnte, um den
Flugldarmschutz weiterzuentwickeln. Deswegen
mein Plddoyer in diese Richtung. Belassen Sie es
nicht bei diesem Ansatz, den Sie jetzt hier ge-
wahlt haben, den ich durchaus nicht fir falsch
halte. Im Hinblick auf das externe Einwirken ist es
durchaus eine Antwort, die man geben kann. Aber
es wird bei weitem nicht dem gerecht, was Sie
selbst als politische Aufgabenstellung fiir diese
Legislaturperiode formuliert haben. Deswegen
meine Bitte, da auf jeden Fall mehr reinzupacken.

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

Ich will es auch mal an einem Beispiel deutlich
machen. Am Flughafenstandort Frankfurt — und
das gilt dann iibrigens fiir alle anderen Standorte
auch, denn alle Standorte sind darum bemitiht,
mehr in Sachen Flugldrmschutz zu tun, das heilt,
vor allem erstmal: ,,aktiver Schallschutz — kdmp-
fen wir darum, dass so genannte GBAS-System zu
installieren, um intelligenter Flugverfahrenspla-
nung regeln zu kénnen, dicht besiedelte Wohnge-
bieten umfliegen zu kénnen. Da besteht Konsens.
Jetzt sitzt die Deutsche Lufthansa mit am Tisch,
und sie ordert ein Flugzeug vom Typ A320 mit
GBAS-Ausstattung, verweigert aber gleichzeitig,
weil es mit Kosten verbunden ist, die Aktivierung
des GBAS-Systems. Das ist fiir niemanden nach-
vollziehbar. Das wird auch noch politische Dis-
kussionen auslosen, die den jeweiligen Landesre-
gierungen nicht guttun. Und wo man einfach mal
sagen muss: Hédtten wir eine geeignete gesetzliche
Grundlage, dann wiére es klar, dass man sowas
auch entsprechend dann absichern kann. Und
nicht nur dariiber zu sprechen, dass es schén
ware, etwas zu entwickeln, oder eine blanke Hoff-
nung zu entwickeln, dass es schon irgendwie lei-
ser wiirde. Das Thema ,,Schutz vor Fluglarm*
wird politisch in den nédchsten Jahren eine immer
groBere Rolle spielen. Und Ergebnisse z. B. einer
NORAH-Studie tragen mit dazu bei, dass man
auch erkennt, dass es einen Zusammenhang zwi-
schen gesundheitlichen Wirkungen und dem, was
an Larm entsteht, gibt. Deswegen meine dringende
Bitte an Sie: stellen Sie sich dem, arbeiten Sie das
ab, was Sie im Koalitionsvertrag angelegt haben!
Dabei mochte ich es erstmal belassen.

Vorsitzender: Dann kommen wir in die ndchste
Runde. Fiir die CDU/CSU-Fraktion der Kollege
Wichtel.

Abg. Peter Wichtel (CDU/CSU): Vielen Dank,
meine Damen und Herren Sachverstdndigen, dass
Sie uns heute zur Verfiigung stehen. Ich méchte
aus der CDU/CSU-Fraktionssicht heraus zunéchst
feststellen, dass die Anderung des § 8 im Gesetz-
entwurf reinen Klarstellungscharakter hat — aus
meiner Sicht. Sie verfolgt das Anliegen, die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum
Verhiltnis von Flugverfahren, Planfeststellung,
Umweltvertrdglichkeitspriifung und FFH in Geset-
zesform zu gieBen und zu ergdnzen. Mit in den
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Gesetzentwurf eingeflossen sind natiirlich die
Themen, die aus dem Flugunfall resultieren. Und
die Umsetzung all dessen, was im Koalitionsver-
trag dariiber hinaus noch steht, ist und war in die-
sem Verfahren nicht beabsichtigt.

Meine Frage an Herrn Dr. Herrmann vom Bundes-
amt fiir Flugsicherung und an Herrn von Randow
vom BDL deswegen wie folgt: Wie bewerten Sie
die Anderungen beziiglich des § 8 ? Sind Sie der
Ansicht, dass somit — vor dem Hintergrund des
Vertragsverletzungsverfahrens der EU — Rechtssi-
cherheit herrscht?

Der zweite Teil: Ist das im Rahmen dessen, was
uns das Bundesverwaltungsgericht bei diesen
Themen immer aufgibt? SchlieBlich sollen zustédn-
dige Planfeststellungsbehérden nach dem Ent-
wurf, den wir vorliegen haben, ja zukiinftig, an-
statt der Klarstellung, die die sonst machen, dass
iiber bestimmt An- und Abfluggebiete nicht geflo-
gen werden darf.... Wie bewerten Sie diese Kom-
petenzverschiebung, die ja dann fiir den einen
Teil im Rahmen der Planfeststellung zu den Lén-
dern geht? Und sehen Sie Risiken durch die Tatsa-
che, dass die Planfeststellungsbehorde rechtlich
die Moglichkeit hat, solche Gebiete auszuweisen,
hinsichtlich des Ablaufes, des Betriebes und der
Genehmigungsverfahren insgesamt? Vielen Dank!

Vorsitzender: Herr Prof. Dr. Herrmann, Sie begin-
nen.

Prof. Dr. Nikolaus Herrmann (Bundesaufsichts-
amt fiir Flugsicherung (BAF)): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender, fiir die Einladung. Herr Abg. Wich-
tel, vielen Dank fiir die Frage. Rechtssicherheit ge-
geniiber der EU-Kommission ist etwas, was ich
wohl kaum beantworten kann. Die EU-Kommis-
sion ist ein schwieriger Gesprachspartner. Aller-
dings kenne ich aus eigener Anschauung die Ge-
schichte hinter diesem Vertragsverletzungsverfah-
ren, das im urspriinglichen Pilotverfahren noch
sehr stark auf die Tatsachen des Berliner Flugha-
fens fokussiert war. Die EU-Kommission hat in
diesen Besprechungen, bei denen auch die Bun-
desregierung einen Bericht zu den Details vorge-
legt hat, erkennen lassen, dass sie in der Tat das
Berliner Verfahren nicht im Einzelnen aufbohren
wollte, sondern mit den Antworten, die gegeben
wurden, zufrieden war, und dass sozusagen nur
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noch — verglichen mit dem Ausgangspunkt —
rechtliche Klarstellungen gewiinscht waren. Aller-
dings muss man die Historie betrachten. Die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts,
die in der Sache Klarstellungen bringt, datiert zu
einem Grofiteil aus der Zeit nach dem Aufforde-
rungsschreiben der EU-Kommission. Was seitdem
zwischen Bundesregierung und EU-Kommission
verhandelt worden ist, entzieht sich meiner
Kenntnis. Ich konnte jetzt versuchen, in eine Glas-
kugel zu gucken, aber das bringt nicht viel. Ich

sehe eine gewisse Chance; das ist aber eher ein
Gefiihl.

Die Frage: Entspricht der vorgelegte Gesetzent-
wurf der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts? Ich habe in meiner schriftlichen Stel-
lungnahme ausgefiihrt, dass er an einzelnen Stel-
len einen anderen Ansatz, einen von der Kategorie
her anderen Ansatz, verfolgt. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat sich aus Rechtsschutzverfahren
heraus immer mit konkreten Sachverhalten be-
fasst bzw. mit konkret in dem Sachverhalt sich
stellenden Rechtsfragen. Die Aufgabe des Gesetz-
gebers ist eine andere, ndmlich abstrakt und in die
Zukunft gerichtet, das Thema zu behandeln. Dort
ist es durchaus sinnvoll, von den Kategorien, die
das Bundesverwaltungsgericht aus den Einzelver-
fahren heraus entwickelt hat, ein Stiick weit zu
abstrahieren. Sie fragten zu dem Thema der Kom-
petenzverschiebung Richtung Lander bezogen auf
Luftsperrgebiete. Auch dort sehen wir eine Kate-
gorie-Verschiebung. Die Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts, die ankniipft an konkrete
Verfahren — das kennen wir aus anderen Teilen
des Planungsrechts — ist so eine Art Schwarzfla-
chenkartierung: wo findet der Larm statt und wo
miissen wir genau hingucken? Was der Gesetzent-
wurf jetzt macht, ist das Umgekehrte. Eine Art
Weibflachenkartierung. Wo soll kein Larm hin?
Das sind zwei Seiten einer Medaille. Das Ent-
scheidende ist die Frage: Reden wir iiber geplan-
ten Flugverkehr — Stichwort ,Flugrouten‘? Oder
reden wir iiber jeglichen Flugverkehr? Ich denke,
dort zeigt ein Blick auf das, was tatsdchlich statt-
findet, dass in dem Bereich, in dem Flugldrm in
erheblichem MaBe vorkommt — egal ob Sie die
MabBstdbe des Bundesemissionsschutzgesetzes
nehmen, oder die MaBstédbe des Fluglarmgesetzes
— also im Nahbereich der Flughifen, ein groBer
sachlicher Unterschied nicht besteht. Ich hatte,
das sehen Sie in meiner Stellungnahme, zwei
willkiirlich herausgegriffene Screen-Shots von
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Flugspurenaufzeichnungen beigefiigt. 15 oder 20
Kilometer um die Flughédfen herum findet der
Flugverkehr im Wesentlichen auf Flugverfahren
statt. Es ist kein groBer sachlicher Unterschied,
aber es gibt einen betrieblichen Unterschied. Die
operative Flugsicherung der DFS, muss, um ihrem
Auftrag, den Flugverkehr sicher abzuwickeln,
nachkommen zu kénnen, in der Lage sein, aus
Sicherheitsgriinden von Flugverfahren abzuwei-
chen. Auch dort, wo man es eigentlich nicht
macht. Also auch in diesem Nahbereich. Typi-
sches Beispiel: Gewitterfront oder Staffelungsun-
terschreitung — so nennen wir die Anndherung
von Luftfahrzeugen. Diese folgen zum Beispiel aus
unterschiedlichen Geschwindigkeiten der Luft-
fahrzeuge, die nicht planbar sind. Dieses Instru-
ment muss es geben. Nun kann man sagen: Not
kennt kein Gebot. Das braucht man nicht extra
aufzunehmen. Ich bin mir da aus der Kenntnis des
operativen Umgangs der Fluglotsen mit diesem
Thema nicht so sicher. Der Fluglotse kann nur
aufgrund von klaren Handlungsanweisungen ar-
beiten. Er kann nicht anfangen abzuwigen, wenn
er zwei Punkte auf dem Bildschirm sieht, die er
voneinander trennen muss. Deshalb wére dort
eine gewisse Klarheit und Rechtsicherheit sicher-
lich wiinschenswert. Wie gesagt, die Gerichte und
die Gesetzgebung haben einen anderen Ansatz
und deshalb sind andere Kategorien erlaubt und
sinnvoll.

Zur Kompetenzverschiebung zu den Landern: das
Problem landet jetzt dort, wo es hingehdrt. Natiir-
lich gibt es Risiken. Je mehr Gebiete Weiliflaichen
werden, in denen kein Flugverkehr stattfinden
soll, umso stiarker sind die Restriktionen fiir die
Kapazitit der Flughédfen. Das ist kein akademi-
sches Problem. Ich will ein Beispiel nennen. Wir
haben in Frankfurt mit der Nord-West-Bahn eine
Flughafenerweiterung gesehen, die das Larm-
schutzkonzept, was es dort schon immer gibt,
nochmal bestétigt hat. In der Planfeststellung steht
dazu nicht viel. Da stehen zweli, drei Sitze, aber
das Larmschutzkonzept ist, die dichtbesiedelten
Bereiche im Westen des Flughafens weitrdumig zu
umfliegen. Wenn dieses jetzt in der Planfeststel-
lung so stehen wiirde, dann zeigt sich, was der
hessische Verwaltungsgerichtshof festgestellt hat:
mit einem solchen Sperrgebiet ist die von der
Planfeststellung prognostizierte Bodenkapazitit —
oder etwas despektierlich Betonkapazitdt — mit
diesem Larmschutzkonzept nicht zu machen, je-
denfalls nach derzeitigen technischen Standard,
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Also haben wir echte Konflikte zwischen Kapazi-
tdt und Larmschutz. Und mit dieser Gesetzesédnde-
rung landen die Konflikte dort, wo sie hingeho-
ren, ndmlich an den Anfang, bei der Planfeststel-
lungsbehdrde, die die einzige Stelle ist, die sdmtli-
che Konflikte umfassend betrachten und bewalti-
gen kann. Das, was wir im Moment haben, ist,
dass ganz am Ende meine Behorde, aber noch
mehr die operative Flugsicherung, den ,Schwar-
zen Peter’ zugeschoben bekommt. Dieser Gesetz-
entwurf platziert das Problem richtig. Danke!

Vorsitzender: Danke, Herr Prof. Dr. Herrmann!
Jetzt Herr von Randow, bitte.

Matthias von Randow (Bundesverband der Deut-
schen Luftverkehrswirtschaft e.V. (BDL)): Herr
Wichtel, gern beantworte ich Thre Fragen nach Ri-
siken, Rechtssicherheit und Kompetenzverschie-
bung. Worum geht es? Das Anliegen ist doch, dass
die Menschen Planungssicherheit brauchen.
Wenn Sie im Planfeststellungsverfahren bewerten,
wo haben Sie schutzwiirdige Gebiete, miissen Sie
auch abwiégen, wie das mit kiinftigen Flugverfah-
ren ist. Das miissen Sie im Planfeststellungsver-
fahren mit einbeziehen, das ist richtig. Biirger
brauchen Planungssicherheit. Wir haben aller-
dings gegeniiber dem Zeitpunkt, wo Sie Thren
Koalitionsvertrag gemacht haben, und der heuti-
gen Situation mit dem Bundesverwaltungsge-
richtsurteil eine fundamentale Verdnderung, ndm-
lich eine neue Rechtssicherheit, in dieser Frage.
Deswegen wire es nicht erforderlich, dass Sie die-
sen Punkt, der ja wichtig ist, noch einmal in § 8
Luftverkehrsgesetz klarstellend regeln. Sie haben
schon bei Vorstellung des Gesetzentwurfs — und
das hat die Bundesregierung auch klar gemacht —
gesagt, Sie haben das Anliegen, es nochmal klar-
stellen zu wollen. Deswegen will ich jetzt darauf
aufsetzen. Die Koalition will das im Gesetz klar-
stellen. Wenn Sie das tun, mochte ich mich jetzt
auch nur dazu verhalten. Da ist unser Petitum:
,machen Sie das so, dass Sie das klarstellen, aber
gehen Sie keine Risiken ein“. Die Risiken will ich
beschreiben. Im § 8 LuftVG wollen Sie klarstellen,
dass im Planfeststellungsverfahren sichergestellt
ist — was seit dem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts schon sichergestellt ist —, dass schutzwiir-
dige Gebiete geschiitzt werden vor An- und Ab-
flugverkehr, wenn dieses im Abwégungsprozess
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erforderlich ist zur Genehmigung eines Vorha-
bens. Das ist ein nachvollziehbares Anliegen. Das
Problem mit dem Gesetzentwurf, wie er jetzt vor-
liegt, ist: Sie stellen nicht das klar, sondern ma-
chen etwas anderes. Sie gehen weit dariiber hin-
aus. Sie legen eine Flugverbotszone fest. Sie stel-
len nicht klar, dass Flugverfahren einer solchen
Abwigung nicht widersprechen diirfen, sondern
Sie sagen: ,Jeglicher An- und Abflugverkehr ist
dort ausgeschlossen’. Sie konnen nochmal in die
Stellungnahme des Bundesaufsichtsamts fiir Flug-
sicherung schauen. Dort ist dezidiert bestétigt,
was ich gerade gesagt habe, — dieser Unterschied.
Was bedeutet der und welches Risiko bedeutet der
feine Unterschied? Die Festlegungen von Flugver-
fahren liegen heute in der Bundeskompetenz. Das
ist auch gut so. Noch etwas Zweites liegt in der
Bundeskompetenz: wenn Sie in Deutschland kom-
plette Flugverbotszonen einrichten wollen. Das,
was in die Landerkompetenz gehort, wie es Herr
Herrmann eben dargestellt hat, ist das Abwé-
gungsverfahren zu schutzwiirdigen Gebieten. Das
Problem ist, wenn Sie den kompletten An- und
Abflugverkehr im Planfeststellungsverfahren ver-
bieten, besteht keine Moglichkeit mehr, dort, wo
der Bund die Zustidndigkeit hat fiir die Flugverfah-
ren, in Einzelfreigaben zu reagieren, z.B. auf drin-
genden wetterbedingten Kapazitdtsbedarf. Sie
konnen nicht auf sicherheitsbedingte Einzelfreiga-
ben reagieren und das ist ein erhebliches Problem.
Denn Sie haben Flugverbotszonen eingerichtet.
Und das nicht durch den Bund, der bisher fiir die
Einrichtung von Flugverbotszonen zustédndig ist,
sondern durch die Lander. Sie verschieben diese
Zustdndigkeit dorthin. Deswegen haben wir Thnen
einen minimalinvasiven Anderungsvorschlag un-
terbreitet, wie Sie dieses grofe Risiko beheben
und gleichwohl das Anliegen der Koalition einl6-
sen konnen. Dass Sie noch einmal klarstellen,
dass die Menschen ein Anrecht darauf haben,
dass im Planfeststellungsverfahren natiirlich abge-
wogen werden muss, wo denn kiinftig An- und
Abflugverfahren zu erwarten sind bzw. wo Ge-
biete sind, die geschiitzt werden miissen. Das ist
unser Petitum. Deswegen minimalinvasiv. Wir ha-
ben Verstidndnis, wenn Sie sagen, Sie wollen das
aufgreifen und eine Klarstellung im Gesetz ma-
chen. Aber dann machen Sie eben nur eine Klar-
stellung und gehen Sie nicht dariiber hinaus und
werfen plotzlich wesentliche Bestandteile der
Kompetenzverteilung in der Bundesrepublik
Deutschland iiber den Haufen. Und gehen Sie
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nicht diese von mir beschriebenen zusétzlichen
Risiken ein. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr von Randow! Der
néchste Fragesteller ist dann der Kollege Herbert
Behrens Fraktion DIE LINKE.

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Aus der sehr
qualifizierten Stellungnahme von Frau Hel habe
ich entnommen, dass es problematisch ist, dass
wir nur iiber Regelungen fiir zukiinftige Verfahren
reden und keine Nachholungsverpflichtung drin
steht. Haben Sie eine Idee, mit welchen weiteren
legislativen MaBnahmen eingegriffen werden
sollte, um wirklich eine Besserung der Belastungs-
situation fiir die Menschen, die von Flugldrm be-
troffen sind, hinzubekommen? Das ist meine erste
Frage.

Dann nochmal in Bezug auf das direkte Verfahren.
Mit dem Gesetzentwurf werden Teile von EU-Ver-
ordnungen bzw. Durchfiihrungsverordnungen an-
gegangen, ndmlich die Nr. 216 aus 2008 und die
Durchfiihrungsverordnung aus 2014 mit der Nr.
239, die in deutsches Recht umgesetzt werden sol-
len. Dabei sind die Erfordernisse eines neuen
Sicherheitszeugnisses fiir die Flughdfen genannt.
Welche Konsequenzen hat dies Erfordernis dieser
Sicherheitszeugnisse fiir die Flughédfen? Gilt das
auch fiir alle Bestandsflughédfen und fiir die Luft-
fahrtbehorden? Konnen Sie uns dazu etwas sagen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir haben aufgenom-
men, dass die beiden Fragen an Frau HeD gerichtet
sind. Frau Hel}, Sie haben das Wort.

Franziska HeB (Kanzlei Baumann Rechtsanwilte):
Ich beginne mit der ersten Frage, also welche wei-
teren legislativen MaBnahmen erforderlich sind,
um Verbesserungen im Fluglarmbereich zu erzie-
len. Ich mochte da gerne aufsetzen auf der Emp-
fehlung, die im Gesetzgebungsverfahren insbeson-
dere vom Bundesrat gekommen ist. Ich denke, es
gibt viele Bereiche, wo der Gesetzgeber tétig wer-
den kann. Die Umweltvertraglichkeitspriifung,
sozusagen als Vehikel fiir eine Offentlichkeitsbe-
teiligung, ist ein Weg, der aber zunéchst an der
Belastungssituation nichts dndert, sondern es gibt
nur eine verbesserte Beteiligung der Offentlichkeit
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und damit moglicherweise eine erh6hte Akzep-
tanz. Was wir dringend brauchen, und weswegen
es aus meiner Sicht auch erforderlich wire, dass
die Koalition iiber eine Umsetzung ihres Koaliti-
onsvertrages in dem Punkt nachdenkt, sind mate-
rielle Bewertungskriterien bei der Festlegung von
Flugverfahren. Wir haben das Problem, dass es fiir
die Abwidgungsentscheidung des Bundesaufsichts-
amtes fiir Flugsicherung bei der Festlegung von
Flugverfahren keinerlei verbindliche Regelungen
gibt. Kein Mensch weil3, wie die Abwéagung erfolgt
in Bezug auf eine intensive Betroffenheit vieler
Larmbetroffener oder die intensive Betroffenheit
nur weniger, in welchen Pegelhdhen etc. Dazu
fehlt es bisher an Kriterien und die miissen drin-
gend entwickelt werden. Es wire dariiber hinaus
hilfreich und dem Flugldrmschutz dienlich, wenn
das Abwigungsgebot auch fiir die Festlegung von
Flugverfahren ausdriicklich im Gesetz festgelegt
wiirde. Und dariiber hinaus die Luftfahrtbeh6érden
durch eine Erweiterung des § 29 b Absatz 2 des
Luftverkehrsgesetzes, in Anlehnung an den schon
geregelten Absatz 1, auch daran gebunden wer-
den, den Schutz vor Flugldarm bei ihren Entschei-
dungen angemessen zu beriicksichtigen und auf
die Nachtruhe der Bevélkerung in besonderem
MabBe Riicksicht zu nehmen. Es steht ohnehin im
kommenden Jahr eine Uberpriifung des Fluglirm-
schutzgesetzes an. Hier miissen dringend die
Grenzwerte gesenkt werden. Es kann nicht mehr
davon ausgegangen werden, dass die bisherigen
Larmwerte, die im Flugldrmschutzgesetz geregelt
sind, einen Schutz im Vorfeld der Gesundheits-
schiddigung oder der Gesundheitsgefahr gewadhren.
Vielmehr ist davon auszugehen, dass speziell im
Bereich des nédchtlichen Flugldarms die derzeit gel-
tende Grenzwertlage schon in den Bereich der Ge-
sundheitsgefahr hineingeht.

Die sekundire Ebene des Fluglarmschutzes ist in
der Vergangenheit hochst ,stiefmiitterlich’ behan-
delt, ndmlich der passive Schallschutz. Ich rede
davon, dass wir ein optimiertes und verbessertes
untergesetzliches Regelwerk zum Fluglarmschutz-
gesetz brauchen. Es gibt die erste, zweite und
dritte Fluglarmschutzverordnung, die eigentlich
fur die Betroffenen essenziell sind, weil dort die
Standards festgelegt werden, wie die Hauser ge-
schiitzt werden. Da haben wir massive Defizite.
Ich habe auch meine Zweifel, dass man das tiber
Verordnungen regeln kann. Wir sind hier — aus
meiner Sicht — im Bereich der Wesentlichkeit im
Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfas-
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sungsgerichts. Hier geht es darum, wie konkret die
Menschen in ihren Hausern, in ihrer Gesundheit,
geschiitzt werden. Da meine ich, das sollte man
nicht liber Verordnungen regeln, sondern das
muss der Gesetzgeber selber entscheiden. Ein wei-
teres Problem im aktuellen Flugldarmschutzgesetz,
auch das konnte man verbessern, ist der lange
Zeitraum zwischen der Anspruchsentstehung und
der Mdglichkeit, tatsdchlich Larmschutz geltend
zu machen. In diesen Bereichen ist noch eine
Menge Luft nach oben, da kann man eine Menge
regeln. Ich méchte zum § 8 Absatz 1 in der vorlie-
genden Anderungsversion noch eines klarstellen,
weil hier immer gesagt wird, der Wortlaut deutet
darauf hin, dass man jetzt Flugverbotszonen im
Sinne des § 17 Luftverkehrsverordnung festlegen
wolle und dass die Planfeststellungsbehérde quasi
ein Luftsperrgebiet festlegen konnte. Gerade auf-
grund der Ankniipfung des Gesetzentwurfes an
die Rechtsprechung des Bundeverwaltungsge-
richts halte ich diese Annahme eigentlich eher fiir
fernliegend. Schon deshalb, weil man der gesam-
ten Gesetzesbegriindung entnehmen kann, dass es
um planmé&Bigen An- und Abflugverkehr geht.
Wenn man das im Gesetz noch klarstellen wiirde,
tdte das sicherlich niemand weh. Dass es nicht da-
rum geht, beispielsweise die Einzelfreigabeent-
scheidungen der Deutschen Flugsicherung ndher
zu regeln, oder zu regeln, dass in Notsituationen
bestimmte schutzwiirdige Gebiete doch aus-
nahmsweise liberflogen werden kénnen. Ich
denke, das gebietet der gesunde Menschenver-
stand. Deswegen sehe ich diese Gefahr hier — ganz
offen gesagt — nicht.

Es war zusétzlich noch die Frage, wie ich die Aus-
wirkungen der Neueinfiihrung des § 10 a Luftver-
kehrsgesetzes einschétze, also das dort geregelte
Zeugnis iiber die Feststellung einer Konformitit
mit den entsprechenden flugsicherheitsrechtli-
chen Bestimmungen, die ein Sammelsurium bil-
den aus ICAO-Vorschriften, konkretisiert durch
die EASA und europarechtlichen Bestimmungen.
Mich hat es sehr gewundert, dass von Seiten ins-
besondere der Luftverkehrswirtschaft in den Stel-
lungnahmen nicht viel dazu gesagt worden ist. Ich
glaube, dass wir hier auf eine ganz erhebliche
Aufgabe zulaufen und zwar zum einen fiir die
Flughéfen, fiir die dieses Konformitdtszeugnis mit
erheblichen Kosten verbunden sein wird. Dies
schon aufgrund der Tatsache, dass die unions-
rechtliche Verpflichtung aus der Verordnung
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216/2008 bzw. der Kommissionsdurchfiihrungs-
verordnung aus 2014, nicht nur wesentliche An-
derungen erfasst und das gilt auch fiir alle Be-
standsflughéfen. Die entsprechende Umsetzungs-
frist ist schon enthalten. Spétestens bis zum 1. Ja-
nuar 2018 miissen alle Bestandsflughéfen iiber ein
entsprechendes Konformitédtszeugnis verfiigen,
sonst wire theoretisch ihr Betrieb einzustellen. Es
gibt zwar noch gewisse Ausnahmevorschriften,
aber das ist erstmal der Grundsatz. Das Ganze
wird auf Seiten der Flughéfen zu einem erhebli-
chen finanziellen Aufwand fiithren. Es wird aber
auch — und ich weiB nicht, inwieweit das im Ge-
setzentwurf hinreichend gewiirdigt ist — auf Sei-
ten der Landesluftfahrtbehérden zu ganz erhebli-
chen Aufgaben fithren. Und es wird auch zu ganz
erheblichen Kosten fiihren. Was aus meiner Sicht
unklar ist an dieser Neuregelung in § 10 a des
Luftverkehrsgesetzes, ist das Verhéiltnis zu den
bisher schon bestehenden luftrechtlichen Geneh-
migungen/Planfeststellungen, bzw. auch zu luft-
rechtlichen Betriebsgenehmigungen. Der Gesetz-
entwurf geht davon aus, dass diese Konformitats-
erkldrung, in einem Genehmigungsverfahren ab-
laufen soll, das auf Antrag des Flughafens einge-
leitet und ohne Offentlichkeitsbeteiligung durch-
gefiihrt wird. Das Konformitédtszeugnis soll zu den
bestehenden Betriebsgenehmigungen und/oder
Planfeststellungen hinzutreten. Einen Drittschutz
mochte der Gesetzentwurf ausschlieBen. Ich
mochte nur auf einen ganz wesentlichen Gesichts-
punkt hinweisen. Aufgrund der Tatsache, dass
diese Regelung vor allem die Bestandsflughdfen
betrifft, kann aus meiner Sicht gerade nicht ausge-
schlossen werden — selbst wenn man die Geneh-
migungen formal nebeneinander stellt — dass ma-
teriell-rechtlich betrachtet der Erlass eines sol-
chen Konformitdtszeugnisses dazu fiihrt, dass
Teile der bestehenden Planfeststellung/Betriebsge-
nehmigung hierdurch ersetzt werden. Mir fallen
spontan zwei, drei Flughéfen ein, wo dartiber hin-
aus die Erteilung eines solchen Konformititszeug-
nisses Betrachtungen in der Umgebung des Flug-
hafens erfordern wiirde, die Zweifel daran begriin-
den, ob das Ganze tatsachlich nicht die Interessen
auch der Nachbarn beriihren kann. Sicherheitsfra-
gen konnen insbesondere dann, wenn es bei-
spielsweise Storfallbetriebe oder dhnliches in der
unmittelbaren Umgebung des Flughafens gibt,
durchaus drittschutzrelevant werden. Ich meine,
diesen Drittschutz kann man auch als Gesetzgeber
nicht vollstdndig beseitigen.

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

Vorsitzender: Ich danke Ihnen. Ich wére allen
Sachverstdndigen dankbar, sich ein wenig kiirzer
zu fassen, so dass wir vielleicht noch eine dritte
Runde anschlieBen konnen. Ich gebe das Wort
weiter an die SPD-Bundestagesfraktion, an den
Kollegen Andreas Rimkus.

Abg. Andreas Rimkus (SPD): Herr von Randow,
vielen Dank fiir die Ausfithrungen in der ersten
Fragerunde. Ich mdéchte in der zweiten Runde ins-
besondere Sie etwas anderes fragen. Es geht um
einen Komplex im Zusammenhang mit der Tatsa-
che, dass sich aus dem tragischen Ungliick vor
knapp einem Jahr verschiedene Dinge ergeben ha-
ben. Im Schlussbericht der Task Force liest man
zur Frage der Pseudonymisierung: ,,In der Task
Force wurden die in Deutschland praktizierten
Verfahren der Pseudonymisierung diskutiert und
bewertet. Es wird vorgeschlagen, Alternativen zu
entwickeln, mittels derer unter Wahrung von Da-
tenschutz und arztlicher Schweigepflicht die
Komplexitit des Informationsflusses reduziert
und damit die Untersuchungs- und Kontrollpraxis
weiter vereinfacht werden kann“. In diesem Zu-
sammenhang geht es um die Fragestellung der
Schlussfolgerungen, auch bezogen auf den Ande-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen, aber auch in
Bezug auf eine mogliche weitere Starkung der
jetzt schon sehr guten Sicherheit im Luftverkehr.
Bei der Frage der Airline Safety geht es auch um
die Bedeutung des Vertrauensverhéltnisses zwi-
schen der Crew, der Flugbetriebsorganisation der
Unternehmen, aber auch der Flugmediziner, was
fiir die Sicherheit im Flugverkehr besonders wich-
tig ist. Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund
die geplanten Gesetzesdnderungen in Bezug auf
Kontrollen nach Alkohol, Medikamenten und
Drogen? Ist dabei sichergestellt, dass Piloten sich
nicht aus Angst vor Lizenzverlust Kontrollen und
Therapien entziehen? Und ist es aus Threr Sicht
ein richtiger Weg, an dieser Stelle mit ,,Klarna-
men“ zu arbeiten, ein guter und gangbarer Weg
dies so zu machen?

An Herrn Mendel richte ich die Frage zu den so
genannten Rendezvouspldtzen. Das sind Plétze,
die Park- oder auch Sportpldtze in der Ndhe oder
an Krankenhiusern sein konnen, die nicht tiber
§ 25 als Pldtze des offentlichen Interesses, aber
auch nicht nach § 6 genehmigt werden konnen,
sondern ganz normal anzufliegen sind. Ist das,
was heute Praxis ist, auch nach den Anderungen
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moglich? Dies frage ich insbesondere vor dem
Hintergrund der Relevanz von Leib und Leben.
Gibt es Einschrdankungen? Ich habe Sie in der ers-
ten Runde so verstanden, dass auch Dachlande-
platze nach § 6 genehmigungsfidhig sind. Nach
meiner Kenntnis ist das nach § 6 nicht mdglich.
Insofern wire die spannende Frage: Ist das immer
noch strittig?

Vorsitzender: Herzlichen Dank! Ich nehme in
meinen Appell ausdriicklich die Kolleginnen und
Kollegen mit auf. Zunéchst ist Herr von Randow
gefragt. Bitte, Sie haben das Wort.

Abg. Andreas Rimkus (SPD): Ich habe die Riige
verstanden.

Matthias von Randow (Bundesverband der Deut-
schen Luftverkehrswirtschaft e.V. (BDL)): Herr
Rimkus, da ich Gelegenheit hatte, Ihnen in meiner
fritheren Funktion als Vorsitzender der Task Force
Bericht zu erstatten, kann ich mich jetzt darauf be-
schrianken, was wir als Bundesverband der Deut-
schen Luftverkehrswirtschaft zu Threm Ande-
rungsantrag zu sagen haben.

Erstens: Wir begriifen auBlerordentlich, dass Sie
sehr zligig die Vorschlége, die in der Task Force
entwickelt worden sind, aufgegriffen haben, dass
bei dem Verfahren des Informationsflusses und
der Transparenz bei Untersuchungsbefunden der
Flugmedizin rasch eine Verdnderung herbeige-
fithrt wird. Nicht nur die EU-Kommission, auch
wir in der Task Force haben gesagt, das Verfahren
sollte dringend gedndert werden. Der Gesetzgeber
greift das jetzt auf, er schafft ein Verfahren — und
das ist wichtig —, das unter Einhaltung der arztli-
chen Schweigepflicht ein Verfahren der Informa-
tionsiibermittlung der Untersuchungsbefunde er-
moglicht. Das ist aus unserer Sicht ausdriicklich
zu begriifen. Ebenso begriilen wir die Einrichtung
einer Datenbank, die selbstverstandlich ebenfalls
den Erfordernissen der &drztlichen Schweigepflicht
entspricht. Auch das sieht der Anderungsantrag
vor. Auch diese Datenbank ist geeignet, genau das
zu schaffen, was wir brauchen, dass die unter-
schiedlichen Untersuchungsbefunde, die iiber
Jahre regelméBig an den Piloten vollzogen wer-
den, zu jeder Zeit rasch zuginglich sind. Dies gilt
sowohl fiir die Aufsichtsbehorde, als auch fir die
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Flugmediziner. Dariiber hinaus erméglichen sie
dem Aufsichtsfiihrenden Amt Zugang zu den un-
tersuchenden medizinischen Praxen. Auch das
erscheint uns eine ausgesprochen sinnvolle
Schlussfolgerung zu sein.

Zum Thema ,Kontrollen auf Alkohol, Medika-
mente und Drogen‘ haben wir immer gesagt, an-
lassbezogene Kontrollen sind gut und richtig.
Nach geltendem Recht bestehen sie schon heute.
Sie sind nach geltendem Recht nicht nur mdglich,
sie sind sogar erforderlich. Wir haben in unserer
schriftlichen Stellungnahme dargelegt, aus wel-
chen gesetzlichen Bestimmungen sich das heute
bereits zwingend ableitet, sowohl fiir die Luftauf-
sicht, aber auch fiir alle anderen Beteiligten, auch
fiir unsere Unternehmen. Auch wir haben bereits
heute die Pflicht, wenn wir anlassbezogen Grund
haben zu der Vermutung, dass ein Pilot eine sol-
che Substanz zu sich genommen hat, sofort einzu-
schreiten. Das leitet sich nicht zuletzt auch aus
dem Strafgesetzbuch ab. Von daher sind Thre An-
derungen im Luftverkehrsgesetz etwas, was aus
heutiger Sicht gar nicht erforderlich ist. Was aller-
dings erforderlich ist — aus unserer Sicht — ist die
Einfiihrung zusétzlicher Zufallskontrollen. Denn
Sie erreichen mit anlassbezogenen Kontrollen na-
turlich nicht die Falle, die trotzdem vorkommen.
Wir wissen das aus vielen Liandern, aus den USA,
aus Australien, aus Grofbritannien, aus den Nie-
derlanden. Wir wissen, dass es trotzdem Fille
gibt, wo Piloten solche Substanzen zu sich genom-
men haben und eigentlich nicht flugtauglich sind.
Uber Zufallskontrollen schaffen Sie eine General-
priavention, also einen zusétzlichen abschrecken-
den Effekt. Diesen Effekt haben uns auch die ame-
rikanischen Behorden noch einmal dargelegt. Und
Sie erreichen durch solche Zufallskontrollen auch
die Moglichkeit, einzelne Personen aus dem ent-
sprechenden Verkehr zu ziehen. Auch deswegen
begriien wir ausdriicklich die Einfiihrung solcher
Zufallskontrollen. Wir hitten Thnen vorgeschla-
gen, dass diese Zufallskontrollen durch die 6ffent-
lichen Behérden durchgefiihrt werden sollten und
nicht durch die Unternehmen. Entscheidend ist
fiir uns aber, dass es auf jeden Fall solche Zufalls-
kontrollen gibt. Und nicht nur als Moglichkeit,
sondern als Verpflichtung. Das ist entscheidend,
denn nur wenn der Gesetzgeber dieses verpflich-
tend macht, konnen wir das, was Sie in IThrem An-
derungsantrag sagen, ndmlich dass wir Betriebs-
vereinbarungen mit unseren Beschiftigtenvertre-
tungen schaffen sollen, auch umsetzen.
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Es ist die Sorge geduBert worden, was wir eigent-
lich mit Menschen machen, die sich nicht mehr
an die Unternehmen wenden, wenn sie ein psy-
chisches oder ein Alkoholproblem haben, da sie
der Angst ausgesetzt seien, ihre Lizenz zu verlie-
ren. Dafiir haben wir — das ist in Deutschland gén-
gige Praxis — Anlaufstellen bei allen unseren Un-
ternehmen geschaffen. Wir haben gesagt, dass der
Europédische Gesetzgeber fiir Europa so etwas ver-
pflichtend machen solle. Diese Anlaufstellen, an
denen sich die Piloten wenden konnen, schaffen
die Moglichkeit, dass sie sich auf ein Verfahren
einschlieBlich Therapie usw. einlassen und ihre
Lizenz erhalten. Das ist der entscheidende Punkt.
Dieses sind abgestimmte Verfahren mit dem Luft-
fahrtbundesamt. Von daher muss man keine Sorge
haben, dass Lizenzen verloren gehen. Danke!

Vorsitzender: Dann Herr Mendel, bitte.

Jorg Mendel (Luftfahrt-Bundesamtes (LBA)): Herr
Rimkus, Sie hatten gefragt nach den Rendezvous-
platzen. Das sind Pldtze, die nicht direkt am Kran-
kenhaus liegen, sondern etwas abseits. Die kon-
nen auch weiterhin angeflogen werden, gestiitzt
auf § 25 Absatz 2 Nr. 2 LuftVg, also bei Gefahr fiir
Leib und Leben, zur Ubergabe der Verletzten an
das Krankenhaus, die von dort mit dem Kranken-
wagen die letzten Meter weiter iiberfiihrt werden.
Das ist weiterhin moglich.

Bei Gefahr fiir Leib und Leben kann ein Hub-
schrauberpilot natiirlich immer und iiberall lan-
den. Auf der Autobahn oder auch solchen Ren-
dezvouspldtzen. Wenn das aber regelmaébig, also
mehr als einmal am Tag immer widerkehrend dort
gemacht wird, wire das eine Umgehung und das
wiirden wir aus Sicherheitsgriinden hinterfragen.
Aber wenn es begriindbar ist, dass das so war,
dann ist das auch zuléassig.

Sie hatten in einem zweiten Teil Threr Frage noch-
mal nachgefragt nach den Landepldtzen auf Da-
chern. Davon gibt es jede Menge und die sind
nach § 6 LuftVg genehmigt. Es gibt vom ADAC ein
groBes Buch, wo ganz viele dieser Platze aufge-
fiihrt sind. Die haben eine Hubschrauberlande-
platzgenehmigung nach § 6. Bei dem, was ich auf
Frage von Herrn Lange vorhin (Anm: die mangels
Mikrophon nicht aufgezeichnet werden konnte)
geantwortet habe, habe ich Bezug genommen auf
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einige wenige Pldtze, die keine solche Genehmi-
gung haben. Ich habe eine Stellungnahme des
Deutschen Krankenhausverbandes gelesen, da war
von 11 Platzen die Rede. Weil es nur 11 sind,
sehen wir uns in der Lage, diese nicht pauschal
abzulehnen, sondern sie zuerst anzuschauen. Die
Alternative wiére, dass man sagt, die miissen
durch das aufwéndigere und kostspieligere Ge-
nehmigungsverfahren nach § 6 LuftVg gehen.

Vorsitzender: jetzt bekommt der Kollege Kithn
von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN das Wort.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ich mochte aufgreifen, was nicht in der Geset-
zesnovelle steht, aber in Sachen ,Larmschutz‘ am
Ende relevant ist. Das ist die Frage der fehlenden
gesetzlich verankerten Abwéagungskriterien fiir die
Festlegung von Flugverfahren. Deshalb mdéchte
ich Herrn Jithe aus der Praxis der Arbeit der Flug-
larmkommission fragen, ob es nicht notwendig
ware, dass wir dort Kriterien definieren. Sicher-
heit steht immer an erster Stelle, das ist ja unbe-
stritten, so steht es auch im Gesetz. Aber brauch-
ten wir nicht Abwéagungskriterien auch im Ver-
hiltnis zu der Frage der Einzelfreigaben, die mitt-
lerweile die Regel sind, und nicht die Ausnahme?

An Herrn Herrmann die Frage: Sie sind am Ende
diejenigen, die gefragt werden, warum die Abwa-
gung so erfolgt ist und nicht andersrum. Daher
auch die Frage: Wiirde es Ihnen in Threr Arbeit
nicht helfen, wenn es Abwéagungskriterien fiir die
Festlegung von Flugverfahren gébe, die rechtsver-
bindlicher Handlungsleitfaden fiir Thre Arbeit
sind? Im Zusammenhang mit Ihrer Stellungnahme
mochte ich zum Thema ,FFH-Priifung’ fragen.
Jetzt ist der Regelungsvorschlag im Gesetz, dass
das nur bei Planfeststellungsverfahren gepriift
werden soll. Dabei wissen wir, dass oft erst Jahre
spdter das, was in der Planfeststellung beschlos-
sen wurde, in der Praxis umgesetzt wird, wie neue
Technik, neue Abflugverfahren etc. Sie haben ge-
sagt, dass das BAF eine im Planfeststellungsver-
fahren unterbliebene FFH-Vertriaglichkeitspriifung
nachholen kann. Kénnen Sie sagen, wie oft, wie
regelmiBig Sie das machen? Wie Sie mit dieser —
ich sage jetzt mal — Kann-Bestimmung in der Pra-
xis umgehen?
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Vorsitzender: Gefragt wurden Herr Jithe und dann
Herr Prof. Dr. Herrmann.

Thomas Jiihe (Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Fluglarmkommissionen (ADF)): Herr Kiihn, ich
denke, es ist klar, dass wir, wenn wir Kriterien
hétten, deutlich sicherer agieren konnten, als das
derzeit der Fall ist. Genau genommen strickt man
sich an den Standorten derzeit jeweils selbst Kri-
terien, mit deren Hilfe man versucht, eine larm-
giinstigste Flugroutenvariante zu ermitteln. Ich
sage es mal vorsichtig, da haben wir bisher vor
Gericht auch Gliick gehabt, dass das funktioniert
hat. Das hat auch damit zu tun, dass das, was jetzt
seitens des BAF immer noch akzeptiert wird,
namlich das sehr archaische Verfahren der DFS,
immer noch als Grundlage gewertet wird. Aber
ich will Ihnen das deutlich machen. Die DFS mit
ihrem NIROS-Verfahren betrachtet z.B. bei einer
Flugroute, die Starts umfasst, den Larm, der durch
die Starts an dieser Stelle ausgeldst wird, und
nicht, was in diesem Raum z.B. beim Anflug an
Larm vorhanden ist. Damit erhalte ich eigentlich
ein wirklichkeitsfernes Bild der Flugldrmbelas-
tung an einer bestimmten Stelle. Trotzdem ist das
NIROS-System nach wie vor akzeptiert. Wir brau-
chen hier auf jeden Fall eine Weiterentwicklung.
Wir haben uns am Flughafenstandort Frankfurt
sehr grofe Miihe gegeben, das sauber abzuarbei-
ten, und mit Hilfe eines Indexsystems Varian-
tenanalysen durchzufiihren. Aber, wie gesagt, das
schwebt im rechtsfreien Raum. Da sollte auf jeden
Fall etwas geschehen. Da mochte ich auch Frau
HeB Recht geben, die das Thema vorhin angespro-
chen hat, dass es fiir die Abwédgung entsprechen-
der Kriterien bedarf.

Zum Thema ,Einzelfreigaben‘: Als wir eine bri-
sante Untersuchung durchgefiihrt haben — iiber
eine Flugstrecke, die auch in der Stellungnahme
des BAF auf Seite 8 enthalten ist, die so genannte
Stidumfliegung — haben wir uns riesige Miihe ge-
macht, wirklich jedes Detail in der Ermittlung zu
erfassen. Und dann haben wir festgestellt, dass
das durch Einzelfreigaben sofort durchléchert
wurde, weil von dieser Route relativ frith abgewi-
chen wurde. Die Darstellung, die Sie jetzt hier auf
Seite 8 sehen, die Prof. Herrmann nochmal als
Beispiel herangezogen hat, basiert allein darauf,
dass wir hier eine Sonderregelung haben, ndmlich
9.000 Fub, nicht 5.000 Ful}. Hitten wir die 9.000
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FuB nicht, wiirden Sie ein ganz anderes Bild se-
hen. Dann wiirden Sie einen riesigen Fécher an
Flugbewegungen sehen, die von der Ideallinie ab-
weichen. Also auch hier wird erkennbar, dass wir
dringend Regelungen brauchen. Der Handlungsbe-
darf ist offenkundig. Bisher haben wir vor Gericht
einfach viel zu viel Gliick gehabt.

Prof. Dr. Nikolaus Herrmann (Bundesaufsichts-
amt fiir Flugsicherung (BAF)): Wiirden Abwa-
gungskriterien helfen? Ja und nein. Denn die
Frage ist: Welche sollen es denn bitteschon sein?
Wir haben inzwischen eine relativ gesicherte
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts,
die bestédtigt, was wir als Behodrde an Larmabwa-
gungen vornehmen. Herr Jiithe hat Recht, die
Rechtsprechung wiirde uns sogar weniger erlau-
ben. Wir machen mehr, als die Rechtsprechung
verlangt. Wir machen in der Tat seit Frankfurt
und auch Berlin Gesamtlarmbetrachtungen. In-
zwischen kann das Umweltbundesamt uns an der
Stelle auch sehr gut unterstiitzen. Das war am An-
fang der Berliner Verfahren noch nicht so der Fall.
Ich mochte mich dagegen wehren, dass das, was
wir machen, im Zusammenwirken mit den Flug-
larmkommissionen, ,,selbstgestricktes Durch-
wurschteln ist. Ich méchte dafiir pladieren, dass
ortsbezogene Kriterien sehr wichtig sind, die auch
nur ortshezogen erarbeitet werden kénnen. Etwa
die immer wieder aufkommende Frage: Ist es bes-
ser, Flugverkehr zu biindeln und damit Wenige
hoch zu belasten? Oder ist es besser, Flugverkehr
zu streuen und damit Viele niedrig zu belasten?
Diese Frage — denke ich — lasst sich nur situativ
entscheiden und nicht durch Vorgabe von irgend-
welchen dann doch sehr technischen Kriterien.
Eine Kodifizierung an der Stelle wire sicherlich
niitzlich. Aber wenn es in Einzelheiten geht, in
technische Parameter, wird es duBlerst schwierig.

Zur Frage der FFH-Priifung, das ist relativ einfach.
Wir hatten zwei Fille, in denen das Gegenstand
der Rechtsprechung war: Berlin, fiir mehrere Flug-
verfahren und auch Leipzig fiir mehrere Flugver-
fahren. In Berlin hat die Rechtsprechung uns ge-
sagt: Die Kriterien der FFH-Priifung aus der Plan-
feststellung, auch wenn sie nicht spezifisch rou-
tenbezogen waren, sondern raumbezogen, iibertra-
gen auf die streitgegenstdndliche Route, reichen
fiir eine Bewertung. In Leipzig steht ein Verfahren
noch aus. Um es mal auf den sachlichen Kern zu
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bringen: die FFH-Priifung ist die Frage iiber Flug-
hdhen, iiber Vogelschutzgebiete. Kein anderes
Sachthema hat dort bisher eine Rolle gespielt. Wir
wissen, und das vielleicht nur so am Rande, aus
der Berliner Planfeststellung, dass z. B. der Otter
sehr schlecht hort. Den also interessiert das Flug-
verfahren gar nicht. Vielen Dank!

Vorsitzender: jetzt muss ich mal fragen, ob es
noch — die Antworten waren ja heute sehr aus-
fiihrlich —Bedarf an Fragen gibt, angesichts der
Zeit.

Abg. Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann darf ich mit
einer ganz kurzen Frage an den Herrn Mendel
vom LBA anschlieBen. Zu den vorhin angespro-
chenen Heli-Landeplédtzen und der Frage der Re-
gelmiBigkeit. Habe ich das richtig verstanden, im-
mer wenn Gefahr fiir Leib und Leben ist, darf ge-
landet werden? Ich nehme jetzt mal den klassi-
schen Fall andersherum. Es wird niemand zum
Krankenhaus gebracht, sondern ein kleines Kran-
kenhaus muss nach einem schlimmen Unfall je-
mand verlegen, z.B. alle 2 bis 3 Wochen. Ist das
moglich?

Vorsitzender: Herr Mendel, zur Klarstellung.

Jorg Mendel (Luftfahrt-Bundesamtes (LBA)): Das
kann ich nicht so eindeutig mit ja beantworten.
Wir unterscheiden zwischen Rettungsfliigen und
Ambulanzfliigen. Ambulanzfliige, das bedeutet
Verlegung von einem Krankenhaus zum Anderen,
ohne Gefahr fiir Leib und Leben.

Abg. Ulrich Lange (CDU/CSU) prézisiert: Der Ver-
letzte kommt vom Unfall. Der Rettungswagen
bringt ihn erstmal ins Krankenhaus, weil man z.B.
an der Unfallstelle keinen Hubschrauber angefor-
dert hat. In dem kleinen Krankenhaus, in das er
zuerst verbracht wird, kann man ihn nur voruber-
gehend mit Medikamenten stabilisieren und will
ihn dann in den Hubschrauber bringen zum Wei-
tertransport. Ist das zuldssig?

Jorg Mendel (Luftfahrt-Bundesamtes (LBA)):

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

Danke fiir die Klarstellung. Ganz eindeutig ja, das
geht.

Vorsitzender: Danke, das ist im Protokoll festge-
halten. Sie sehen, bei uns warten Termine, zu de-
nen die Kollegen gehen. In 12 Minuten beginnt
das Plenum. Der Kollege Behrens, bitte.

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Es wurde im-
mer wieder darauf hingewiesen, dass wir zu klare-
ren Formulierungen kommen miissen. Nun lese
ich in der Stellungnahme von Ihnen, Herr Prof.
Herrmann, dass Sie bzgl. des Satzes 6 in der
neuen Fassung sagen, dass es einen gewissen Wi-
derspruch gibt. Also Sie schreiben: ,, Auffillig sind
zwei wesentliche Unterschiede zwischen den For-
mulierungen der Rechtsprechung” und beziehen
sich dabei auf erhebliche Beeintrachtigung durch
Flugldrm und auf naturschutzrechtliche Griinde,
die in der Rechtsprechung dann herangezogen
werden. Im Gesetzentwurf wird das subsumiert
unter erheblicher Beeintrachtigung durch An- und
Abflugverkehr. Ist es nicht sinnvoll, vielleicht
kann Frau Hel das bewerten, die eindeutigere Po-
sition zu ibernehmen anstatt die auch von Thnen
angemerkte differenzierte Darstellung zu verwen-
den?

Vorsitzender: Ich bitte um kurze Antworten.

Prof. Dr. Nikolaus Herrmann (Bundesaufsichts-
amt fiir Flugsicherung (BAF)): Ich halte textliche
Differenzierungen immer fiir méglich, aber nicht
unbedingt immer fiir notwendig. Ich denke, die
jetzt dort befindliche Formulierung ist in der Pra-
xis handhabbar.

Vorsitzender: Dankeschon! Frau Hel3, in ahnlicher
Kiirze wire gut.

Franziska HeD (Kanzlei Baumann Rechtsanwilte):
Dem wiirde ich mich anschlieBen.

Vorsitzender: Frau Hel, das ist hervorragend.
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Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Ich be-
danke mich, im Namen des Ausschusses, ganz
herzlich bei den Sachverstdndigen. Ich glaube Sie
haben gemerkt, wie tief wir bei diesem Luftfahrt-
gesetz noch in die demnéchst folgende Debatte ge-
hen werden. Es war heute wichtig, Sie als Sach-
verstdndige hier zu haben. Sie haben gesehen,
auch die Bundesregierung hat eine Menge notiert.
Wir wiinschen Thnen einen guten Nachhauseweg
und dem Ausschuss eine schéne Woche. Die
nédchste Ausschusssitzung ist am 16. Mérz 2016.
Die heutige Sitzung ist geschlossen. Vielen Dank!

Schluss der Sitzung: 12:50 Uhr

Martin Burkert, MdB
Vorsitzender

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
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1 Hintergrund: Vertragsverletzungsverfahren

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, die inzwischen gefestigte Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts zu kodifizieren, wonach die Umweltpriifungen nach UVP-
und FFH-Recht im Hinblick auf die Auswirkungen des an- und abfliegenden Luftver-
kehrs in der Zulassungsentscheidung (Planfeststellung bzw. Genehmigung) des
Flugplatzes zu verorten sind. Damit soll auch zur Erledigung eines anhéangigen EU-
Vertragsverletzungsverfahrens beigetragen werden.

Die EU-Kommission hat das Vertragsverletzungsverfahren® auf die Auffassung ge-
stutzt, das deutsche ,Verfahren zur Festlegung der Flugrouten® (!) sei nicht vereinbar
mit der UVP-Richtlinie und der FFH-Richtlinie. Das voraufgehende Ersuchen um
Stellungnahme im Pilotverfahren datiert vom 03.07.2012.

! Aufforderungsschreiben vom 30.05.2013, s. Pressemitteilung der Vertretung der EU-Kommission in
Deutschland vom gleichen Tage, http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/11426 de.htm
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2 Entwicklung der Rechtsprechung

Das Bundesverwaltungsgericht hat in einer Reihe von Entscheidungen sowohl zum
Recht der Planfeststellung als auch zum Recht der Flugverfahren das Verhaltnis von
Flugverfahrensfestlegung und Umweltvertraglichkeitsprifung bzw. FFH-Prifung um-
fassend geklart. Beide Prufungen sind bei der Zulassungsentscheidung fir den Flug-
platz zu verorten. Fir eine erneute oder ergdnzende Umweltvertraglichkeitsprifung
im Verfahren der Flugverfahrensfestlegung ist danach kein Raum; eine erganzende
FFH-Prufung kann allerdings ggf. geboten sein.

Die EU-Kommission hat in den genannten Entscheidungen (Ersuchen um Stellung-
nahme und Aufforderungsschreiben) auf diese Rechtsprechung nicht Bezug ge-
nommen, und auch nicht Bezug nehmen kénnen. Die Leitentscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts zum Umfang der Umweltvertraglichkeitsprifung in der luftrechtli-
chen Planfeststellung datiert vom 31.07.2012, also vier Wochen nach dem Ersuchen
um Stellungnahme der EU-Kommission; die Leitentscheidung zu UVP und FFH-
Prufung bei der Festlegung von Flugverfahren datiert vom 19.12.2013, also mehr als
ein halbes Jahr nach dem Aufforderungsschreiben der EU-Kommission.

3 Kernelemente der Neufassung

Das Bundesverwaltungsgericht hat ein in sich konsistentes Modell der Umweltpru-
fungen fir den An- und Abflugverkehr von Flughéfen entwickelt, das mit den europa-
rechtlichen Vorgaben in Einklang steht.

Der vorliegende Gesetzentwurf zeichnet die Rechtsprechung nicht in allen Einzelhei-
ten nach. Er beschrankt sich auf eine Regelung wesentlicher Kernelemente innerhalb
des Planfeststellungsrechts.

3.1 Umweltprifungen fir den An- und Abflugverkehr i n der Planfeststellung
- und nicht bei der Festsetzung von Flugverfahren

Ausgangspunkt des Gesetzentwurfs ist die Verortung der Umweltprifungen in
der Entscheidung Uber die Zulassung des Flughafens und seines Verkehrs.
Eine Umweltvertraglichkeitsprifung findet nach der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts bei der Festlegung von Flugverfahren nicht statt.

In der Rechtsprechung des Senats ist schlie3lich geklart, dass die Festlegung von
Flugverfahren nicht der Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
unterliegt und dies auch unionsrechtlich unbedenklich ist.

(standige Rechtsprechung, vgl. zuletzt BVerwG, Beschluss vom 21. Dezember 2015 —
4 B 15/14 —, Rn. 10, juris)

Eine ergédnzende FFH-Prifung kann allerdings auch bei der Festlegung von
Flugverfahren erfolgen.

Seite 2 von 2



3.2

[Die] naturschutzrechtliche Vertraglichkeits- und Abweichungspriifung in Betracht
kommender An- und Abflugverfahren zu und von einem Flughafen [ist] im Planfeststel-
lungsverfahren durchzufiithren [...] und grundsatzlich nicht im Verfahren zum Erlass
einer Verordnung nach § 27a Abs. 2 Satz 1 LuftVO. [...]

[Das] BAF [darf] eine im Planfeststellungsverfahren unterbliebene FFH-
Vertraglichkeitspriufung nachholen [...]. Wahrend die Umweltvertraglichkeitsprifung als
unselbstandiger Teil des Planfeststellungsverfahrens (vgl. 8 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG)
die Aufgabe hat, die Auswirkungen auf die Umwelt umfassend zu ermitteln, zu be-
schreiben und zu bewerten (nach § 1 Abs. 1 UVPG) und so die Abwéagungsentschei-
dung der Planfeststellungsbehdrde vorzubereiten, hangt die naturschutzrechtliche Zu-
lassigkeit eines Projekts von dem Ergebnis der FFH-Vertraglichkeitsprifung unmittel-
bar ab. Die Entscheidung nach § 34 BNatSchG ist eine eigenstandige Entscheidung
neben den fachplanungsrechtlichen Abwéagungsentscheidungen nach § 8 Abs. 1 Satz
2 LuftvVG. Zwar ist auch fir sie die Planfeststellungsbehérde zustandig, die Zustandig-
keit ist aber nicht originar, sondern wird der Planfeststellungsbehérde von § 34
BNatSchG aufgedrangt.

(BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2013 — 4 C 14/12 —, BVerwGE 149, 17-31, Rn. 30,
35)

Die umfassende Verortung der Umweltprifungen bei der Planfeststellung
auch im Hinblick auf die Festlegung von Flugverfahren ist sachgerecht. Nur
dort kbénnen die Probleme, die durch den An- und Abflugverkehr des Flugha-
fens aufgeworfen werden, umfassend bewaltigt werden (sog. Grundsatz der
Problembewaéltigung).

Der Planfeststellungsbeschluss fir den Bau eines Flughafens muss die in seiner
raumlichen Umgebung aufgeworfenen Probleme bewaltigen. Hierzu ist er nur in der
Lage, wenn die prognostische Flugroutenplanung Art und Ausmal der zu erwarten-
den Betroffenheiten in der fur die Abwagung relevanten Gré3enordnung realistisch
abbildet.

(standige Rechtsprechung, vgl. BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2013 -4 C

14/12 1, BVerwGE 149, 17-31, Rn. 12 unter Verweis auf Urteil vom 31. Juli 2012 -
BVerwG 4 A 7001.11 u.a. - BVerwGE 144, 44 Rn. 66, s. zuletzt a. Beschluss vom 08.
Januar 2015 — 4 B 46/14 —, Rn. 7, juris)

Umweltprifungen fir den gesamten Einwirkungsber eich - und nicht nur
fur bestimmte Flugverfahren/Flugrouten (Satz 4,5n  .F.)

Aus dem Zweck der Umweltvertraglichkeitsprifung leitet das Bundesverwal-
tungsgericht die Anforderung ab, den gesamten raumlichen Bereich, in dem
relevante Auswirkungen moglich sind, zu erfassen.

GemaR 8§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG umfasst die Umweltvertraglichkeitsprifung die Ermitt-
lung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen
eines Vorhabens auf die im Gesetz genannten Schutzguiter. Sie erfordert u.a. eine
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Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich des Vorha-
bens (8 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 UVPG). Um den Einwirkungsbereich des Vorhabens zu
bestimmen, ist eine Prognose der voraussichtlichen Auswirkungen erforderlich [...].
Diese Prognose darf sich nicht auf die Betrachtung bestimmter, fiur die Larmbetroffen-
heiten reprasentativer Flugrouten beschréanken; die Umweltvertraglichkeitsprifung
muss sich vielmehr raumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des Flughafens
erstrecken, in dem abwagungserhebliche Auswirkungen des Vorhabens mdglich sind.

(BVerwG, Urteil vom 31. Juli 2012 — 4 A 7001/11, 4 A 7002/11, 4 A 7003/11, 4 A
7001/11, 4 A7002/11, 4 A 7003/11 —, BVerwGE 144, 44-82, Rn. 44)

Entsprechendes gilt aufgrund des Grundsatzes der Problembewaéltigung auch
fur die FFH-Prufung.

Da es Aufgabe des Planfeststellungsbeschlusses ist, die vom Planvorhaben in seiner
raumlichen Umgebung aufgeworfenen Probleme zu bewaltigen, ist es ihm mdglich,
bestimmte An- und Abflugrouten auch aus naturschutzrechtlichen Grinden fir unzu-
lassig zu erklaren und so fur die Beklagte zu sperren.

(BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2013 — 4 C 14/12 —, BVerwGE 149, 17-31, Rn.
30)

Der Gesetzentwurf zeichnet mit Satz 4 der Neufassung

Die Prufung der Umweltvertraglichkeit und der Vertraglichkeit mit den Erhaltungszie-
len von Natura 2000-Gebieten muss sich rdumlich auf den gesamten Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens erstrecken, in dem entscheidungserhebliche Auswirkungen mog-
lich sind. (Satz 4 n.F.)

diese Rechtsprechung in vollem Umfang nach.
Satz 5

Hierbei sind in der Umgebung der in Satz 1 bezeichneten Flugplatze alle die Bereiche
zu bertcksichtigen, in denen An- und Abflugverkehr weder aus tatsachlichen noch aus
rechtlichen Griinden ausgeschlossen werden kann. (Satz 5 n.F.)

greift in seinem Wortlaut die Rechtsprechung zu den aus dem umfassenden
raumlichen Umgriff des Planfeststellungsbeschlusses folgenden Beteiligungs-
rechten auf.

Im luftverkehrsrechtlichen Planfeststellungsverfahren muss jeder beteiligt werden und
Einwendungen erheben kénnen, der durch Fluglarm abwagungserheblich betroffen
werden kann, weil sein Grundstiick innerhalb des Einwirkungsbereichs des Flugha-
fens liegt und weder aus tatsachlichen noch aus rechtlichen Griinden auszuschlieRen
ist, dass ein zu seiner Betroffenheit fllhrendes Flugverfahren festgelegt wird.

(BVerwG, Urteil vom 31. Juli 2012 — 4 A 7001/11 u.a.—, BVerwGE 144, 44-82, Leit-
satz 1)
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3.3  Beschrankungen der Nutzung des Luftraums fir de  n An- und Abflugver-
kehr in der Planfeststellung (Satz 6 bis 8 n.F)

3.3.1 Grundlagen (Satz 6 n.F)
Satz 6 der Neufassung

Lésst sich die Zulassung des Vorhabens nur rechtfertigen, wenn bestimmte
schutzwiirdige Gebiete von erheblichen Beeintrachtigungen durch An- und
Abflugverkehr verschont bleiben, legt die Planfeststellungsbehdrde fest, dass
An- und Abflugverkehr tber diesen Gebieten nicht abgewickelt werden darf.
(Satz 6 n.F.)

stiitzt sich auf eine Folgerung, die das Bundesverwaltungsgericht aus
dem Abwagungsgebot zieht.

Lasst sich die Zulassung des Flughafenausbaus nach dem Abwagungskon-
zept der Planfeststellungsbehdorde nur rechtfertigen, wenn bestimmte Gebiete
von erheblichen Beeintrachtigungen durch Fluglarm verschont bleiben, kann
die Planfeststellungsbehérde klarstellen, dass der Schutz dieser Gebiete zu
den tragenden Erwagungen des Planfeststellungsbeschlusses gehort, zu de-
nen sich das BAF bei der nachfolgenden Festlegung der Flugverfahren nicht
in Widerspruch setzen darf.

(BVerwG, Urteilvom 31. Juli 2012 — 4 A 5000/10 u.a. —, BVerwGE 144, 1-44,
Leitsatz 4)

Die entsprechende Rechtsfolge fir die FFH-Prifung formuliert das
Bundesverwaltungsgericht allerdings strikter und leitet sie nicht aus
dem Abwéagungsgebot, sondern dem Grundsatz der Problembewalti-
gung ab.

Da es Aufgabe des Planfeststellungsbeschlusses ist, die vom Planvorhaben in
seiner raumlichen Umgebung aufgeworfenen Probleme zu bewéltigen, ist es
ihm mdglich, bestimmte An- und Abflugrouten auch aus naturschutzrechtli-
chen Grinden fiir unzulassig zu erklaren und so fiir die Beklagte zu sperren.

(BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 2013 — 4 C 14/12 —, BVerwGE 149, 17-
31, Rn. 30)

Auffallig sind zwei wesentliche Unterschiede zwischen den Formulie-
rungen der Rechtsprechung und dem Wortlaut des Gesetzentwurfs.

Zum einen stellt die Rechtsprechung auf der Tatbestandsseite auf ,er-
hebliche Beeintrachtigungen durch Fluglarm® und auf ,,naturschutzrecht-
liche Grinde* ab, wahrend im Gesetzentwurf insoweit die Worte ,erheb-
liche Beeintrachtigungen durch An- und Abflugverkehr” verwendet wer-
den. Allerdings sind hier die engeren Formulierungen der Rechtspre-
chung dem jeweils beschrankten Entscheidungsgegenstand der jeweili-
gen Gerichtsverfahren geschuldet, so dass die Formulierung des Tat-
bestandes im Gesetzentwurf eine zusammenfassende und abrundende
Abstrahierung der denkbaren Sachverhalte darstellt.
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Zum zweiten allerdings nimmt der Gesetzentwurf die tatbestandliche
Formulierung des ,,An- und Abflugverkehrs* auch auf der Rechtsfolgen-
seite wieder auf, wahrend das Bundesverwaltungsgericht die Rechts-
folgen auf die Festsetzung von Flugverfahren beschrankt hat.

Beschrankungen der Abwicklung des An- und Abflugverkehrs nach dem
Gesetzentwurf und Beschrankungen der Festsetzung von Flugverfah-
ren nach der Rechtsprechung gehdren sowohl tatsachlich als auch
rechtlich unterschiedlichen Kategorien an.

Die Festsetzung von Flugverfahren ist Aufgabe des Bundesaufsichts-
amts fur Flugsicherung. Flugverfahren sind dabei nach der gesetzgebe-
rischen Konzeption in erster Linie ein sicherheitsrechtliches Instrument,
das der Verhaltenssteuerung der Luftfahrzeugfiihrer insbesondere bei
An- und Abfligen zu und von Flugplatzen dient.

(standige Rechtsprechung, grundlegend BVerwG, Urteil vom 24. Juni 2004 —
4 C 11/03 —, BVerwGE 121, 152-169, Rn. 26)

Im Nahbereich der Flugplatze dienen sie im Sinne von 8§ 27c Absatz 1
LuftVG vor allem einerseits der sicheren und fliissigen Abwicklung des
Luftverkehrs, indem sie dem Fluglotsen ein Standardinstrument zur
Verfligung stellen um so sein Eingreifen auf ein Minimum zu reduzie-
ren, andererseits aber auch der sicheren und geordneten Abwicklung
des Luftverkehrs, indem sie Verkehrsstrome von vorneherein trennen
und so madgliche Konfliktpunkte bereits planerisch reduzieren.

Demgegenuber ist die Abwicklung des An- und Abflugverkehrs Aufgabe
der Fluglotsen der mit den jeweiligen Flugverkehrsdiensten beliehenen
Flugsicherungsorganisation (also bei den deutschen internationalen
Verkehrsflughafen der DFS). Auch insoweit gebietet § 27c Absatz 1
LuftVG eine sichere, geordnete und fliissige Abwicklung.

Wahrend also die Festlegung von Flugverfahren auf der planerischen
Ebene liegt, ist die Abwicklung des Luftverkehrs taktischer Natur.

Da in der taktische Abwicklung des Luftverkehrs Einzelweisungen des
Fluglotsen nach § 33 Absatz 1 Luftverkehrs-Ordnung

Soweit die zustandige Flugverkehrskontrollstelle keine anders lautende Flug-
verkehrskontrollfreigabe nach § 31 Absatz 3 erteilt, hat der Luftfahrzeugfihrer
bei Fligen innerhalb von Kontrollzonen, bei Anfligen zu und Abfligen von
Flugplatzen mit Flugverkehrskontrollstelle sowie bei Fliigen nach Instrumen-
tenflugregeln die vorgeschriebenen Flugverfahren zu befolgen.

den Flugverfahren gegenlber vorrangig sind, ist der Begriff des An- und
Abflugverkehrs im Gesetzentwurf auch tatsachlich weiter als der Begriff
der Flugverfahren. Erfasst wird mit ihm auch der An- und Abflugverkehr,
der nicht auf durch das BAF festgelegten Flugverfahren abgewickelt
wird, sondern der durch Einzelweisungen oder Einzelfreigaben des
Fluglotsen gesteuert wird.
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Im unmittelbaren Nahbereich der groRen Verkehrsflughéfen sind die
Unterschiede allerdings gering. Der An- und Abflugverkehr in unmittel-
barer Flughafennahe wird fast stets auf Flugverfahren abgewickelt.
Hierbei ist zwischen Anflugverkehr und Abflugverkehr zu unterscheiden.

Fur den Anflug sieht die stéandige Praxis in Deutschland - entsprechend
den Vorgaben der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO - fur
Standardanfliige auf das Instrumentenlandesystem aus Sicherheits-
grinden regelmalig eine Endanfluglange von 10 Nautischen Meilen
vor,;

(vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 04. Méarz 2014 —
OVG 6 A 7.14 —, Rn. 43, juris)

hinzu kommt ein zwei Meilen langes Geradeausflug-Segment fir das
Erfliegen des Instrumentenlandesystems. In aller Regel werden daher
Anfliige ab einer Entfernung von deutlich Gber 20 km vom Aufsetzpunkt
auf einer geraden Linie in Verlangerung der Landebahn gefuhrt.

o

Frankfurt am Main

—

=
5 ww ssmecpifs o 8

Anflige auf den Flughafen Frankfurt Main, 17.02.201 6, 16:10 - 17:10
Quelle: DFS STANLY_Track, www.dfs.de

Fur Abflige ist nicht die Entfernung vom Flugplatz, sondern die erreich-
te Flughdhe entscheidend. Vor dem Start wird dem Luftfahrzeugfuhrer
durch den Fluglotsen der Abflug auf einem bestimmten Flugverfahren
freigegeben. Dieses Flugverfahren hat der Luftfahrzeugfiihren nach

§ 33 Absatz 1 LuftVO zu befolgen. Er kann aber jederzeit beim Lotsen
eine abweichende Freigabe beantragen, etwa, um einen direkten Kurs
auf sein Flugziel zu nehmen. Derartige von festgelegten Flugverfahren
abweichende Einzelfreigaben werden nach der standigen, durch Be-
triebsanweisungen festgelegten Praxis der DFS aus Larmschutzgriin-
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den nicht unterhalb einer Flugh6he von 5.000 ft (ca. 1.500 m) erteilt; flr
eine Reihe von Flughéfen existieren auch abweichende Betriebsanwei-
sungen mit einer héheren Flughéhe oder definierten geographischen
Punkten. Bis zum Erreichen der entsprechenden Bedingungen werden
daher auch Abfllige in aller Regel auf den festgelegten Flugverfahren
gefuhrt.

|

Darmstadt

[

— —=— ' . 4090 DlvnuRgmses

Abflige vom Flughafen Frankfurt Main, 17.02.2016, 1  6:10 - 17:10
Quelle: DFS STANLY_Track, www.dfs.de

Abweichungen von festgelegten Flugverfahren auch innerhalb der be-
schriebenen Begrenzungen sind nicht ausgeschlossen. Hierfur kann es
verschiedene Grinde der sicheren, geordneten und fliissigen Ab-
wicklung des Luftverkehrs geben. Relativ haufig sind Griinde der siche-
ren Verkehrsabwicklung, etwa zur Vermeidung von Staffelungsunter-
scheitungen (d.h. zu geringen Abstanden zwischen zwei Luftfahrzeu-
gen), aber auch aus meteorologischen Griinden, etwa zum Umfliegen
einer Gewitterzelle.

Zwar wird daher der An- und Abflugverkehr in den Bereichen, in denen
erhebliche Beeintrachtigungen auftreten kdnnen, weitestgehend auf
festgelegten Flugverfahren gefthrt. Allerdings kann der Wortlaut des
neuen Satzes 6 von 8§ 8 Absatz 1 LuftVG so verstanden werden, dass
es der Planfeststellungsbehdrde maoglich sein soll, Gber bestimmten
Gebieten nicht nur die Festlegung von Flugverfahren, sondern auch die
Abwicklung des Luftverkehrs unter Abweichung von Flugverfahren zu
untersagen, und zwar mit bindender Wirkung gegenuber der mit die
Abwicklung des Luftverkehrs beliehenen Flugsicherungsorganisation.

Seite 8 von 8



332

Insoweit muss zunachst bezweifelt werden, ob der Planfeststellungsbe-
horde eine derartige Regelungskompetenz im Hinblick auf die operative
Abwicklung des Luftverkehrs Gberhaupt zukommen kann. Eine derarti-
ge vollstandige Untersagung von Luftverkehr ist vielmehr typisch fur
das Instrument des Flugbeschrankungsgebiets nach § 17 LuftvO, wo-
bei die Festlegung solcher Flugbeschrankungsgebiete in die Kompe-
tenz des Bundesministeriums fir Verkehr und digitale Infrastruktur und
nicht in die Kompetenz der Lander fallt.

Selbst wenn man dies aber annehmen sollte, dirfte eine solche Rege-
lungskompetenz keinesfalls die Befugnis des Fluglotsen zu verkehrs-
lenkenden MalRnahmen aus Sicherheitsgriinden nach § 31 Absatz 3
Satz 2 LuftvVO

Die zustandige Flugverkehrskontrollstelle kann bei der Bewegungslenkung
der ihrer Kontrolle unterliegenden Flige den Flugverlauf, insbesondere den
Flugweg und die Flughthe, durch entsprechende Freigaben im Einzelnen
festlegen.

einschranken.

Um dies auch im Gesetzestext klarzustellen und eine ansonsten mog-
licherweise entstehende Entscheidungsunsicherheit des Fluglotsen
auszuschliel3en, erscheint es sinnvoll, in Satz 6 nach den Worten ,uber
diesen Gebieten" das Wort ,grundsatzlich* einzuftigen.

Bedingungen (Satz 7 n.F)
Zu Satz 7 der Neufassung

Die Planfeststellungsbehdrde kann auch Bedingungen fir die Zulassigkeit von
Uberfliigen tiber bestimmten schutzwiirdigen Gebieten festlegen. (Satz 7 n.F.)

gibt es keine direkte Entsprechung in der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts.

Der Begriff der Bedingung im Gesetzentwurf ist dabei nicht im strikt
verwaltungsverfahrensrechtlichen Sinne des 8 36 VwV{G zu verstehen;
er erfasst vielmehr inhaltliche Einschrdnkungen, insbesondere Be-
schrankungen in zeitlicher Hinsicht, nach Art der Luftfahrzeuge und im
Hinblick auf Uberflughthen.

Im Hinblick auf den Schutz vor Fluglarm gibt es allerdings eine schon
seit langem geulbte Praxis, die Nutzung bestimmter Flugverfahren nur
fur bestimmte Zeitrdume (in der Regel tags bzw. nachts) vorzusehen.
Die neuere Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte hat diese
Praxis ausdrucklich bestatigt.

(vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 19. September
2013 - OVG 11 A 4.13 —, juris)

Seite 9 von 9



333

Gleichermal3en ist es seit langem gelbte Praxis, auch aus Larmschutz-
grinden unterschiedliche Verfahren fur bestimmte Arten von Luftfahr-
zeugen, etwa fur grof3e und schwere bzw. kleinere und leichtere Flug-
Zzeuge vorzusehen.

In naturschutzrechtlicher Hinsicht spielen bislang so gut wie ausschliel3-
lich Uberflughohen tiber Vogelschutzgebieten eine Rolle. Hier hat die
Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte Uberflughthen von mehr
als 600m fur unbedenklich erklart.

(vgl. Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 15. Januar
2015 - OVG 6 A 4.14 —, juris)

Verfahren (Satz 8 n.F)
Satz 8 der Neufassung

Vor einer Festlegung im Planfeststellungsbeschluss ist der Flugsicherungsor-
ganisation und dem Bundesaufsichtsamt fir Flugsicherung Gelegenheit zu
geben, zu den Auswirkungen einer solchen Festlegung auf die kiinftige Ver-
kehrsfihrung und Abwicklung des Luftverkehrs Stellung zu nehmen. (Satz 8
n.F.)

scheint zunéchst an die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts zur Rolle der sogenannten ,Grobplanung” der Flugverfahren im
Planfeststellungsverfahren anzuschlief3en.

[Die] Frage, inwieweit die Umweltvertraglichkeitspriifung bei der Planfeststel-
lung eines Flughafens Flugverfahren einbeziehen mussg|, ...] ist in der Recht-
sprechung des Senats in dem Sinne geklart, dass eine detaillierte Ermittlung
und Beschreibung der betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens in der
Regel nur fir die der Planfeststellung zugrunde gelegte, mit dem BAF oder
der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) abgestimmte Grobplanung der
Flugrouten erforderlich ist [...].

(BVerwG, Urteil vom 12. November 2014 — 4 C 34/13 —, BVerwGE 150, 294-
307, Rn. 14 1)

Der in der rechtswissenschatftlichen Diskussion stark umstrittene Begriff
der ,Grobplanung” wird vom Gesetzentwurf nicht aufgegriffen, und es
wird auch keine generelle Beteiligung von BAF und DFS im Planfest-
stellungsverfahren geregelt. Vielmehr beschrankt sich die Vorschrift auf
eine Regelung des Beteiligungsverfahrens fur den Fall der beabsichtig-
ten Festlegung von Beschrankungen fur den An- und Abflugverkehr.

Diese Beteiligungspflicht bei beabsichtigten An- und Abflugbeschran-
kungen dient jedoch nicht demselben Zweck wie die von der Recht-
sprechung entwickelte Beteiligungspflicht zur ,,Grobplanung®.
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Letztere ist vor allem eine Reaktion darauf, dass im Planfeststellungs-
verfahren zum Ausbau des Flughafens Berlin-Schonefeld die Planfest-
stellungsbehérde ihren Larmprognosen eine Flugverfahrensplanung
zugrundegelegt hatte, die aufgrund der Festlegung eines Betriebskon-
zepts in der Planfeststellung, die einen jederzeitigen unabhéngigen Pa-
rallelbetrieb beider Start- und Landebahnen vorsah, flugsicherungsbe-
trieblich nicht umsetzbar war. Ziel dieser Beteiligung ist es, der Plan-
feststellungsbehorde eine aus flugsicherungsbetrieblicher Sicht realisti-
sche Prognose der Umweltauswirkungen zu ermdglichen.

Eine Beteiligung bei der beabsichtigten Festlegung von An- und Abflug-
beschrankungen hat jedoch eine entgegengesetzte Zielrichtung. Sie
soll der Flugsicherungsorganisation und der fur die Festlegung von
Flugverfahren zustandigen Behérde ermdglichen, die flugsicherungsbe-
trieblichen Auswirkungen von beabsichtigten Regelungen durch die
Planfeststellungsbehérde zu beurteilen und dies in das Planfeststel-
lungsverfahren zurtickzuspiegeln.

Diese flugsicherungsbetrieblichen Auswirkungen kénnen erheblich sein.
Flugverfahren kdnnen keineswegs beliebig festgelegt werden. Fur den
Endanflug ist dies nach dem oben Gesagten evident. Aber auch fur Ab-
flugverfahren sind die Sicherheitsanforderungen der Internationalen Zi-
villuftfahrtorganisation fur die Konstruktion von Flugverfahren zu beach-
ten, die insbesondere Mindestabstande zu anderen Flugverfahren und
Mindestabstéande zu Hindernissen am Boden, Beschrankungen je nach
der Navigationsausrustung der Luftfahrzeuge oder auch u.a. Kurvenra-
dien und Steiggradienten umfassen.

Werden Gebiete, die fur die Festlegung von Flugverfahren in Frage
kommen, fur Uberfliige gesperrt, steht fur die Abwicklung des Luftver-
kehrs ein kleinerer Luftraum zur Verfigung als ohne eine solche Be-
schrankung, und zwar aufgrund von konstruktiven Beschrankungen fir
Flugverfahren moglicherweise deutlich weniger Luftraum als dies in An-
sehung der durch die Planfeststellungsbehérde beabsichtigten Uber-
flugbeschrankungen zunéchst erscheinen mag. Die Folge kann eine er-
hebliche Reduzierung der Anzahl der Flugbewegungen sein, die in ei-
nem bestimmten Zeitraum in der Luft abgewickelt werden kénnen. An-
und Abflugbeschrankungen kénnen die im Luftraum ansonsten zur Ver-
fligung stehende Kapazitat zur Abwicklung des Luftverkehrs massiv
einschranken.

Die bisherige Praxis der Planfeststellung nimmt derartige Beschrankun-
gen der ,Luftraumkapazitat” nicht in den Blick. Die Kapazitatsprognosen
im Planfeststellungsverfahren betreffen vielmehr die Leistungsfahigkeit
der Flughafenanlage, die ,Bodenkapazitat®, wahrend zur Abwicklung
des Luftverkehrs durch die Flugsicherung sich in der Regel nur Larm-
schutzerwagungen finden und im Ubrigen auf die nachgelagerte Festle-
gung der Flugverfahren verwiesen wird.

Seite 11 von 11



Der Gesetzentwurf versucht, die skizzierte Abhéngigkeit von Flugbe-
schrankungen aus Umweltschutzgriinden einerseits und Luftraumkapa-
zitat andererseits verfahrensrechtlich auszugestalten. Allerdings fihrt
diese nur eine Beteiligungspflicht statuierende Regelung dazu, dass die
Verantwortung fur die Erstellung der Prognose der Luftraumkapazitéat
vollstandige bei der Flugsicherungsorganisation bzw. der Flugsiche-
rungsaufsichtsbehérde angesiedelt wird. Dies erscheint vor dem Hin-
tergrund des Grundsatzes der Problembewaltigung nicht sachgerecht.
Es sind der Vorhabentrager und die Planfeststellungsbehérde, die die
von dem Vorhaben aufgeworfenen Probleme umfassend zu ermitteln
und zu bewaltigen haben. Die Ermittlungstétigkeit eines durch den Vor-
habentrager bzw. die Planfeststellungsbehérde aufgeworfenen Prob-
lems sollte nicht auf andere Stellen, die die Folgen des Vorhabens zu
bewaltigen haben, abgewalzt werden. Es erscheint daher sachgerecht,
8§ 40 LuftvVZO dahingehend zu ergénzen, dass der Vorhabentrager im
Planfeststellungsverfahren neben dem ublichen Gutachten zur Boden-
kapazitat auch ein Gutachten zur Luftraumkapazitat vorzulegen hat.
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Entwurf eines 15. Gesetzes zur Anderung des Luftverkehrsgesetzes;
Stellungnahme zum Thema ,,Landestellen an Einrichtungen von offentlichem Interesse*

Die Bundesrepublik Deutschland verfigt Uber ein bewéahrtes und
Luftrettungssystem, eingebunden in die Rettungsdienste der Lander.

leistungsfahiges

Beginnend in den Siebziger Jahren erfolgte in der Bundesrepublik der Aufbau des
Luftrettungsdienstes bis zu seiner jetzigen Form und Struktur mit 80 Luftrettungsstationen.

Die Hubschrauberlandeplatze an Krankenh&usern bilden hierbei einen elementaren Bestandteil
dieses zivilen Luftrettungssystems. Dabei gibt es grof3e Unterschiede sowohl hinsichtlich der
baulichen Voraussetzungen als auch beziglich des rechtlichen Status dieser
Hubschrauberlandeplatze.

Der Flugbetrieb von Hubschraubern der Luftrettung findet entweder auf nach 8§ 6 des
Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) genehmigten Hubschrauberflugplatzen oder aber auf sog.
AulRenlandestellen statt, welche bislang auf Grundlage von § 25 Abs. 2 Nr. 2 des LuftVG genutzt
werden. Diese Vorschrift gestattet Auf3enlandungen bei Gefahr fir Leib oder Leben.

In Deutschland besteht jedoch fir das Starten und Landen von Luftfahrzeugen grundsétzlich der
sogenannte Flugplatzzwang. Dieser Grundsatz besagt, dass Flugplatze, darunter auch solche,
die ausschlielich dem Betrieb von Hubschraubern dienen, nach § 6 LuftVYG genehmigt sein
missen. Die Anforderungen, die fur die Genehmigung eines Hubschrauberlandeplatzes zu
erfullen sind, wurden in der ,Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Anlage und des Betriebs von
Hubschrauberflugplatzen® vom 19.12.2005 (im Weiteren AVV) festgelegt.

Aufgrund dieses Flugplatzzwangs kommt eine Anwendung der Ausnahmevorschrift des 8 25 Abs.
2 Nr. 2 LuftVG lediglich im Einzelfall in Betracht. Sie greift daher insbesondere nicht fir einen
regelmafigen, flugplatzahnlichen Verkehr. In der Praxis wird der restriktive Anwendungsbereich
dieser Vorschrift jedoch oftmals Uberstrapaziert, so dass es an einer belastbaren luftrechtlichen
Grundlage fur einen solchen Betrieb fehlt.

Die Problematik bezilglich der Flugleistung von Hubschraubern, die fir die Luftrettung durch
Luftfahrtunternehmen genutzt werden und den Hubschrauberlandeplatzen an Krankenh&usern,
ist seit langerem bekannt. Eine Untersagung der Nutzung dieser Landestellen kommt jedoch
angesichts der herausragenden Bedeutung des Luftrettungssystems weder unter operativen,
finanziellen noch unter gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten in Betracht.

Kommunikation Bankverbindung

Telefon 0531 2355-0 Empfanger Bundeskasse Halle, zugunsten LBA
0531 2355-9099 Bank Deutsche Bundesbank, Filiale Leipzig
info@lba.de IBAN DE38 8600 0000 0086 0010 40
BIC/SWIFT MARKDEF1860

Bus 436 Richtung ,Flughafen®
Haltestelle ,Luftfahrt-Bundesamt” Fax

Internet  www.lba.de
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Die Anwendung der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 Uber den
Hubschrauberbetrieb von und zu Ortlichkeiten von o6ffentlichem Interesse (sog. PIS) bietet die
Mdglichkeit, den Flugbetrieb an diesen Landestellen weiter fortzuflhren.

Die vorliegende Gesetzesanderung macht hiervon Gebrauch, um den Betrieb der Landestellen
an Krankenh&usern kiinftig auf eine solide Rechtsgrundlage zu stellen.

Mit dem Gesetzentwurf werden die fur die Durchfihrung von Luftrettungsfligen erforderlichen
Landestellen an Einrichtungen des offentlichen Interesses (Krankenhausern) ausdricklich als
Landestellen oder Ortlichkeiten von offentlichem Interesse (PIS) kategorisiert und aus dem
Anwendungsbereich des § 6 LuftVG herausgenommen. Die flugbetrieblichen Voraussetzungen
wurden durch die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 965/2015 im Anhang IV Teil CAT,
CAT.POL.H.225 geschaffen.

Gleichzeitig wird in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 eine neue,
zusatzliche Genehmigung fur Luftfahrtunternehmen mit der Genehmigung fir medizinische
Hubschraubernoteinsatze (HEMS) fur den Betrieb von/zu dieser Art von Landestellen geschaffen.
Zustandig fur ihre Erteilung ist das Luftfahrt-Bundesamt.

Die reinen flugbetrieblichen Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 sind jedoch
angesichts des besonderen und erhéhten Risikos des Flugbetriebs an diesen Landestellen nicht
ausreichend, um einen sicheren Flugbetrieb zu gewahrleisten. Daher wurden mit einer Anlage zu
§ 15 Abs. 4 LuftvO bestimmte generische Anforderungen an die bauliche Gestaltung der Lande-
stelle festgeschrieben. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Anforderungen an die
Dimensionen, Markierungen und die vorzuhaltenden Léschmittel und damit um grundlegendste
infrastrukturelle  Anforderungen fir die Abwicklung eines sicheren Flugbetriebs. Den
Krankenhausern wird dabei ausreichend Zeit eingeraumt, um eventuell notwendige bauliche
Anpassungen planen und vornehmen zu kobnnen. Die Vorgaben beziglich der
Genehmigungsvoraussetzungen und der Gestaltung dieser Landestellen stellen die Parameter
fur die Durchfihrung eines sicheren Flugbetriebs unter Wahrung der Belange der offentlichen
Sicherheit im Luftverkehr dar. Sie sind erforderliche Ausgleichsmaflinahmen, um das erhdhte
Risiko bei der Durchfiihrung des Flugbetriebs auf ein akzeptables Niveau zu bringen.

Mit den im Entwurf vorgeschlagenen Anderungen wird sichergestellt, dass der GrofRteil dieser
Landestellen weiter fortbesteht und genutzt werden kann.

Im Rahmen der Erarbeitung dieser Anderungen mussten die gesundheits- und
gesellschaftspolitischen Interessen mit den sicherheitsrelevanten Belangen in einen
sachgerechten Ausgleich gebracht werden.

Die ausfuhrliche Begriindung fur die Festlegung der einzelnen Vorgaben werden fir die
Anderung des § 25 LuftVG im Entwurf des 15. Gesetzes zur Anderung des LuftVG, Anlage 1, auf
Seite 30 und fir die Anderungen des § 15 der LuftvO auf Seite 37 ff. widergegeben (siehe BT-
DRS 18/6988 vom 09. Dezember 2015).

gez. Mendel
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Einleitung

Die 15. Anderung des Luftverkehrsgesetzes wurde am 23. September 2015 vom Bundeskabi-
nett verabschiedet. Notwendig geworden war sie durch die neue EASA-Verordnung, die eine
Neuregelung der Kompetenzen der Bundeslander erforderlich macht.

Die ADV wendet sich gegen Anderungsvorschlage im Luftverkehrsgesetz (LuftvVG), die tiber
das durch die EASA-VO Veranlasste hinausgehen.

Zumindest aber muss der Gesetzentwurf nach Auffassung der ADV in wichtigen Punkten er-
ganzt werden. Der vorliegende Text brachte erhebliche Nachteile fiir den Luftverkehr mit sich.
Dies begrindet sich damit, dass die Gesetzesbegrindung zwar von einer 1:1 Umsetzung der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes spricht, tatsachlich die neuen Formulierun-
genim 8§ 8 Abs. 1 LuftVG (neu) aber Uber die Vorgaben der Rechtsprechung hinausgehen.

Wirde die Gesetzesanderung in der vorliegenden Form verabschiedet, waren die negativen
Folgen fur den Luftverkehr erheblich. Vor diesem Hintergrund schléagt die ADV vor, den beste-
henden Entwurf des § 8 Abs. 1 LuftVG (neu) wie folgt zu erganzen:

I. Artikel 1a, § 8 Abs. 1 LuftVG Gesetzentwurf der  Bundesregierung (15. AndLuftVG)

Anderungsvorschlag

Satz 4: ,Die Prifung der Umweltvertraglichkeit und der Vertraglichkeit mit den Erhaltungs-
zielen von Natura 2000-Gebieten muss sich raumlich auf den gesamten Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens erstrecken, in dem entscheidungserhebliche abwagungserhebliche
Auswirkungen maoglich sind.”

Begriindung ADV:

Unklar ist, was mit "entscheidungserhebliche Auswirkungen" im Sinne des Satzes 4 ge-
meint ist. Mit "entscheidungserhebliche Auswirkungen" ist nach unserer Auffassung "abwa-
gungserheblich" gemeint. Die Unterscheidung ist sehr wichtig. Nicht alles was abwagungs-
erheblich ist, ist auch entscheidungserheblich. Wiirde die Anderung nicht vollzogen,
wurde ein Prufungsmalistab etabliert, welcher das Ve  rfahren verteuert und den bi-
rokratischen Aufwand signifikant erhoht.

Satz 6: ,Lasst sich die Zulassung des Vorhabens nach dem Abwagungskonzept der Plan-
feststellungsbehdérde nur rechtfertigen, wenn bestimmte schutzwirdige Gebiete von erheb-
lichen Beeintrachtigungen durch An- und Abflugverkehr verschont bleiben, kann die Plan-

y
H “
Q) A a) Maradaen-o
A" Y Ci v e

Begriindung ADV:

Gemal} Satz 6 hat die Planfeststellungsbehdrde zu klaren, welche Gebiete besonders
schutzwurdig sind. Stellt die Planfeststellung ein entsprechendes Schutzbedurfnis fest, ist

22. Februar 2016 Seite 2

16


verlietzma
Textfeld
16



FLUGHAFENVERBAND «%

die Rechtsfolge zwingend. Sie muss festlegen, dass An- und Abflugverkehr nicht abgewi-
ckelt werden darf. Voraussetzung ist, dass sich die Vorhabenzulassung nur mit einer Ver-
schonung der Gebiete von erheblichen Beeintrachtigungen "rechtfertigen” lasst. Der Begriff
"rechtfertigen” ist nicht gleichbedeutend mit dem der Planrechtfertigung. Vorliegend ist of-
fenbar gemeint, dass es eine entscheidende Grundlage bzw. eine tragende Erwégung der
Planung sein soll, dass das Gebiet bei Zulassung des Vorhabens nicht mit erheblichem
Larm von An- und Abflugverkehr belastet werden soll.

Die Rechtsfolge ist der Ausschluss "der Abwicklung von An- und Abflugverkehr."
Das ware eine massive Ausweitung der Kompetenzen de  r Planfeststellungsbehorde.
Hier geht der Gesetzestext deutlich Uber die Vorgab  en des BVerwG hinaus. Die Plan-
feststellungsbehdrde erhalt eine Regelungskompetenz fur den Luftraum, die ihr bislan g
nicht zusteht — auch nach den Urteilen nicht. Nach der Rechtsprechung des BVerwG sind
sogenannte "Tabuzonen" moglich: Die Planfeststellungsbehdrde kann hiernach tragende
Griunde der Planung formulieren, die dann auch bei der Planung von Flugverfahren zu be-
achten sind. Derartige tragende Erwagungen der Planfeststellung missen bei der Abwick-
lung des Verkehrs des Flughafens von der DFS beriicksichtigt werden.

Nach dem neuen Gesetzeswortlaut scheint die Planfeststellungsbehérde- also die fur den
Flughafen zustandige Luftverkehrsbehérde des Landes - ein Flugverbot verfiigen zu kon-
nen, das generell wirksam ist. Dies entspricht einem Flugbeschrankungsgebiet. Es sieht so
aus, als kdnnte die Planfeststellungsbehdrde selbst ein Flugbeschrankungsgebiet mit bin-
dender Wirkung gegenuber den Luftfahrzeugfihren, BAF und DFS festlegen.

Die Regelung des Luftraums ist bislang Sache des BMVI , das auch Flugbeschrankungs-
gebiete nach § 11 LuftVO festlegt. Die Festlegung von Flugverfahren nach§ 27 a LuftVO ist
Aufgabe des Bundesaufsichtsamts fur Flugsicherung, die Flugverkehrskontrolle Sache der
Flugsicherungsorganisation nach § 27 ¢ LuftvVG und § 26 Abs. 2 Luft VO. Flugverfahren
nach 8§ 27 a LuftVO gelten nur fir den Regelfall. Sie kénnen durch eine abweichende Ein-
zelfreigabe des Fluglotsen nach § 26 Abs. 2 LuftVO im Einzelfall unbeachtlich werden. Da-
bei hat der Fluglotse die gesetzliche Vorgabe zu beachten, dass der Luftverkehr Sicher,
geordnet und flissig abzuwickeln ist (8§ 27 ¢ LuftvVG).

Nach Einschatzung der ADV ist die neue Festlegung von An- und Abflugverbotszonen
durch die Planfeststellung nach 8 8 Abs. 1 LuftVG ein Fremdkdorper, weil sie einen Teil der
Luftraumplanung nun der Landesbehdrde tberantwortet, ohne dass dies in § 31 Abs. 2
LuftVG Erwahnung findet.

Diese Regelungen wirden die Flughafenplanung grundl egend zum negativen fir die
Flughafen verandern. Wichtige Voraussetzungen, wie Flexibilitat und kurzfristige An-

passungen im Luftraum gingen auch zum Nachteil der Bevolkerung verloren. Kurz-
fristige Anderungen fiir einen besseren Larmschutz w Urden unmdglich. Des Weite-
ren kénnte der Flughafen sein Potential nicht effiz ient ausschopfen. Bereits bei Er-
eignissen wie schlechtem Wetter kénnte es aufgrund von Flugverbotszonen zu er-
heblichen Kapazitatseinschrankungen kommen. Folge w aren lange Warteschleifen,
Umleitungen und eine Verkomplizierung des Verkehrs in der Luft.

22. Februar 2016 Seite 3


verlietzma
Textfeld
17



FLUGHAFENVERBAND %%

Satz 7: ,Die Planfeststellungsbehdrde kann aus denselben Griinden auch Bedingungen fir
die Zulassigkeit von Uberfliagen Flugverfahren tiber bestimmten besonders schutzwiirdigen
Gebieten festlegen.”

Begriindung ADV:

Die Planfeststellungsbehdrde kann nach Satz 7 Bedingungen fur An- und Abflugverkehr
festlegen. Diese neue Vorschrift fuhrt eine zuséatzliche Befugnis der Planfeststellungsbe-
hdrde in Form einer Ermessensnorm ein. Satz 7 erméchtigt die Planfeststellungsbehérde
auch insoweit zur Luftraumregulierung, die eigentlich dem Bund zusteht. Auch die Festle-
gung derartiger "Bedingungen” fir den An- und Abflugverkehr geht Uber die planerische
Einflussnahme auf spatere Flugverfahren weit hinaus. Die Bedingungen betreffen allge-
mein An- und Abflugverkehr. Bei unbefangener Lektlre bindet eine solche Bedingung den
Luftverkehrsfuhrer und auch den Fluglotsen.

Welche Bedingungen formuliert werden dirfen, ist im Gesetz nicht weiter konkretisiert und
auch nicht beschrankt. Es gibt weder auf tatbestandlicher Seite noch auf der Rechtsfolgen-
seite Einschrankungen. "Bedingungen" fiir den An- und Abflug kdnnen so pointiert gespro-
chen, Vorgaben fur die Luftraumnutzung machen. Die An- und Abflugplanung zu einem
weiteren Instrument planerischer Gestaltung und Abwagung fir die Planfeststellung wer-
den. Einzige Voraussetzung ist nach dem Gesetzestext, dass die Bedingungen ,fur be-
stimmte schutzwirdige Gebiete" formuliert werden.

Die Formulierung im vorliegenden Entwurf geht viel zu weit. Das eigentliche Anliegen
des Satzes 7 ist es solche Vorgaben zu erlauben, di e an die Stelle einer absoluten
"Tabu-Zone" nach Satz 6 treten kdnnen, wenn sie rei  chen, um die jeweiligen Schutz-
ziele zu verwirklichen. Dies ist bereits Praxis. So gibt es bisweilen die naturfachliche

Vorgabe zum Schutz von Rastplatzen in Vogelschutzge  bieten eine bestimmte Flug-
hoéhe (z.B. 500 m Gber Grund) nicht zu unterschreite  n. Wird dies eingehalten, spricht
nichts dagegen, ein Flugverfahren auch tber schutzw Urdige Gebiete zu fihren - in
héheren Hohen. Wenn allein dies das Regelungsziel w  &re, misste also ein Konnex
zum vorhergehenden Satz 6 geschlagen werden.

Satz 8: ,Hierzu darf sich die nachfolgende Festlegung von Flugverfahren nicht in Wider-
spruch setzen.”

Anmerkung ADV: Neu
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Il. Artikel 5, Anderung der Bodenabfertigungsdienst -Verordnung

Anderungsvorschlag

Begriindung ADV

Der Entwurf eines Funfzehnten Gesetzes zur Anderung des Luftverkehrsgesetzes (Gesetz-
entwurf der Bundesregierung BR-Drucksache 439/15) sieht in Artikel 5 eine Anderung der
Bodenabfertigungsdienst-Verordnung vor. In der Anlage 5 zu § 3 Abs. 2 der Bodenabferti-
gungsdienst-Verordnung soll in der Tabelle tiber die Zahl der zuzulassenden Selbstabferti-
ger und Drittabfertiger auf dem Flughafen Dusseldorf bei wichtigen luftseitigen Diensten die
Angabe ,2“ durch ,3" ersetzt werden.

Der Bundesrat hat beantragt, eine Anderung der Anlage 5 auch betreffend den Flughafen
Berlin-Schénefeld vorzunehmen. Auch fir den Flughafen Berlin-Schonefeld soll in der Ta-
belle Uber die Zahl der zuzulassenden Selbstabfertiger und Drittabfertiger bei wichtigen luft-
seitigen Diensten die Angabe ,2" durch ,3" ersetzt werden.

Die ADV regt an, beide Anderungen aus dem 15. Gesetz zur Anderung des Luftverkehrs-
gesetzes herauszunehmen, weil eine Befassung des Gesetzgebers rechtstechnisch nicht
erforderlich ist.

Das Luftverkehrsgesetz enthélt rechtliche Vorgaben fir Erlass und Anderungen der Boden-
abfertigungsdienst-Verordnung. Das Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruk-
tur erlasst mit Zustimmung des Bundesrates die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes und
von Rechtsakten der Europdischen Union notwendigen Rechtsverordnungen (8§ 32 Abs. 1
LuftvVG). Dazu gehotren die Regelungen zu Bodenabfertigungsdiensten (8 32 Abs. 3 a
LuftVG). Eine besondere Regelung gilt fiir die Anderung der Anlage 5 zur BADV. Anderun-
gen der Rechtsverordnung, die sich auf die Festlegung der Anzahl derer, die im Rahmen
des 8§ 19c Abs. 2 zur Erbringung der dort genannten Bodenabfertigungsdienste fur sich oder
andere berechtigt sind, beziehen, bedirfen nicht der Zustimmung des Bundesrates.
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[1l. ADV-Stellungnahme zu den Anderungsantragen der Fraktionen der CDU/CSU und
SPD zu der Beratung des Gesetzentwurfes der Bundesr  egierung - Drucksache
18/6988 -

Ausschuss fir Verkehr und digitale Infrastruktur, A usschussdrucksache 18(15)303

1. Der Antrag zu Ziffer. 1 a) Nr. 2 wird unterstuitzt.
Die unter B. Besonderer Teil aufgefuhrte Begriindung zu Buchstabe a (8 8 Abs. 1 Satz
6 und 7) wird im Hinblick auf eine klarstellende Wirkung beflrwortet.

2. Der Antrag zu Ziffer 6 (Aufhebung von Art. 5 — Anderung der BADV) wird unterstiitzt. Zur
Begrindung schlief3t sich die ADV dem Vortrag des Antrags an und verweist zusatzlich
auf Seite 5 der ADV-Stellungnahme.

3. Hinsichtlich der Ausfuihrungen des Antrags unter Ziffer 1 ¢) und e) verweist die ADV auf
die Stellungnahme des Bundesverbandes der Deutschen Luftverkehrswirtschaft und
schlief3t sich dieser ausdrucklich an.

IV.ADV-Stellungnahme zu den Anderungsantrdgen der Linksfraktion zu der Beratung
des Gesetzentwurfes der Bundesregierung — Drucksach e 18/6988 —

Ausschuss fir Verkehr und digitale Infrastruktur, A usschussdrucksache 18(15)297

1. Umdruck 1

Antrag der Linksfraktion zur Einfiigung eines neuen Artikels 6 zur Anderung des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UV ~ PG):

Das Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung vom 24. Februar 2010 (BGBI.1S.94),
das zuletzt durch Artikel 93 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI.I1S.1474) gean-
dert worden ist, ist wie folgt zu andern:

a. § 2 Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa. In Nummer 3 wird der Punkt am Satzende durch ein Komma ersetzt.
bb. Folgende Nummer 4wird angeflgt:

"4. Entscheidungen nach § 27a Absatz 2 Satz 1 der Luftverkehrs-Ordnung tber

vorgeschriebene Flugverfahren bei An- und Abfligen zu und von Flugplatzen
mit Flugverkehrskontrollstellen nach § 27a Absatz 1 der Luftverkehrs-Ordnung."
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b. In Anlage 1 wird vor Nummer 15 folgende Nummer 14.13 eingefiigt:

Nr. Flugverfahren bei An- und Abfligen A
14.13 zu und von Flugplatzen nach § 27a
Absatz 2 der Luftverkehrs-Ordnung;

Begriindung ADV

Der Antrag zielt darauf ab, die UVP-Pflicht fir Verfahren zur Festlegung von (Standard)
Flugverfahren einzuftihren. Weder nach EU-Recht noch nach der Rechtsprechung ist
dies geboten. Im Gegenteil: Die Rechtsprechung hat klar ausgefiihrt, dass nach gelten-
dem Recht keine UVP bei der Festlegung von Flugverfahren durchzuftihren ist. Es be-
steht keine Notwendigkeit fur die geplante Gesetzesédnderung. Der Kabinettsbeschluss
sieht gerade vor, dass im vorgelagerten Planfeststellungsverfahren umfassend die
(Larm-) Wirkungen potenzieller Flugverfahren gepruft werden.

Eine UVP-Pflicht fur Flugverfahren ware Uberdies kontraproduktiv: Denn hierdurch ware
die Einfuhrung larmmindernder Flugverfahren in Frage gestellt, da der Aufwand fir Pla-
nung und Festlegung zu grof3 ware. Alte, mehr L&rm auslésende Flugverfahren wirden
.zementiert“. Mogliche Flugverfahrenséanderungen, die aus Sicht des Larmschutzes
sinnvoll waren, wirden gegebenenfalls unterbleiben, weil das Verfahren und der Auf-
wand fur eine UVP-Prifung aul3er Verhaltnis stiinden.

Das BVerwG hat in seinen Entscheidungen vom 26.06.2014 (BVerwGE 150,114) und
vom 12.11.2014 (BVerwGE 150, 294) klargestellt, dass es unionsrechtlich unbedenklich
ist, dass bei Flugverfahren keine UVP durchgefihrt wird. Flugverfahren sind keine ,,Pro-
jekte* im Sinne des UVP-Rechts, sondern Verkehrsregeln. Diese Rechtsprechung wurde
erneut im Dezember 2015 durch einen Beschluss des BVerwG (BVerwG 4 B 50.15) be-
statigt.

Ergebnis

Die vorgeschlagene Anderung des UVPG wiirde sowohl die gefestigte Rechtsprechung
des BVerwG als auch das Unionsrecht missachten und wiirde das vorgegebene Ziel
nicht erreichen.

Der Antrag ist abzulehnen.

2. Umdruck 2

1) Antrag der Linksfraktion in Artikel 1 Nummer 1a 8 8 Absatz 1 Satz 3 wie folgt zu
fassen:

"Hierbei sind, neben dem zu beachtenden Schutz der Allgemeinheit und der Nach-

barschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Fluglarm mit den jeweils an-
wendbaren Wertendes 8§ 2 Absatz 2 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglarm, durch
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die Umweltvertraglichkeitsprifung die schutzgutbezogenen Auswirkungen des Vor-
habens im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu ermitteln, zu beschreiben
und zu bewerten."

2) Antrag der Linksfraktion in Artikel 1 Nummer la in 8 8 Absatz 1 nach Satz 3
folgende Satze einzuflgen:

"Bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung von Flughafen sowie Landeplatze mit
beschranktem Bauschutzbereich nach § 17 ist sicherzustellen, dass durch diese
keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerdausche hervorgerufen
werden konnen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Dies gilt nicht,
soweit die Kosten der Schutzmafl3nahme auf3er dem Verhaltnis zu dem angestrebten
Schutzzweck stehen wirden."

Begrindung ADV zu 1)

Mit dem Zusatz in Satz 3 werden lediglich die in § 1 Abs. 1 UVPG enthaltenen Anfor-
derungen an die Umweltvertraglichkeitspriifung im Fachgesetz wiederholt. Warum
dies im LuftVG anders als in den tbrigen Fachplanungsgesetzen geschehen sollte,
wird in der Begriindung nicht dargelegt und ist auch sonst nicht ersichtlich.

Die Empfehlung zur Anderung von § 8 Abs. 1 Satz 3 LuftVG ist sprachlich missver-
standlich und systematisch kritikwirdig. 8 8 Abs. 1 Satz 2 und 3 LuftVG treffen Rege-
lungen fur die Abwéagungsentscheidung der Planfeststellungsbehérde. Dabei regelt
Satz 2, dass die Planfeststellung, also die Zulassungsentscheidung, unter Abwagung
aller beruhrten offentlichen und privaten Belange stattzufinden hat. Satz 3 regelt fur
den Fluglarm die fachplanerische Zumutbarkeitsgrenze, die im Wege der Abwagung
nicht mehr Gberwindbar ist und gibt dartiber hinaus auch verbindlich den Mal3stab fur
die Bemessung der Zumutbarkeitsgrenze vor (vgl. BVerwG vom 31.10.2011, 4 C
4001.10, Rn. 167).

Der Anderungsvorschlag vermengt die Anforderungen an die Durchfiihrung einer
UVP, die in 8§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG (ohnehin) geregelt sind, mit der planerischen
Zulassungsentscheidung in 8 8 Abs. 1 Satz 1 bis 3 LuftVG. Beide Vorgange sind
indes systematisch voneinander zu trennen, wie 8 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 UVPG ver-
deutlichen.

Das Ermitteln, Beschreiben und Bewerten von Umweltauswirkungen betrifft § 1 Abs.
1 Nr. 1 UVPG, die Berlcksichtigung der Ergebnisse im Rahmen der Zulassungsent-
scheidung betrifft § 1 Abs. 1 Nr. 2 UVPG. Wahrend § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG dazu dient,
die Umweltbelange vorab so herauszuarbeiten, dass sie in gebundelter Form in die
Entscheidung einflieBen (BVerwG, 4 CN 11/03), trifft 8§ 1 Abs. 1 Nr. 2 UVPG die An-
ordnung, dass die Ergebnisse der UVP im Rahmen der Zulassungsentscheidung be-
ricksichtigt werden. Im Rahmen der Zulassungsentscheidung geht es jedoch nicht
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mehr um das Ermitteln, Beschreiben und Bewerten der Umweltauswirkungen, son-
dern um deren Wirdigung im Rahmen der umfassenden Abwagung aller offentlichen
und privaten Belange.

Auf die Wichtigkeit dieser Unterscheidung hat der EuGH mehrfach hingewiesen:
Von der Bewertungspflicht nach Art. 3 UVP-RL zu unterscheiden ist die Verpflichtung
der Behdrde gemal Art. 8 UVP-RL, am Ende des Entscheidungsprozesses die Er-
gebnisse der Konsultationen und die eingeholten Angaben beim Genehmigungsver-
fahren zu bericksichtigen (EuGH, Rs. C-50/09, Rn. 39 f.). Im Rahmen dieser Ent-
scheidung im Genehmigungsverfahren ist die Behdrde nicht verpflichtet, aus den Er-
kenntnissen der Umweltvertraglichkeitspriifung bestimmte Konsequenzen zu ziehen
(EuGH, Rs. C-420/11, Rn. 46).

Der Anderungsvorschlag von Brandenburg wiirde dieses Verhaltnis von Umweltver-
traglichkeitsprifung zur Zulassungsentscheidung gewissermaf3en auf den Kopf stel-
len und der Abwagungsentscheidung Aufgaben zuweisen, die die eigentliche Um-
weltvertraglichkeitsprifung im Vorfeld der Zulassungsentscheidung betreffen. Die
verdeutlicht im Ubrigen die Begriindung dieses Anderungsvorschlags (letzter Satz).

Bisher legt § 8 Abs. 1 Satz 3 LuftVG i.V.m. § 2 Abs. 2 Satz 2 FluglarmG die fachpla-
nerische Zumutbarkeitsgrenze auch mit Wirkung fur die fachplanerische Abwagung
normativ fest (vgl. BVerwG vom 31.10.2011, 4 C 4001.10, Rn. 167). Er erklart, dass
die in 8 2 Abs. 2 des FluglarmG enthaltenen Werte bei der Abwagung ,zu beachten*®
sind. LArmauswirkungen, die tiber diese Grenze hinausgehen, kdnnen nicht mehr im
Wege der Abwagung Uberwunden werden. Aus dem Gesetz heraus ergibt sich damit
der Mal3stab zur Beurteilung der Unzumutbarkeit. Die Planfeststellungsbehérde
darf/muss diese Grenze nicht mehr im Einzelfall selbst bestimmen. Das ist ein wich-
tiger Beitrag zur Herstellung von Rechtssicherheit.

Aufgrund der missverstandlichen Anderung von Satz 3 wird die Bestimmung der —
abwagungsfesten — fachplanerischen Zumutbarkeitsgrenze mit Vorsorgegesichts-
punkten vermischt, die im Rahmen der schutzgutbezogenen Betrachtung der Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine Rolle spielen (vgl. oben zu b.). Im Anderungsvor-
schlag bezieht sich das Wort ,beachten* nicht mehr auf die Werte des § 2 Abs. 2
FluglarmG, sondern auf den Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen. Die Grenze der Abwagungsfestigkeit wird also
nicht mehr an die Werte des § 2 Abs. 2 FluglarmG gekoppelt, sondern an den allge-
meinen Begriff des Schutzes vor schadlichen Umwelteinwirkungen. Die Verbindung
zwischen der solcherart definierten Zumutbarkeitsgrenze und den Werten von § 2
Abs. 2 FluglarmG wird nur noch tiber das Wort ,mit* erreicht. Dadurch wird nicht deut-
lich, dass die Zumutbarkeitsgrenze durch die Werte von § 2 Abs. 2 FluglarmG ,be-
stimmt“ werden, dass also im Gesetz selbst der Maf3stab fur die Zumutbarkeitsgrenze
verbindlich festgelegt wird.
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Ergebnis

Zusammenfassend ist keine Erforderlichkeit daflr ersichtlich, die unstrittige Berlck-
sichtigung aller abwéagungserheblichen Belange im Rahmen der Abwagung durch
eine missverstandliche Regelung, wie im Anderungsvorschlag von Brandenburg,
nochmals ,klarzustellen®.

Der Antrag ist abzulehnen.

Begriindung ADV zu 2)

Diese Regelung bezweckt ausweislich der Begriindung des Anderungsvorschlags
den Vorrang von aktiven vor passiven Schallschutzmaflinahmen. Die zur Begriindung
angefiihrte Rechtsprechung kann dies nicht bestétigen (z.B. BVerwG, 4 C 8.09, Rn.
47). Die von den Antragstellern in Bezug genommene Rechtsprechung betrifft u.a.
den Spezialfall des nachtlichen Fluglarms, insbesondere zur Kernzeit. Hierflir sieht §
29b Abs. 1 Satz 2 LuftVG eine Gewichtungsvorgabe mit Blick auf die Nachtruhe der
Bevolkerung vor. Dies kann nicht in dem vom Antragsteller gemeinten Sinn des all-
gemeinen Vorrangs von aktiven SchallschutzmafRnahmen verallgemeinert werden.
Das BVerwG hat zudem entschieden, dass 8 29 b Abs. 2 LuftVG fur die Festlegung
von Flugverfahren keine Abwagungsdirektive enthalt, wenn samtliche Flugrouten mit
unzumutbarem Larm verbunden sind (BVerwG, 4 C 37.13). Daraus kann auch kein
Vorrang von aktivem vor passivem Larmschutz im Rahmen der Planfeststellung ab-
geleitet werden. Der in der Begriindung des Anderungsvorschlags gegebene allge-
meine Verweis auf ,die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts* ist aus hie-
siger Sicht nicht nachvollziehbar.

Mit dem Anderungsvorschlag wird Satz 4 als bindende Vorschrift formuliert und be-
lasst der Planfeststellungsbehorde keinen Abwagungsspielraum. Die Planfeststel-
lungsbehdrde ware also gezwungen, unzumutbaren Larm durch aktive Schallschutz-
mafnahmen zu vermeiden, es sei denn, der Larm ist nach dem Stand der Technik
unvermeidbar oder mit unverhaltnismaRigen Kosten verbunden. Dies wiirde ihren Ab-
wagungsspielraum erheblich einschranken. Bislang ist es der Planfeststellungsbe-
horde nicht verwehrt, ein Vorhaben unter Abwagung aller Gesichtspunkte zuzulassen
und dabei zur Bewaltigung von unzumutbaren Larmauswirkungen auf die Regelun-
gen des FluglarmG zu verweisen (Passive SchallschutzmalBhahmen). Dieser Weg
ware der Planfeststellungsbehorde kinftig verwehrt. Der Weg zu den Schallschutzre-
gelungen des FluglarmG waére erst nach der in Satz 4 und 5 vorgesehenen Prifung
eroffnet.

An dieser Stelle stellt sich zudem die Frage, was unter dem ,Stand der Technik* zu
verstehen ist. Fallen darunter — als aktive SchallschutzmalRhahmen — auch ,Flugver-
fahren®, die den Larm so verteilen, dass es zu keinen unzumutbaren Larmauswirkun-
gen kommt? De facto fallen darunter Betriebsbeschrankungen fir den Flugbetrieb.
Die Planfeststellungsbehdrde kénnte gezwungen sein, im Planfeststellungsbeschluss
Regelungen fir die nachfolgende Festlegung von Flugverfahren zu treffen. Sie
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musste nicht nur bei der Freihaltung bestimmter Gebiete fur die Erreichung von Pla-
nungszielen zwingend so verfahren, sondern auch bei der Vermeidung von unzumut-
baren Larmauswirkungen. Jedenfalls muisste sie Betriebsbeschrankungen festschrei-
ben, um den La&rm auf die Zumutbarkeitsgrenze zu reduzieren. Erst falls dies mit un-
verhaltnismaiigem Aufwand verbunden ist, dirften passive SchallschutzmalRhahmen
zum Tragen kommen. Im Ergebnis durfte dies zu einer Deckelung der Verkehrs-
menge flhren, die angesichts des von der Bundesregierung prognostizierten stark
zunehmenden Verkehrsbedarfs in Deutschland nicht nachvollziehbar ware.

Ergebnis

Zusammenfassend ist dieser Anderungsvorschlag abzulehnen. Er entspricht nicht der
Rechtsprechung des BVerwG und wirde den Abwéagungsspielraum der Planfeststel-
lungsbehdrde erheblich einschranken. Sachgerechte Einzelfallldsungen wirden er-
heblich erschwert, wenn die Planfeststellungsbehotrde passive Schallschutzmalnah-
men erst bei Unverhéltnismaiigkeit aktiver Malinahmen ergreifen dirfte. Insofern
ware auch die Bestimmung der Verhaltnismafiigkeitsgrenze nur schwer zu bewerk-
stelligen und wirde neuen Streit herausfordern.

Der Antrag ist abzulehnen.

3. Umdruck 3
Antrag der Linksfraktion in Artikel 1 die Nummer 14 hinzuzufigen:

,14. In § 32 Absatz 4 Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt
und folgender Satz angeflgt:

,Soweit es sich um die erstmalige Festlegung oder um eine wesentliche Anderung han-
delt, ist neben der Beteiligung der nach § 32b gebildeten Kommissionen eine angemes-
sene Beteiligung der betroffenen Gemeinden und der in ihren Aufgaben beriihrten Tra-
ger offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit sicherzustellen.”

Begriindung ADV

Die geplante Einfuhrung einer angemessenen Beteiligung von betroffenen Gemeinden,
von in ihren Aufgaben beriihrten Tragern o6ffentlicher Belange sowie der Offentlichkeit
bei der Festlegung von Flugverfahren ist mit Blick auf die durch die Festlegung von Flug-
verfahren verfolgte gesetzgeberische Zielsetzung nicht erforderlich. Die Festlegung von
Flugverfahren ist dem Sicherheitsrecht zuzurechnen und nicht etwa mit einer fachplane-
rischen Entscheidung gleichzusetzen. Dies ergibt sich schon daraus, dass mit der Fest-
legung von Flugverfahren lediglich die Kapazitat des mit der Planfeststellung zugelasse-
nen Flugbetriebs bewirtschaftet werden darf (vgl. BVerwG, 4 C 11.03, B 2.1; B 2.2.2;
VGH Kassel, 9 C 323/12.T, 1.2.1). Beteiligungsrechte, wie sie dem Fachplanungsrecht
immanent sind, ergeben sich daraus nicht.
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Unabhéangig davon bleibt der Vorschlag der Bundesratsinitiative die Rechtsfolgen der
geplanten Beteiligung der Gemeinden, der Trager offentlicher Belange sowie der Offent-
lichkeit schuldig. Der Verweis auf die Fluglarmkommission fuhrt lediglich zu der derzeit
geltenden Rechtslage, dass die Fluglarmkommission zwar zu beteiligen ist, ihr jedoch
lediglich eine beratende Funktion und keine Mitentscheidungsbefugnis zugewiesen wird
(BVerwG, 4 C 35.15, Rn. 14). Dies wirde dann auch fir die Gemeinden, Trager 6ffent-
licher Belange und der Offentlichkeit zutreffen. Entscheidend fiir die RechtméaRigkeit ei-
ner Entscheidung Uber die Festlegung von Flugverfahren bliebe aber die RechtmaRigkeit
des Ergebnisses des Rechtsetzungsverfahrens, dagegen kdme es nicht auf mdgliche
Mangel des Abwéagungsvorgangs an (BVerwG, 4 C 35.15, Rn. 21 m.w.N.). D.h. es wiirde
eine neue umfassende Beteiligungsmoglichkeit eingerdumt, die im Ergebnis den Ge-
meinden oder den Einzelnen keine weiterreichenden Rechte verleiht, als ihnen gegen-
wartig schon zustehen, denn Einzelne kénnen z.B. schon derzeit mit der Feststellungs-
klage gegen die Festlegung von Flugverfahren gerichtlich vorgehen, wenn sie dadurch
in eigenen Rechten verletzt werden.

Die Rechtsprechung weist zudem darauf hin, dass die Betroffenen Rechtsschutz gegen
die Planungsentscheidung suchen kénnen bzw. missen, denn im Rahmen der Standor-
tentscheidung wird Gber die kiinftige Kapazitat und die grundsétzliche Larmbetroffenheit
entschieden. Dem BAF ist im nachfolgenden Verfahren zur Festlegung von Flugverfah-
ren der Zugriff auf die Larmquelle dagegen entzogen.

Es wirde ein weitreichendes Beteiligungsverfahren geschaffen, das im Hinblick auf die
Notwendigkeit zu flexiblem Handeln zur Steuerung des Luftverkehrs kontraproduktiv und
unter Berlcksichtigung der sicherheitsrechtlichen Zielsetzung ohne zusétzlichen Nutzen
ware. Dazu der VGH Kassel zutreffend: ,Angesichts der typischen und — bei gleicher
Lage der Streckenfihrung — auch gleichmafigen Larmbetroffenheit durch ein Flugver-
fahren ist es auch sonst weder geboten noch sinnvoll durchftihrbar, alle potentiell Larm-
betroffenen vor Erlass der Rechtsverordnung anzuhdren.(...) Die fiir die Abwéagung maf3-
gebenden Parameter (wie z.B. Flugbewegungszahl, Flughthe, Flugzeugmix und Be-
siedlungsstruktur) lassen sich auch ohne Anhérung aller Betroffenen hinreichend sicher
und vollstéandig ermitteln (...)."

Ergebnis

Es ist nicht zu erwarten, dass mehr Beteiligung an dieser Stelle zu mehr Akzeptanz und
der Beruhigung der Gesamtsituation fihren wirde. Ein Mehr Birokratie und mehr Frust-
ration waren die Folgen. Eine kurzfristige Optimierung von Flugverfahren im Sinne des
Larmschutzes wirde erheblich erschwert bzw. unmdglich gemacht werden.

Der Antrag ist abzulehnen.
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V. Artikel 2 § 45 d LuftVZO
~Flugplatze im Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 216/2008

845 -Absatz4-und dDie 88 45a bis 45c¢ finden keine Anwendung auf Flugplatze, denen
ein Zeugnis nach Artikel 8a der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 erteilt worden ist.”

Begrindung ADV

Die neu geschaffenen européaischen Regeln fiir den Betrieb von Flugplatzen haben rich-
tigerweise eine Anpassung der bestehenden nationalen Regeln zur Folge. Insbesondere
dann, wenn es ansonsten zur unnoétigen und méglicherweise missverstandlichen Dop-
pelregelungen kdme. Die Nichtanwendung der 8845a bis 45c LuftVZO fur Flugplatze,
denen ein Zeugnis nach dem neuen 810a LuftVG erteilt wurde, ist demnach folgerichtig.
Die Inhalte dieser Paragraphen sind deckungsgleich bzw. weitergehend europdisch ge-
regelt.

Anders verhalt es sich in diesem Zusammenhang mit der Nichtanwendung des 8 45
Abs. 4 LuftvZO. Darin wird die Benennung einer sachkundigen Person fiir die Leitung
des Verkehrs und Betriebes gefordert. Diese Person ist heute zentral fiir den sicheren
Betrieb der Flughéfen. Ihr kommt eine zentrale Rolle bei allen operativen und taktischen
Entscheidungen im Betriebsablauf zu. Zahlreiche Prozesse und Verfahren sind darauf
abgestimmt. Davon ausgehend, dass diese Funktion durch die LuftVZO auch weiterhin
gefordert wird, haben die Flugplatze ihre europaischen Zertifizierungsbemihungen da-
ran ausgerichtet.

Bestarkt wurden die Flugplatze in diesem Vorgehen, da die Nichtanwendung des § 45
Abs. 4 nicht Teil der Verbandeanhérung im April 2015 war. Vor dem Hintergrund, dass
in den neu geltenden europaischen Regeln diese Funktion nicht deckungsgleich gefor-
dert wird, stellt der Wegfall dieser zentralen Funktion diese BemiUhungen zu grof3en Tei-
len unndtigerweise infrage.

VI.Artikel 4 Anderung der Kostenverordnung der Luf tfahrtverwaltung
Zu Art.4 des Gesetzesentwurfs (Anderung der Luftkos  tV) im Einzelnen

Zu Nr.2
a) Zu der Ergdnzung des Abschnitts V der Anlage zu § 2 Abs.1 LuftKostV um neue
Gebuhrentatbestande (Nrn. 4a bis 4d) :

4.a

Ein neuer Gebuhrentatbestand fiir die Zeugniserteilung einschl. der Genehmigung des
Flugplatzhandbuches, differenziert nach koordinierten Flughéfen, sonstige Flughafen
und Landeplatze entspricht der vorgesehenen formalen Ausgestaltung des Zeugnisses
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als selbststdndiges und unabhangiges zusatzliches Erfordernis fir den Betrieb eines
Flugplatzes.

Die hierfir vorgesehene Rahmengebuhr fir die Zeugniserteilung von 2.500 - 300.000 €
(far koordinierte Flugplatze)ist nicht nachvollziehbar und ist im Gesetzesentwurf auch
nicht berzeugend begriindet (S.41ff, B. zu Art.4 zu Nr.2a). Zur Kritik beziglich der An-
nahme einer ,neuen Amtshandlung s.o.).

Die bestehenden Rahmengebiihren gemafi V.1.afir die luftrechtliche Genehmigung von
Anlage und Betrieb von 1.660 - 400.000 € (fur Flughafen) und V.4a fur die Abnahmepri-
fung bei Betriebsaufnahme und bei wesentlichen Anderungen von Anlage und Betrieb
von 300 - 100.000 € (fur Flughéafen), d.h. zusammengerechnet 1.960 - 500.000 € betref-
fen im Wesentlichen denselben Verwaltungsaufwand und haben dieselbe Bedeutung,
wirtschaftlichen Wert und sonstigen Nutzen fir den Flugplatzbetreiber. Dass nach den
neuen europdischen Anforderungen - zusatzlich zu diesen Zulassungen - eine weitere
Zertifizierung des Flughafenbetriebs erforderlich wird, ohne die der Betrieb ab dem
01.01.2018 zu untersagen ware, stellt aus Sicht des betroffenen Flugplatzbetreibers -
insb. im Hinblick auf den durch vorgenannten Zulassungen vermittelten Bestandsschutz
- zweifelsfrei keine neue Bedeutung bzw. keinen neuen wirtschaftlichen Wert oder sons-
tigen Nutzen dar. Vielmehr beschrénkt sich ihr Betreiberinteresse allein auf den unge-
minderten Fortbestand der erteilten Betriebserlaubnis. Der Gesetzesentwurf ignoriert
diese Interessenlage. Er nimmt stattdessen den gegenteiligen Standpunkt ein und misst
der ohne die zuséatzliche Zertifizierung drohenden Betriebseinstellung- unbeschadet von
Bestandsschutziiberlegungen - eine hohe Bedeutung fir die Flugplatzbetreiber zu und
rechtfertigt damit die gewahlte Obergrenze der Rahmengebiihr als angemessen und
sachgerecht (S.42f, B. zu Art.4 zu Nr.2a, Nr.4a neu).

Angemessen und sachgerecht ware vielmehr - unter Berlcksichtigung der Interessen-
lage der Flugplatzbetreiber bzw. im Hinblick auf das weitgehend identische Prufpro-
gramm - eine deutliche ErmaRigung des Geblhrenrahmens. Hierzu kénnte analog zu 8
2 Abs.2 Satz 1 LuftKostV darauf abgestellt werden, dass mit der zusatzlich notwendigen
Zertifizierung die mit einer luftrechtlichen Genehmigung einschl. Abnahmepriifung er-
teilte Anlage- und Betriebsgenehmigung de facto (nur) in ihrer Gultigkeit verlangert wird
bzw. im Falle der Nichterteilung des Zertifikats faktisch aufgehoben wird. Bei diesem
Ansatz ergibt sich nach § 2 Abs.2 Satz 1 LuftKostV ein Gebuhrenrahmen in Hohe von
1/10 bis zu 5/10 der fur die Erteilung erhobenen Gebuhr.

4b bis 4c

Fur die neuen Gebuhrentatbestande fur die Genehmigung nach ADR.AR.C.040 i. V. m.
ADR.OR.B.040 der VO (EU) Nr.139/2014 bzw. fur die Genehmigung eines Verfahrens
fur den Umgang mit nicht genehmigungspflichtigen Anderungen nach ADR.AR.C.035
1.V.m. ADR.OR.B.040 der VO (EU) Nr.139/2014 mit Rahmengebuhren von je 100 - 1.000
€ ist eine Rechtfertigung weder erkennbar, noch ergibt sich eine solche aus der Geset-
zesbegrindung (S.43, B. zu Art.4 zu Nr.2a, Nrn.4b,c neu). Der Sache nach handelt es

22. Februar 2016 Seite 14

28


verlietzma
Textfeld
28



FLUGHAFENVERBAND «%

sich bei diesen Genehmigungen um Abweichungsentscheidungen, die auch bisher
schon z.B. im Rahmen luftrechtlicher Genehmigungen einschl. der Abnahmeprifung zu
treffen sind. Fur derartige Abweichungsentscheidungen enthalt die LuftKostV aber bis-
her keine eigenstandigen Gebuhrentatbestdnde, wohl nicht zuletzt deshalb, weil der
hierflr erforderliche Aufwand innerhalb der Rahmengebihr der jeweiligen Zulassung in
angemessenen Umfang berlcksichtigungsfahig ist. Eine Veranlassung oder gar Not-
wendigkeit diese Systematik flr den Vollzug der europaischen Vorgaben zu verlassen
und damit die ohnehin zu hoch angesetzte Rahmengebuhr flur die Zertifizierung noch
weiter zu erh6hen ist daher nicht gegeben.

b)

Die Ergdnzung des bestehenden Gebiihrentatbestandes V.16 (Nachprufungen) um die
Worter ,Audits und Inspektionen” begegnet keinen Einwanden.

Anzumerken ist allerdings, dass die mit der Uberschrift von V.16 ,Nachprifungen (88
47, 53, 60 LuftvZO" erfolgte Bezugnahme auf die Regelung der Aufsicht in § 47 LuftvZO
Anlass gibt, die Vereinbarkeit der Inhalte dieser Vorschrift mit den neuen europarechtli-
chen Anforderungen zu Uberprifen.

Im Ubrigen belegt gerade diese Erganzung von V.16, welche die Gebiihrenerhebung fiir
die Aufgabenwahrnehmung der behdérdlichen Flugplatzaufsicht ermdglicht, dass (auch)
durch die europarechtlich kuinftig vorgegebenen , Audits und Inspektionen® keine ,neuen*
Amtshandlungen erforderlich werden, sondern lediglich die bisherigen Amtshandlungen,
hier im Bereich behérdlichen Flugplatzaufsicht durch europarechtliche Vorgaben in neu
formalisierten Ablaufen durchgefiihrt werden wird.

Zu Nr.3
Die Anderungen in Abschn. VI - Verwendung und Betrieb von Luftfahrtgerat werden hier
nicht kommentiert.

Begriindung-ADV

@

Der Gesetzesentwurf sieht vor, die neuen europaischen Regelungen, die u. a. bestimmte
Anforderungen an die Betreiber von Flugplatzen im Anwendungsbereich der VO (An-
hang IIl ,Organisation Requirements“- OR) und an die Anlage und Ausristung des Flug-
platzes selbst vorsehen, in die bestehende Systematik des nationalen Luftverkehrs-
rechts zu integrieren, wobei das Zeugnis Uber die Konformitat des Platzes mit den euro-
parechtlichen Vorgaben als selbststandiges und von den dbrigen Instrumenten des
LuftVG und der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftvVZO) unabhangiges zusatzli-
ches Erfordernis fir den Betrieb eines Flugplatzes ausgestaltet wird (S.2, B.Nr.1). Den
im Gesetzesentwurf vorgesehenen Anderungen der LuftKostV liegt die Annahme zu-
grunde, dass der Vollzug der VO (EG) Nr.216/2008 i. d. F. der Anderungs-VO (EU)
Nr.1108/2009, konkretisiert durch die Durchfihrungs-VO (EU) Nr.139/2014 zur Festle-
gung von Anforderungen und Verwaltungsverfahren in Bezug auf Flugplatze, ,neue
Amtshandlungen” erfordert, fir welche im Anhang V des Gebihrenverzeichnisses der
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LuftKostV bestehende Gebihrentatbestédnde zu erweitern bzw. vollig neue Gebiihren-
tatbestande zu schaffen seien (S.41, B. zu Art.4 zu Nr.2).

So soll insbesondere die Erteilung des Zeugnisses mit der der erstmaligen Genehmi-
gung (des genehmigungspflichtigen Teils) des Flugplatzhandbuchs gemafn
ADR.AR.C.035(d) i.V.m. ADR.OR.E.005 eine neue Aufgabe darstellen, wobei zu beach-
ten sei, dass hierflrr ein eigenstandiges Verwaltungsverfahren erforderlich werde, wel-
ches mit einem (insbesondere im Vergleich etwa zu der Abnahmeprifung) wesentlich
héheren Verfahrens- und Dokumentationsaufwand verbunden sei (S.42, B. zu Art.4 zu
Nr.2a).

Hiervon ausgehend beschrankt sich die Begriindung zur Bemessung der Gebiihrenhéhe
auf die Wiedergabe der allgemeinen Grundsatze des VwKostG, d. h. dem nach § 1 Abs.2
LuftKostV i. V. m. 8 3 VwKostG herzustellenden angemessenen Verhaltnis zwischen der
den Verwaltungsaufwand berticksichtigenden GeblUhrenhéhe einerseits und der Bedeu-
tung, dem wirtschaftlichen Wert oder sonstiger Nutzen der Amtshandlung andererseits.

Folgerichtig thematisiert die Begriindung daher auch nicht die Frage, ob und inwieweit
die ,neuen* Amtshandlungen aufgrund europarechtlicher Vorgaben nur die schon bisher
den Luftfahrtbehdrden aufgegebenen Aufgaben - insbesondere im Rahmen der Geneh-
migung von Anlage und Betrieb eines Flughafens (88 6 Abs.1 LuftvVG, 42 Abs.1 Luft-
VZ0), von wesentlichen Anderungen von Anlage, Betrieb oder Ausbauplan (88 6 Abs.4
S.2 LuftvG, 41 LuftvVZO), der Abnahmeprifungen bei Betriebsaufnahme sowie bei we-
sentlichen Anderungen von Anlage oder Betrieb (§ 44 Abs.1, 3 LuftVZO) und der Flug-
platzaufsicht (8 47 Abs.1 LuftVZO) - lediglich in anderer Form wiederholen bzw. ersetzen
oder inhaltlich ,neu” erganzen.

2

Die Unterstellung des Gesetzesentwurfs, dass im Vollzug der europarechtlichen Vorga-
ben ,neue* Amtshandlungen durchzufiihren seien, so insbesondere bei der Erteilung des
Zeugnisses, ist offenkundig nicht zutreffend.

In unvereinbarem Widerspruch zu dieser These steht bereits der Gesetzesentwurf
selbst, der lediglich einen ,erheblichen Mehraufwand” fir die Landesverwaltung fir die
Erteilung des Zeugnisses, die obligatorische Einrichtung eines formalisierten Aufsichts-
programms und weitere Anforderungen an die behdrdliche Struktur und Arbeitsweise
ausfiuhrt (S.6, E.3b.1 und S.20, A.l.1).

Nicht nachvollziehbar ist das Erfordernis ,neuer Amtshandlungen“ auch nach Mal3gabe
der Hauptziele der VO (EG) Nr. 216/2008 (Erwagungsgrinde Nrn.1 und 3) bzw. der VO
(EU) Nr. 139/2014 (Erwagungsgrinde Nrn.1, 2 und 4), d. h. der Gewahrleistung eines
einheitlichen, hohen Niveaus der Sicherheit der Zivilluftfahrt und der Flugplatze in der
Union insb. durch die Sicherstellung der Erfullung der sich aus dem ICAO-Abkommen
ergebenden Verpflichtungen fir die Mitgliedstaaten. Dementsprechend sollen auch die
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Durchfiihrungsbestimmungen ,dem Stand der Technik und den bewahrten Verfahren auf
dem Gebiet von Flugplatzen entsprechen und die einschlagigen Standards und Richtli-
nien (Standards and Recommended Practices) der International Civil Aviation Organisa-
tion, im Folgenden ICAQ) beriicksichtigen®.

Gegenwartig ist damit nur absehbar, dass die europarechtlichen Vorgaben weiterge-
hende Anforderungen vor allem in formaler Hinsicht beinhalten, d. h. erhéhte Nachweis-
und Dokumentationspflichten im Rahmen von Prifungen erfordern, womit auch eine Er-
h6éhung des Verfahrensaufwandes zu erwarten ist.

Ob und erst recht in welchem konkreten Ausmalf? sich aus den europarechtlichen Vor-
gaben dartber hinaus auch neue oder weitergehende materielle Anforderungen an die
Sicherheitsbestimmungen (safety) fur Flugplatze ergeben und ob entsprechende Vertie-
fungen des materiellen Prifprogramms hieraus resultieren, ist bislang hingegen noch
nicht annahernd konkret untersucht oder gar abschlieRend geklart. Erst kirzlich hat die
ADV in Abstimmung dem BMVI daher beschlossen eine Synopse zur Identifizierung der
Unterschiede zwischen den bestehenden nationalen und internationalen Regelwerken
und den neuen europdischen Regularien zu beauftragen.

Entgegen der Grundthese des Gesetzesentwurfs sind insbesondere bei der Erteilung
des Zeugnisses ,neue” Amtshandlungen weitgehend nicht ersichtlich. Das im Rahmen
der Zeugniserteilung durchzufihrende inhaltliche Prifprogramm erscheint vielmehr im
Wesentlichen deckungsgleich mit demjenigen fir die Genehmigung von Anlage und Be-
trieb eines Flughafens einschlie3lich der Festlegung des Ausbauplans (88 6 Abs.1
LuftvVG, 42 Abs.1 LuftVZO) und der daran anschlieRenden Abnahmeprifung bei Be-
triebsaufnahme (8 44 Abs.1, LuftvVZO). Die Annahme ,neuer® Amtshandlungen beruht
daher allein auf der voluntativ vorgesehenen formalen Ausgestaltung des Zeugnisses
Uber die Konformitat des Platzes mit den europarechtlichen Vorgaben als selbststandi-
ges und von den ubrigen Instrumenten des LuftVG und der Luftverkehrs-Zulassungs-
Ordnung (LuftvVZO) unabhangiges zusatzliches Erfordernis flr den Betrieb eines Flug-
platzes.

Mit der Annahme ,neuer* Amtshandlungen wirden die Flugplatzbetreiber daher im Er-
gebnis fur inhaltlich weitgehend identische Behdrdentéatigkeiten mehrfach mit Gebihren-
folgen belastet. Hinzu kommt, dass die betroffenen Flugplatzbetreiber auch noch unmit-
telbar durch den aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 i.V.m. Verordnung (EU)
Nr. 139/2014 unvermeidlich anfallenden zusatzlichen Erfullungsaufwand mit entspre-
chend hohen Zusatzkosten, wie z. B. fur den zusatzlichen Dokumentationsaufwand oder
Begutachtungen im Rahmen der Zeugniserteilung, der Einfihrung des Managementsys-
tems, der Anpassung des Flugplatzhandbuch und der zusétzlichen Erhebung und Uber-
mittlung bestimmter Daten nicht unerheblichen belastet werden. Obwohl dies auch im
Gesetzesentwurf ausdricklich konstatiert ist (E. Nr.2a, S.4) blieben diese Zusatzbelas-
tungen fur die Flugplatzbetreiber gleichwohl ohne Bertcksichtigung bei der Wiirdigung
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der Angemessenheit bzw. Sachgerechtigkeit der Gebihrentatbestande sowie ihrer Rah-
mengebihren.

VII. Fazit

Die deutschen Flughéfen stehen in einem kontinuierlichen Dialog mit der Bevélkerung in
den angrenzenden Gemeinden und Kommunen. Daher sind die Flugh&fen im héchsten
Mal3e an einem guten Miteinander mit inren Nachbarn interessiert und bendtigen die da-
raus resultierende Akzeptanz. Ziel ist es, eine ausgewogene Balance zwischen Anwoh-
ner- und Umweltinteressen auf der einen Seite mit den Erfordernissen der Wirtschaft und
den Mobilitatsbedtrfnissen der Blrger auf der anderen Seite zu finden. Im Sinne dieser
Voraussetzungen ist es nicht nur fir die Flughafen, sondern auch fur die Fluggesellschaf-
ten und die Flugsicherung von entscheidender Bedeutung die fir den Flugbetrieb notwen-
digen Prozesse auch mit dem Umland abzustimmen. Hierzu sind die bestehenden Ge-
setze sehr geeignet.

Die vorgeschlagenen Gesetzesanderungen und Anderungsantrage sind deshalb nicht
zielfihrend. Durch sie wirde ein funktionierendes Rechtssystem konterkariert, mit dem
bereits heute alle Forderungen nach einem besseren Larmschutz sowie einer transparen-
teren Flugverfahrensplanung erfillt werden.

Die erhobenen Gesetzesanderungsvorschlage basieren maf3geblich auf Ereignissen, wel-
che im Rahmen der Flugroutenplanung am neuen Berliner Flughafen BER aufgetreten
sind. Es ist sehr wichtig darauf hinzuweisen, dass die am BER aufgetretenen Probleme
bei einer Neuplanung bzw. bei einem Ausbau eines Flughafens heute nicht mehr auftreten
kénnen. Die Rechtsprechung hat samtliche Fragestellungen, welche vor dem Bau des
BER noch als unsicher galten, abschlie3end und hochstrichterlich ausgeurteilt. Das be-
deutet fir neue Bauprojekte, dass der Schutz fir Betroffene in einem Hochstmalf3 Berlck-
sichtigung findet und dieser trotzdem im Verhaltnis zu den Interessen des Vorhabentra-
gers verhaltnismafig abgewogen wird.

Sofern argumentiert wird, dass die Gesetzesanderungen die Flughafen nicht treffen wur-
den, da die Regelungen erst fur die Zukunft gelten und auf absehbare Zeit mit keinen
grol3en BaumalRnahmen mehr an den Flugh&fen zu rechnen sei, geht diese Annahme
fehl. Jedes Planfeststellungs-, Plangenehmigungs- oder Plananderungsverfahren wel-
ches an einem Flughafen durchgefiihrt wird, kann nach der neuen Rechtslage negative
Auswirkungen auf die Betriebsgenehmigung der Flughafen haben. Dabei ware es uner-
heblich, ob das durchzufiihrende Genehmigungsverfahren in einem kleinen Bauvorhaben
oder im Neubau einer Piste begriindet ist.

22. Februar 2016 Seite 18
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FLUGHAFENVERBAND %%

Im Sinne eines starkem Luftverkehrsstandortes Deutschland appelliert die ADV dafir,
keine Anderungen am Luftverkehrsgesetz vorzunehmen, welche iiber das notwendige

Mal3 — neue EASA-Vorgaben — hinausgehen.

Flughafenverband ADV
Friedrichstr. 79

10117 Berlin

Tel. 030/310118-0
www.adv.aero
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BAUMANN  RECHTSANWALTE 2

A. §8Abs.1Satz 4 und 5 LuftvVG-E

§ 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftVG-E sollen wie folgt lauten:

LDie Priifung der Umweltvertraglichkeit und der Vertraglichkeit mit den
Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten muss sich rdumlich auf
den gesamten Einwirkungsbereich des Vorhabens erstrecken, in dem
entscheidungserhebliche Auswirkungen méglich sind. Hierbei sind in
der Umgebung der in Satz 1 bezeichneten Flugpléatze alle die Berei-
che zu berticksichtigen, in denen An- und Abflugverkehr weder aus
tatséchlichen noch aus rechtlichen Griinden ausgeschlossen werden
kann.”

Anlass der Gesetzesdnderung

Ausweislich der Gesetzesbegriindung ist Anlass der Anderung des § 8 Abs.
1 Luft VG ein Vertragsverletzungsverfahren, das die EU-Kommission mit
Mahnschreiben vom 30.05.2013 gegen die Bundesrepublik Deutschland
eingeleitet hat.

Der Vorwurf der Kommission bezieht sich darauf, dass im deutschen Luft-
verkehrsrecht nicht sichergestellt ist, dass die Umweltauswirkungen der An-
legung oder wesentlichen Anderung eines Flughafens bzw. dessen Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura-2000-Gebieten vor Realisierung
des Projekts gepruft werden. Den hiervon betroffenen Beschwerdefiihrern,
auf deren Antrag hin die Kommission nach eigener Priifung ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland eréffnet hat, teilte
die Kommission im Verfahren mit, nach ihrer Auffassung gewahrleiste die
deutsche Gesetzgebung derzeit nicht, dass fur Flugrouten, die nach Ab-
schluss des Genehmigungsverfahrens fiir einen Flughafen geandert werden,
die erforderlichen umweltrechtlichen Prufungen nach dem EU-Recht, insbe-
sondere nach der UVP-Richtlinie und der FFH-Richtlinie, durchgefuhrt wer-
den. Die Kommission teilte damit die diesbezuglichen Bedenken der Be-
schwerdefihrer gegen die Vereinbarkeit des deutschen Luftverkehrsrechts
mit der Richtlinie 85/337/EWG in der Fassung der Kodifikationsrichtlinie
2011/92/EU (UVP-Richtlinie) und der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie).
Wegen der angekindigten und mit § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftVG-E beab-
sichtigten Ubernahme der Grundsétze aus den Urteilen des BVerwG vom
31.07.2012 (BVerwG 4 A 7001.11 u.a. - BVerwGE 144, 44) wurden die ent-
sprechenden Beschwerdeverfahren von der Kommission noch nicht ge-
schlossen, eine abschlieBende Prufung wird nach Vorlage der geénderten
Rechtsvorschriften durch die Kommission erfolgen.

Aus dem Unionsrecht ergeben sich im Zusammenhang mit der Anlegung
und Anderung von Flughé&fen und deren Betrieb zwei unabhéngig voneinan-
der bestehende Pflichten zur Durchfiihrung von Umweltpriifungen.
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Zunachst kann eine Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeits-
prafung nach MafRRgabe der Richtlinie 2011/92/EU bestehen. Die UVP-

Richtlinie enthalt im Wesentlichen verfahrensrechtliche Vorgaben, ohne die
materiell-rechtlichen Anforderungen an die fragliche Planung zu verandern.

Demgegeniber enthalt die eine Natura-2000-Vertraglichkeitsprifung regein-
de Richtlinie 92/43/EWG materiell-rechtliche Anforderungen an das jeweils
der Vertraglichkeitsprifung unterfallende Projekt (zu den Unterschieden sie-
he grundlegend, BVerwG, Urteil vom 19.12.2013, 4 C 14.12). Beide Um-
weltprifungen mussen deshalb auch in ihren Bezligen zu Flughafen und
Flugverfahren getrennt betrachtet werden.

Umweltvertraglichkeitspriifung

Bei der Umweltvertraglichkeitspriifung ist die Frage, inwieweit eine UVP im
Rahmen der luftrechtlichen Zulassungsentscheidung fur die Anlegung oder
Anderung eines Flughafens auf die technisch am Flughafen denkbaren
Flugverfahrensvarianten zu erstrecken ist, zu trennen von der Frage, ob
auch eine isolierte Anderung der Flugverfahren ohne eine dies veranlassen-
de bauliche Anderung UVP-pflichtig sein kann.

1. Pflicht zur Durchfuihrung einer vollstandigen Umweltvertraglichkeits-
prufung fur den gesamten Einwirkungsbereich des Flughafens

Nach Art. 4 Abs. 1 und 2 der UVP-Richtlinie werden Projekte des An-
hangs | grundsétzlich einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterzogen,
bei Projekten des Anhangs Il bestimmen die Mitgliedstaaten anhand
einer Einzelfalluntersuchung oder von ihnen festgelegter Schwellen-
werte bzw. Kriterien, ob das Projekt einer Umweltvertraglichkeitspri-
fung unterzogen werden muss. Der Begriff des Projekts wird in Art. 1
Abs. 2 Buchst. a UVP-Richtlinie definiert als die Errichtung von bauli-
chen oder sonstigen Anlagen und sonstige Eingriffe in Natur und
Landschaft. Durch Anhang | Nr. 7a und Anhang 1l Nr. 10 der UVP-
Richtlinie erfahrt er eine Beschrankung auf die Errichtung baulicher
Anlagen, weil lediglich der Bau eines Flughafens der Pflicht zur Durch-
fahrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterworfen ist oder sein
kann. Diesem Projektbegriff entspricht eine Tatigkeit nur, wenn sie mit
Arbeiten oder Eingriffen zur Anlegung oder Anderung des materiellen
Zustands des Flughafens einhergeht (vgl. EuGH, Urteil vom
17.03.2011 - Rs. C-275/09 - Slg. 2011, 1-1753 Rn. 24 und 30; zum
Ganzen, BVerwG, Urteil vom 19.12.2013, 4 C 14.12, Rn. 21). Dem
Projektbegriff der UVP-Richtlinie unterfallt deshalb nur die Anlegung
und Anderung der Flughafeninfrastruktur selbst, nicht aber die (isolier-
te) Festlegung der Flugverfahren.

Der Planfeststellungsbeschluss fur den Bau eines Flughafens muss
die in seiner raumlichen Umgebung aufgeworfenen Probleme bewalti-
gen. Hierzu ist er nur in der Lage, wenn die prognostische Flugrou-
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tenplanung Art und Ausmal der zu erwartenden Betroffenheiten in der
far die Abwégung relevanten GroRenordnung realistisch abbildet (vgl.
BVerwG, Urteil vom 31.07.2012 - BVerwG 4 A 7001.11 u.a. - BVerw-
GE 144, 44 Rn. 66). Die Umweltvertraglichkeitspriifung aus Anlass
des Baus eines Flughafens darf sich dabei nicht auf die Betrachtung
bestimmter, fur die Larmbetroffenheiten reprasentativer Flugverfahren
beschranken; sie muss sich vielmehr rdumlich auf den gesamten Ein-
wirkungsbereich des Flughafens erstrecken, in dem abwagungserheb-
liche Auswirkungen des Vorhabens maglich sind. Eine detaillierte Er-
mittlung und Beschreibung der betriebsbedingten Auswirkungen des
Vorhabens ist nach Auffassung des BVerwG in der Regel aber nur fiir
die der Planfeststellung zugrunde gelegte, mit dem Bundesaufsichts-
amt fur Flugsicherung (BAF) oder der Deutschen Flugsicherung
GmbH (DFS), die die Festlegung von Flugverfahren durch das BAF
vorbereitet, abgestimmte Grobplanung der Flugrouten erforderlich.
Dariuiber hinaus ist es notwendig, regelmaBig aber auch ausreichend,
dass die Umweltvertraglichkeitsprufung die im Rahmen der Abwéagung
zu treffende Entscheidung vorbereitet, ob sich die Zulassung des Vor-
habens nur rechtfertigen lasst, wenn bestimmte Gebiete von erhebli-
chen Beeintrachtigungen durch Fluglarm verschont bleiben (vgl.
BVerwG, Urteil vom 31. Juli 2012 - BVerwG 4 A 7001.11 u.a. - a.a.0.
Rn. 44).

Das BVerwG hat damit aus der Tatsache, dass sich die Umweltver-
traglichkeitspriufung auf alle voraussichtlichen Auswirkungen des Pro-
jekis zu beziehen hat, erste Konsequenzen gezogen und eine Pflicht
zur Einbeziehung weiterer Routen festgelegt, soweit diese eine Zulas-
sung des Vorhabens in Frage stellen konnten. Diese Rechtsprechung
wird in § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftVG-E aufgegriffen, der folgenden
Wortlaut:

~Die Prufung der Umweltvertraglichkeit und der Vertraglichkeit
mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-Gebieten muss sich
réumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des Vorhabens
erstrecken, in dem entscheidungserhebliche Auswirkungen
moglich sind. Hierbei sind in der Umgebung der in Satz 1 be-
zeichneten Flugplatze alle die Bereiche zu beriicksichtigen, in
denen An- und Abflugverkehr weder aus tatséchlichen noch
aus rechtlichen Griinden ausgeschlossen werden kann.”

a) Bewertung

Ist das nationale Recht wie im deutschen Recht aufgrund der
Trennung zwischen Zulassung der Infrastruktur und Festlegung
der Flugverfahren darauf angelegt, dass sich bestimmte Aus-
wirkungen des Projekts im Ergebnis erst nach Ergehen der Zu-
lassungsentscheidung (hier: Planfeststellungsbeschluss oder
luftrechtliche Genehmigung) zeigen, und ist bei der nachfolgen-
den Prufung keine eigenstandige Umweltvertraglichkeitsprifung
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b)

oder eine Erganzung der urspringlichen Umweltvertraglich-
keitsprufung vorgesehen, ist aus Sicht des Unionsrechts nicht
sichergestellt, dass vor der Anlegung oder wesentlichen Ande-
rung eines Flughafens im Sinne des Anhangs | oder Il der
Richtlinie 2011/92/EU alle Umweltauswirkungen untersucht
werden.

Der Vorwurf der EU-Kommission im anhéngigen Vertragsverlet-
zungsverfahren bezieht sich folglich nicht darauf, dass fir die
Festlegung von Flugverfahren ohne vorangegangene bauliche
Anderung keine vorherige Umweltvertraglichkeitsprifung vor-
gesehen ist, sondern dass bei der Anlegung oder wesentlichen
Anderung von Flughafen bisher nicht der gesamte raumliche
Einwirkungsbereich des Flughafens, der aus tatsachlichen oder
rechtlichen Griinden denkbar ist, zum Gegenstand einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung gemacht wird.

Die durch das Bundesverwaltungsgericht aufgezeigte und nun
im Gesetzesentwurf in § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftvVG-E uber-
nommene Vorgehensweise, bei der bereits im Rahmen der
Planfeststellung ein weit gezogener Einwirkungsbereich des
neuen oder geédnderten Flughafens in die Umweltvertraglich-
keitsprufung einbezogen wird, erscheint im Grundsatz geeignet,
eine umfassende Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der
voraussichtlichen Umweltauswirkungen des ,Projekts Flugha-
fen" fiir die Zukunft zu gewahrleisten. Die Aufweitung des Blicks
im Planfeststellungsverfahren auch auf Flugverfahrensverlaufe,
die von der Grobplanung abweichen, bewirkt zugleich eine bes-
sere Ubereinstimmung mit der umfassenden Legalisierungswir-
kung des Planfeststellungsbeschlusses, da Prifungsumfang
und Legalisierungswirkung einander angenahert werden.

Keine Orientierung des Umgriffs der UVP an Larmgrenzwerten
des Fluglarmschuizgesetzes

Der Begriff der ,entscheidungserheblichen Auswirkungen® ist
dabei in Einklang mit der Rechtsprechung des BVerwG gerade
nicht mit den Grenzwerten des Fluglarmschutzgesetzes gleich-
zusetzen, sondern umfasst alle abwagungserheblichen Belange
und damit insbesondere auch Fluglarmbelastungen unterhalb
der Larmwerte des Fluglarmschutzgesetzes. Sollte die Rege-
lung so zu verstehen sein (vgl. § 8 Abs. 1 Satz 3 LuftvVG-E),
dass fur den Umfang der Betrachtung im Rahmen der UVP nur
die Gebiete einbezogen werden sollen, in denen die Grenzwer-
te des Fluglarmschutzgesetz erreicht oder tiberschritten sind,
ware die Bestimmung klar europarechtswidrig und entsprache
auch nicht der Rechtsprechung, die stets betont, dass in die
Abwéagungsentscheidung (und damit auch in eine diese vorbe-
reitende UVP) jegliche Larmauswirkungen einzubeziehen sind,
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die abwdagungserheblich sind. Eine luftrechtliche Zulassungs-
entscheidung kann auch deshalb rechiswidrig sein, weil sie die
sog. zumutbaren Larmbetroffenheiten nicht ausreichend in den
Blick nimmt (vgl. zuletzt OVG Munster, Urteil vom 03.12.2015,
20 D 95/14.AK, S. 81 ff. der Urteilsausfertigung). Eine UVP, die
ihren Umgriff also bspw. an den individuell festgelegten Larm-
schutzzonen eines Flughafens (sei es auf Grundlage einer luft-
rechtlichen Entscheidung oder auf Grundlage des Fluglarm-
schutzgesetzes, das insoweit ein Mindestniveau darstellt) orien-
tiert, wéare fur eine Vorbereitung der Abwagungsentscheidung
nicht geeignet und damit fehlerhaft.

Keine Beschrankung auf eine Grobplanung

Der Wortlaut des § 8 Abs. 1 Satz 3 LuftVG-E geht auf den ers-
ten Blick Uber die Rechtsprechung des BVerwG hinaus, insbe-
sondere ist eine Begrenzung der Betrachtung auf eine
,Grobplanung" nicht Gegenstand des Wortlauts. Aus der Be-
grundung kann allerdings entnommen werden, dass die auf der
Basis einer Grobplanung erstellten vorlaufigen Flugverfahren
.€in besonderes Gewicht* haben sollen (vgl. Drucksache
18/6988, S. 28). Insgesamt lasst die Gesetzesbegrindung we-
nig Zweifel daran, dass die Rechtsprechung des BVerwG voll-
stdndig und damit einschliefllich der dort angedeuteten Be-
schrankung {,in aller Regel") einer vertieften Ermittlung und Be-
schreibung der Auswirkungen auf die ,Grobplanung" der Flug-
verfahren im Ausbauverfahren Ubernommen werden sollen.

Die Ausfuhrungen des BVerwG zur Untersuchungstiefe begeg-
nen jedoch deshalb Bedenken, weil die UVP-Richtlinie in An-
hang I ausdrucklich eine hohe Besiedlungsdichte als einen zu
berlicksichtigenden Gesichtspunkt anspricht. Eine bloRe Gro-
banalyse der Siedlungsstruktur, die allzu groRzuigige Pauscha-
lierungen erlaubt, durfte dem Anliegen der Richtlinie nicht ge-
recht werden. Fir Erholungs- und Freizeitnutzungen ist nach
den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts hingegen ohne-
hin eine detailliertere Betrachtung bereits deshalb erforderlich,
weil anderenfalls die Wertigkeit der betroffenen Gebietsstruktu-
ren nicht hinreichend ermittelt werden kann. Dies sollte ange-
sichts der gesundheitlichen Relevanz von Fluglarm fur das
hochrangige Schutzgut Mensch in seinem Wohnumfeld ent-
sprechend gelten.

Beschrankungen der Untersuchungstiefe unterliegen dariiber
hinaus im Zusammenhang mit dem Schutzgut Tiere und Pflan-
zen sowie dem europaischen Gebietsschutz im Hinblick auf die
hinreichende Erfullung des Zwecks der UVP-Richtlinie, eine
umfassende Beurteilung der voraussichtlichen Auswirkungen zu
gewahrleisten, einigen Bedenken. Gerade beim Schutzgut Tiere
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und Pflanzen sowie beim Schutz von NATURA-2000-Gebieten
ist die Ermittlung der vorhandenen Umweltbestandteile und der
Bewertung ihres Ausgangszustandes von héchster Bedeutung,
da eine reduzierte Untersuchungstiefe zu Defiziten in der spate-
ren Identifizierung und Bewertung der Auswirkungen fuhrt. Dies
gilt vor allem deshalb, weil die UVP ihrer Natur nach darauf an-
gelegt ist, als Grundlage fir weitere materiell-rechtliche Be-
trachtungen (wie die Natura-2000-Vertraglichkeitsprufung - da-
zu sogleich) zu dienen und damit entsprechende Defizite auf
die spétere materiell-rechtliche Prufung durchschlagen kénnen.

d) Zwischenergebnis

Zusammenfassend betrachtet ist damit die vorgesehene Rege-
lung in § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftvVG-E fur die Zukunft geeig-
net, eine Verfehlung der Anforderungen des Unionsrechts im
Hinblick auf die umfassende Betrachtung der Umweltauswir-
kungen bei der Anlegung oder wesentlichen Anderung von
Flughafen zu vermeiden, sofern der Gesetzgeber eine ausrei-
chende Prifungstiefe sicherstellt und auch fir die von der
Grobplanung des Vorhabentragers abweichenden Flugverfah-
rensvarianten gewahrleistet, dass zugleich durch Nebenbe-
stimmungen im Planfeststellungsbeschluss sichergestelit wird,
dass Anderungen der Flugverfahren und damit raumliche Ver-
schiebungen der Betroffenheiten zu einer Anpassung der
Schutzauflagen fuhren.

Keine Pflicht zur Durchfithrung einer UVP bei Festlegung von Flugver-
fahren ohne gleichzeitige bauliche Anderung des Flughafens

Soweit Flugverfahrensanderungen ohne gleichzeitige bauliche Ande-
rung des Flughafens in Rede stehen, gilt nach bisheriger Rechtslage
keine Pflicht zur Durchfiihrung einer UVP. Das deutsche Recht unter-
stellt rein betriebliche Anderungen eines Verkehrsflughafens, wie die
Zulassung anderer Arten an Luftfahrzeugen, die Steigerung des Luft-
verkehrsaufkommens und die Anderung der Betriebszeiten nur dann
einer Umweltvertraglichkeitsprufung bzw. einer Vorprifung, wenn die-
se mit baulichen Anderungen einhergehen, vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2
UVPG.

In Rechtsprechung und Literatur wird dementsprechend eine UVP-
Pflicht nur dann anerkannt, wenn betriebliche Modifikationen ihre Ur-
sache in baulichen Veranderungen hatten. Auch die obergerichtliche
Rechtsprechung hat zur Ermittlung der Prufungspflicht stets darauf
abgestellt, ob das Vorhaben die Errichtung des Flughafens selbst be-
trifft, d.h. auf eine Anderung der den zivilen Flughafen ausmachenden
Infrastrukturanlage oder einzelner ihrer Teile zielt (vgl. nur Hobe/von
Ruckteschell, Kéiner Kompendium Luftrecht, Band 2, Teil | B., Rn. 611
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m.w.N.). Hiervon unberiihrt bleibt die Erkenntnis des BVerwG, dass
die betrieblichen Auswirkungen im Falle der Notwendigkeit einer UVP
vollstandig zum Bestandteil dieser Prufung gemacht werden miissen
(vgl. die grundlegende Entscheidung des BVerwG vom 31.07.2012, 4
A 7001.11 u.a. sowie bereits oben).

Das Unionsrecht unterstellt gleichfalls rein betriebliche Anderungen
ohne baulichen Eingriff bisher im Zusammenhang mit Flughafen kei-
ner Umweltprifungspflicht nach der UVP-Richtlinie. Der EuGH hat le-
diglich klargestellt, dass die Vorschriften des Anhangs | auch auf An-
derungen der Infrastruktur eines vorhandenen Flugplatzes ohne Ver-
langerung der Start- und Landebahn Anwendung finden, sofern diese
Arbeiten, insbesondere aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs und ihrer
Merkmale, als Anderung des Flugplatzes selbst anzusehen sind (vgl.
vgl. EuGH, Urteil vom 28.02.2008, C-2/07, Rn. 32 ff. und Rn. 42 ff. -
Abraham; vgl. auch EuGH, Urteil vom 17.3.2011, C-275/09 - Brussel-
Zaventem). Wie der EuGH in diesem Zusammenhang zugleich klar-
gestelit hat, ist die Entscheidung des Unionsgesetzgebers, bestimmte
Tatigkeiten keiner Umweltprufungspflicht zu unterstellen, insoweit
auch zu respektieren. Lediglich dann, wenn diese sich als mittelbare
Auswirkung von materiellen Eingriffen in die der Prufungspflicht unter-
liegende Infrastruktur selbst darstellen, sind sie in diese Prifung ein-
zubeziehen, selbst wenn sie sich erst auf einer spateren Verfahrens-
stufe zeigen. Bei einer isolierten Flugverfahrensanderung fehlt es aber
an der vorausgegangenen Verfahrensebene, die den Anlass fur die
notwendige Einbeziehung bilden kénnte.

Da im Gesetzgebungsverfahren der Vorschiag, eine Pflicht zur Durch-
fahrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung auch bei der isolierten
Anderung von Flugverfahren ohne baulichen Eingriff in die Flughafe-
ninfrastruktur im EU-Parlament keine Mehrheit gefunden hat, besteht
auch keine gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung zur Schaffung einer
entsprechenden Prufungspflicht, da Flugkorridore und ihre Zuordnung
zu bestehenden Start- und Landebahnen vom Projektbegriff der UVP-
Richtlinie nicht erfasst sind (so zur Vorgangerrichtlinie BVerwG, Urteil
vom 19.12.2013, 4 C 14.12, Rn. 21).

Eine solche besteht lediglich — wie oben gezeigt — im Zusammenhang
mit der Anlegung oder wesentlichen Anderung der Infrastruktur selbst,
muss dort aber den gesamten raumlichen Einwirkungsbereich erfasst
haben. Ob eine Offentlichkeitsbeteiligung bei der Festlegung von
Flugverfahren abseits unionsrechtlicher Fragen verfassungsrechtlich
geboten ist, wird im Schrifttum kontrovers diskutiert, wurde bisher aber
von den Gerichten abgelehnt (vgl. die Nachweise bei Giesecke/Wysk
in Hobe/von Ruckteschell, Kélner Kompendium Luftrecht, Band 2, Teil
I'H., Rn. 129; kritisch Klinger, LKV 2011, 8, 11).
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Pflicht zur Durchfithrung einer FFH-Vertraglichkeitspriifung

Im Hinblick auf die Verpflichtung, eine Natura-2000-Vertraglichkeitspriifung
durchzufihren, unterscheidet sich die unionsrechtliche Rechtslage deutlich
von der in Bezug auf die UVP-Richtlinie.

Art. 6 Abs. 3 und 4 Richtlinie 42/43/EWG untersagen nach der Rechtspre-
chung des EuGH jede erhebliche Beeintrachtigung in den Erhaltungszielen
eines Natura-2000-Gebietes und ordnen eine verbindliche Vertraglichkeits-
prufung fur jede Art von Vorhaben an, die eine entsprechende Eignung auf-
weisen, ohne dass Gréfien- oder Kapazitatsanforderungen oder sonstige
Einschrénkungen hinsichtlich der Art des Vorhabens, wie beispielsweise ein
baulicher Eingriff, getroffen werden. Auf Grundlage dieser rein wirkungsbe-
zogenen Betrachtungsweise zur Bestimmung des Vorhabenbegriffs im Sinne
des Art. 6 Abs. 3 der Richtlinie 42/43/EWG hat das Bundesverwaltungsge-
richt deshalb angenommen, dass die Festlegung von Flugverfahren durch
Rechtsverordnung des BAF zwar kein an sich UVP-pflichtiges Projekt ist,
wohl aber ein Projekt im Sinne des Art. 6 Abs. 3 und 4 der Richtlinie
92/43/EWG. Als solches unterliegt es einer entsprechenden Pflicht zur
Durchfiihrung einer Natura-2000-Vertraglichkeitsprifung nach Mafgabe des
§ 34 BNatSchG. Sofern die entsprechende Prifung nicht bereits in einem
luftrechtlichen Planfeststellungs- oder Genehmigungsverfahren fir das
rdumlich betroffene Gebiet vorgenommen wurde, trifft deshalb das BAF eine
eigenstéandige Verpflichtung zur Durchfuhrung der Natura-2000-
Vertraglichkeitsprifung unter Beteiligung der anerkannten Umweltvereini-
gungen (vgl. BVerwG, Urteil vom 19.12.2013, 4 C 14.12; Urteil vom
18.12.2014, 4 C 35.13).

Es ist deshalb festzustellen, dass eine Durchfiihrung der Natura-2000-
Vertraglichkeitsprifung im Planfeststellungsverfahren nur dann eine spatere
eigene Prafungsverpflichtung das BAF ausschlieRen kann, wenn die Be-
trachtung den unionsrechtlichen Anforderungen an die hierbei zu Grunde zu
legende Untersuchungstiefe entsprochen hat. Ergeben sich infolge einer ge-
anderten Festlegung der Flugverfahren im Nachgang zu einer Anlegung
oder wesentlichen Anderungen oder aber bei Bestandsflughafen Anhalts-
punkte fir eine hierdurch verursachte erhebliche Beeintrachtigung der Erhal-
tungsziele eines Natura-2000-Gebietes, ist das BAF verpflichtet, die ent-
sprechende Vertraglichkeitspriifung unter Berticksichtigung der neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnisse durchzufiihren. Eine Bestandskraft des
Planfeststellungsbeschlusses steht dem nicht entgegen (vgl. dazu zuletzt
EuGH, Urteil vom 14.01.2016, C-399/14 - Waldschlésschenbriicke, mit Aus-
fuhrungen zur gebotenen Fehlerheilung (Leitsatz 3); geringes Gewicht wurde
dem Aspekt eines Bestandsschutzes auch im Urteil des EuGH vom
15.10.2015, C-137/14, Rn. 83 ff. beigemessen).
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Festzustellen ist damit, dass die beabsichtigte Regelung in § 8 Abs. 1 Satz 4
und 5 LuftvVG-E in Bezug auf die Vertraglichkeitspriifung nach der Richtinie
92/43/EWG nicht geeignet ist, eine Verpflichtung des BAF zur eigenstandi-
gen Durchfuhrung dieser Prifung auszuschlieBen, da anderenfalls eine Un-
vereinbarkeit mit Art. 6 Abs. 3 und 4 der Richtlinie 92/43/EWG anzunehmen
ware.

Es wird vorgeschlagen, dies an geeigneter Stelle im Gesetz (z.B. in
§ 27a LuftvO) kiarzustellen.

Keine Wirkung bei VerstéRen gegen die UVP-Richtlinie und/oder die
FFH-Richtlinie in der Vergangenheit

Nicht unproblematisch erscheint, dass die gesetzliche Regelung nur
Bestimmungen fur die zukunftige Anlegung und Anderung von Flughafen
enthalt. Die Rechtsprechung des EuGH zur Auslegung europaischen Se-
kundéarrechts hat nur klarstellende Wirkung, so dass anzunehmen ist, dass
den jeweiligen Richtlinienbestimmungen der vom EuGH ausformulierte Inhalt
bezogen auf den jeweiligen Inkrafttretenszeitpunkt beizumessen ist. Dass
sich die Betrachtung der Umweltauswirkungen eines Projekts nicht nur auf
die Anlage, sondern auch auf den Betrieb beziehen muss, ist dem umfas-
senden Untersuchungsansatz der UVP immanent und dementsprechend
unstreitig (vgl. nur Hoppe, UVPG, 4. Auflage, § 2 Rn. 19 ff. m.w.N.).

Soweit also in der Vergangenheit, mit Ablauf der Umsetzungsfrist der Richt-
linie 85/337/EWG, spatestens jedoch mit der Richtlinie 97/11/EG, die ver-
schiedentliche Neuerungen speziell im Zusammenhang mit Anderungen von
Projekten gebracht hat, Flugh&fen angelegt oder wesentlich geandert wur-
den, ohne dass sich die Umweltvertraglichkeitsprifung auf alle réumlich in-
frage kommenden Beeintrachtigungsgebiete erstreckt hat, steht die Frage
einer Nachholungsverpflichtung oder Ergénzung der Umweltvertraglichkeits-
prufung unter Beteiligung der Offentlichkeit im Raum. Geklart ist in der
Rechtsprechung des EuGH, dass Verstolie gegen das Unionsrecht nicht
sanktionslos bleiben dirfen, wobei dem Mitgliedstaat ein Spielraum zusteht,
wie er den Verstol beheben méchte. In Betracht kommt neben der Aufhe-
bung der fraglichen Verwaltungsentscheidung die Nachholung einer ver-
saumten Handlung oder Prifung oder aber auch die Zahlung von Scha-
densersatz (vgl. die grundlegende Entscheidung des EuGH vom 7.1.2004 —
C-201/02 — Delena Wells).

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich mit der Frage, wie das infolge des
Auseinanderfallens von Planfeststellung und Flugverfahrensfestlegung ent-
standene unionsrechtliche Defizit zu beheben ist, bereits unter zwei Ge-
sichtspunkten befasst:
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Keine Kassation eines Planfeststellungsbeschlusses trotz Fehlern, die
das Recht der Offentlichkeit auf Beteiligung beschnitten haben

So hat das Gericht zunachst im Falle des kiinftigen Flughafens Berlin-
Brandenburg geprift, wie sich Defizite bei der Umweltvertraglichkeits-
prifung wegen Nichtbetrachtung aller raumlichen Einwirkungsberei-
che durch mégliche Flugverfahren auf die RechtmaRigkeit des luft-
rechtlichen Planfeststellungsbeschlusses auswirken. Es hat in der
konkreten Situation angenommen, dass sich die Fehler in der Sache
nicht auf die Standortentscheidung der Planfeststellungsbehérde aus-
gewirkt hatten und auf dieser Grundlage nach § 46 VWVfG angenom-
men, dass damit auch kein Aufhebungsanspruch bestiinde.

Ob diese Entscheidung, die vor der Entscheidung des EuGH in der
Rechtssache Altrip (vgl. EuGH, Urteil vom 08.11.2013, C.72/12; be-
statigt durch Urteil vom 15.10.2015, C-137/14) getroffen wurde, spezi-
ell im Hinblick auf die Folgen des fur die Planfeststellung im konkreten
Fall festgestellten Defizits in der Beteiligung der Offentlichkeit, den
unionsrechtlichen Anforderungen gerecht wird, ist fraglich. Nach der
im Nachgang ergangenen Rechtsprechung des EuGH sind Fehler, die
Mitgliedern der betroffenen Offentlichkeit die Méglichkeit genommen
haben, sich effektiv im Verfahren zu beteiligen (was das BVerwG in
den Urteilen vom 31.07.2012 angenommen hatte), grundsatzlich als
schwerwiegende und damit zur Aufhebung fuhrende Fehler des Plan-
feststellungsbeschlusses anzusehen. Die Kommission bezog sich
dementsprechend in ihrer Klageschrift im Verfahren C-137/14 aus-
dricklich auch zur Begrundung ihrer Klage wegen der unionsrechts-
widrigen Anwendung des § 46 VWV{G auf die Urteile des BVerwG
vom 31.07.2012 zum kiinftigen Flughafen Berlin Brandenburg. Uber
die gegen diese Urteile gerichteten Verfassungsbeschwerden hat das
Bundesverfassungsgericht soweit ersichtlich noch nicht entschieden.

Jedenfalls hat der EuGH mit Urteilen vom 08.11.2013 (C-72/12, Rn.
47 ff.) und vom 15.10.2015 (C-137/14, Rn. 46 ff.) klargestellt, dass

§ 46 VWVIG, soweit er vorschreibt, dass auf jeden Fall — selbst wenn
es um Verfahrensfehler im Hinblick auf die Information und Beteili-
gung der Offentlichkeit im fraglichen Bereich geht — ein Kausalzu-
sammenhang zwischen dem geltend gemachten Verfahrensfehler und
dem Ergebnis der angefochtenen Verwaltungsentscheidung bestehen
muss, damit das zusténdige Gericht sie aufheben kann, die Ausiibung
des Rechts auf Einlegung von Rechtsbehelfen im Sinne von Art. 11
der Richtlinie 2011/92 tbermaBig erschwert und die Norm deshalb
dem Ziel dieser Richtlinie, den ,Mitgliedern der betroffenen Offentlich-
keit" einen weitreichenden Zugang zu Gerichten zu gewahren, zuwi-
derlauft (vgl. EuGH, Urteil vom 08.11.2013, C-72/12, Rn. 47 f.; zuletzt
EuGH, Urteil vom 15.10.2015, C-137/14, Rn. 55). Da die UVP bei der
Anlegung oder Anderung von Flugplatzen bisher tiblicherweise auf die
Grobplanung beschrankt war, durfte eine Vielzahl luftrechtlicher Ge-
nehmigungen und Planfeststellungen mit einem ,Makel* behaftet sein,
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da in den luftrechtlichen Verfahren in raumlicher Hinsicht nicht alle
moglichen Beeintrachtigungsgebiete Gegenstand einer UVP waren.
Sollen Flugverfahren an solchen Flughafen derart geandert werden,
dass bisher nicht untersuchte Gebiete iberflogen werden, realisiert
sich der Fehler aus der Vergangenheit und wird aktuell relevant.

Keine Nachholung der UVP bei Festlegung der Flugverfahren

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Rechtsprechung eine
weitere Moglichkeit der Behebung festgestellter unionsrechtlicher De-
fizite gepruft, namlich die Nachholung fehlender Betrachtungen fiir
bestimmte Gebiete, deren Betroffenheit sich erst bei einer der Plan-
feststellung nachfolgenden Flugverfahrensfestlegung zeigt, bei der
zweiten, neben der gerichtlichen Kassation des Planfeststellungsbe-
schlusses denkbaren Gelegenheit untersucht: bei der Festlegung der
Flugverfahren selbst.

Der 4. Senat hat eine Nachholungsverpflichtung des BAF abgelehnt
und hierbei zugleich entschieden, dass im Verhaltnis zwischen Plan-
feststellung und Flugverfahrensfestlegung kein mehrstufiges Geneh-
migungsverfahren im Sinne der Rechtsprechung des EuGH liege, das
eine entsprechende Nachholungsverpflichtung auslésen kénne (vgl.
Urteile vom 19.12.2013, 4 C 14.12, Rn. 22, vom 12.11.2014, 4 C
34.13, Rn. 16 und Urteil vom 18.12.2014, 4 C 35.13, Rn. 25 und 26).
Die hiermit verbundene unionsrechtliche Rechtsfrage hat das Bun-
desverwaltungsgericht dem EuGH nicht vorgelegt, auch hier sind Ver-
fassungsbeschwerden u.a. wegen der Nichtvoriage an den EuGH an-
hangig. Diese Frage kann letztverbindlich nur durch den EuGH geklart
werden.

Gleiches gilt fur die Annahme des BVerwG in den genannten Ent-
scheidungen, eine Nachholung der UVP im Rahmen der Flugverfah-
rensfestlegung fir die neu betroffenen Gebiete erfiille nicht den Zweck
der Offentlichkeitsbeteiligung fur das Projekt Flughafen, da es nur
noch um die Verteilung des Flugbetriebs und nicht um die Standor-
tentscheidung ginge. Ob eine solche Nachholung zumindest fur die
Vorbereitung der Abwagung des BAF, sofern sie — wie hier — die ein-
zige denkbare Méglichkeit zur Behebung des Defizits ist, dass die
Auswirkungen eines UVP-Flughafens auf bestimmte Gebiete zu kei-
nem Zeitpunkt Gegenstand einer Umweltvertraglichkeitspriifung wa-
ren, unionsrechtlich geboten ist, kann nur der EUGH kléren.
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Folge: keine Behebung eingetretener Rechtsverletzungen durch die
Rechtsprechung

Nach der Rechtsprechung des BVerwG bleiben damit Defizite, die in
der Vergangenheit bei der Anlegung und wesentlichen Anderung von
Flughafen durch die mangelnde Betrachtung des gesamten Einwir-
kungsbereichs des Flughafens entstanden sind, nach deutscher
Rechtslage bisher sanktionslos.

Die EU-Kommission jedenfalls hat zuletzt im Zusammenhang mit dem
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz gezeigt, dass sie nicht gewillt ist, eine
Behebung von in der Vergangenheit eingetretenen VerstéRen gegen
die UVP-Richtlinie oder die FFH-Richtlinie zu akzeptieren (vgl. den
Klagevortrag der EU-Kommission in den Schlussantragen des Gene-
ralanwalts Wathelet vom 21.05.2015 und die entsprechende, dem fol-
gende Antwort des EuGH auf die 4. und 5. Rige der Kommission).

Festzustellen ist damit, dass die mangeinde Wirkung des Geset-
zesentwurfs fur Verstdfle gegen Unionsrecht in der Vergangenheit im
Hinblick auf die Einhaltung der Vorgaben der Richtlinie 85/337 ein-
schlieBlich ihrer Anderungen und Neufassungen sowie der Richtlinien
92/43/EWG problematisch erscheint und demnach Bedenken der EU-
Kommission nicht ausgeschlossen werden konnen.

Dies gilt in besonderem MaRe fiir VerstdfRe gegen die FFH-Richtlinie.
Fur diese wird vom EuGH eine strikte Fehlerbehebung oder die Nicht-
durchfuhrung des Projekts durch die Mitgliedstaaten gefordert, wobei
auch eine Bestandskraft von Verwaltungsakten nicht entgegensteht.
Wie weiter oben bereits ausgefiuhrt, besteht eine Pflicht zur FFH-
Vertraglichkeitsprufung ohnehin bei Festlegung konkreter Flugverfah-
ren immer dann, wenn Verfahren in Rede stehen, deren konkrete
Auswirkungen nicht bereits in einem vorangegangenen Verfahren mit
der erforderlichen Prufungstiefe einer Vertraglichkeitsprifung zuge-
fuhrt wurden. Deshalb erscheint es unionsrechtlich zwingend, die
Festlegung der Flugverfahren selbst einer Pflicht zur Durchfiihrung ei-
ner Natura-2000-Vertraglichkeitspriifung zu unterwerfen, wovon auch
das BVerwG ausgeht. Eine Klarstellung, dass das BAF aus materiell-
rechtlichen Griinden zu einer eigenstandigen Natura-2000-
Vertraglichkeitsprafung verpflichtet ist, wenn die mit einer Flugverfah-
rensfestlegung verbundenen Auswirkungen auf die Erhaltungsziele
eines Natura-2000-Gebietes zuvor nicht betrachtet wurden, erscheint
deshalb angezeigt.
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Vorschlag - Einfuhrung einer UVP-Pflicht und einer Pflicht zur Anwen-
dung des § 34 BNatSchG fur wesentliche Anderung der Flugverfahren
an Bestandsflughafen zur SchiieBung unionsrechtlicher Defizite des
deutschen Luftverkehrsrechts

Um hier unionsrechtlichen Bedenken vorzubeugen, solite eine Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprufung bei einer isolierten Ande-
rung von Flugverfahren an Bestandsflughafen vorgesehen werden,
die zu einer wesentlichen Veranderung der Schalllast fuhren, sofern
es sich um Flughafen handelt, die nach Ablauf der Umsetzungsfrist fur
die Richtlinie 85/337/EG angelegt oder wesentlich geandert wurden
und aufgrund ihrer Auslegungsmerkmale der UVP-Richtlinie unterfal-
len. Insoweit erscheint zur Behebung der Defizite fur die Vergangen-
heit eine UVP auch bei nicht baulich veranlassten Anderungen der
Flugverfahren unionsrechtlich geboten.

Die Erforderlichkeit einer vom BAF dann unmittelbar im Verfahren zur
Festlegung der Flugverfahren durchzufiihrenden Umweltvertraglich-
keitsprifung kénnte darauf abheben, ob flr die nun entstehenden
Auswirkungen in der Vergangenheit bereits eine Umweltvertraglich-
keitsprifung durchgefuhrt wurde. Zwar kann mit einer UVP die eigent-
liche Standortentscheidung bzw. die Entscheidung Uber die Durchfiih-
rung einer wesentlichen Anderung eines vorhandenen Standortes aus
der Vergangenheit nicht im eigentlichen Sinne ,nachgeholt* werden.
Wohl aber kann hierdurch - insbesondere durch Beteiligung der Plan-
feststellungsbehorde als Trager offentlicher Belange - ermittelt wer-
den, ob die beabsichtigte Anderung des oder der Flugverfahren bei
der luftrechtlichen Entscheidung ausgeschlossen war, da die fragliche
luftrechtliche Entscheidung bei Beriicksichtigung der neu in Rede ste-
henden Auswirkungen nicht getroffen worden wére. Liegt ein solcher
Fall vor, wére die Festlegung des Flugverfahrens unzulassig. Eine
Eignung zur Fehlerbehebung kann dieser Vorgehensweise damit nicht
abgesprochen werden.

Unabhangig von den vorstehend dargesteliten unionsrechtlichen Fra-
gestellungen erscheint eine Ausweitung der Beteiligungsrechte der
Flughafennachbarn auch auf Iarm- und umweltrelevante Anderungen
von Flugverfahren und damit eine konkretere und transparentere Aus-
formung des Verfahrens der Festlegung der Flugverfahren durch das
BAF nach § 27a LuftVO als auRerst sinnvoll (vgl. dazu auch das Son-
dergutachten des Sachverstandigenrats fur Umweltfragen SRU, Flug-
larm reduzieren: Reformbedarf bei der Planung, von Flugh&fen und
Flugrouten, Drucksache 18/1375).

Die derzeit geplante Regelung diirfte hingegen in der Praxis die
meisten Probleme nicht I6sen.

Der Gesetzesentwurf wird ohne entsprechende Prifpflichten auch fir
isolierte Flugverfahrensanderungen an Bestandsflughafen auch des-
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halb in der Praxis nur einen begrenzten Anwendungsbereich haben,
weil jedenfalls zum aktuellen Zeitpunkt gréRere Ausbauvorhaben nicht
in Rede stehen. Sofern Ausbauten geplant sind, beschrénken diese
sich auf zumeist schrittweise beantragte Kapazitatserweiterungen an
vorhandenen Flughafen. In der Praxis bestehen deshalb die dréangen-
den Probleme, die sich in steigenden Rechtsbehelfsverfahrenszahlen
zeigen, vor allem bei der Anderung von Flugverfahren an Bestands-
flughafen, ohne dass dem eine wesentliche Anderung des Flughafens
im Sinne des § 6 Abs. 4 LuftVG zugrunde liegt und in deren Folge
haufig auch keine Anpassung am Flughafen bestehender Schutzbe-
stimmungen vorgenommen wird. Fur diese Falle und damit fur die
Mehrzah! der Betroffenen verbleibt es deshalb dabei, dass auch in
Zukunft eine Anderung der Flugverfahren ohne ihre Beteiligung erfolgt
und die Umweltauswirkungen der geénderten raumlichen Verteilung
der Umweltauswirkungen zu keinem Zeitpunkt geprift und zum Ge-
genstand einer Offentlichkeitsbeteiligung gemacht wurde.

Da im Gesetzesentwurf betont wird, dass es in erster Linie um die
Vermeidung eines Vertragsverletzungsverfahrens durch die EU-
Kommission geht, erscheint zweifelhaft, ob mit dem Gesetzesentwurf
die Situation der Flughafennachbarschaft Gberhaupt verbessert wer-
den soll. Sollte dieses Ziel verfolgt werden, was angesichts der grund-
rechtlichen Relevanz der Fluglarmauswirkungen trotz der allein auf
das Vertragsverletzungsverfahren bezogenen Begriindung nicht aus-
geschlossen werden kann, ist in den Blick zu nehmen, dass mit der
Einfahrung von § 8 Abs. 1 Satz 4 und 5 LuftVG-E Prufpflichten und
Beteiligungsrechte nur dann gewahrt werden, wenn eine wesentliche
Anderung des Flughafens selbst vorgenommen wird, die Anlass fiir
die Anderung der Flugverfahren ist. Werden die Flugverfahren aus
anderen Grunden geéndert, bleibt die Bestimmung folgenlos. Ob dies
fur diejenigen Flughéfen, die im Anwendungsbereich der Richtlinie
97/11/EG wesentlich gedndert wurden, ohne dass der raumliche Ein-
wirkungsbereich vollsténdig betrachtet wurde, die Zustimmung der
Kommission findet und damit das Vertragsverletzungsverfahren ein-
gestellt wird, erscheint deshalb offen. Die Einfiihrung einer UVP-
Pflicht fur solche Flugverfahren, die zu einer wesentlichen Verande-
rung der Schalllast an Flughé&fen fuhren, die seit Ablauf der Umset-
zungsfrist fur die Richtlinie 85/337/EWG wesentlich geandert wurden,
wie sie der Sache nach mit dem 1. Anderungsantrag der Fraktion DIE
LINKE gefordert werden, ist in jedem Fall geeignet, unionsrechtliche
Bedenken auszurdumen. Zugleich wiirde einer wichtigen Forderung
der vom Flugldrm betroffenen Bevélkerung sowie der anerkannten
Umweltverb&nde Rechnung getragen.

Die Festlegung einer eigensténdigen Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltprifung bietet zugleich den Vorteil, dass mangels unionsrecht-
lich zwingend vorgeschriebener UVP-Pflicht bei Flugverfahrensfestie-
gungen ohne wesentliche bauliche Anderung des Flughafens eine
Umweltprifung des BAF — entsprechend des grobmaschigeren
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Blickwinkels des BAF - bspw. derjenigen bei Raumordnungsplanen
nach §§ 9, 10 ROG angenahert werden kann und damit nach den
Grundsatzen der SUP-Richtlinie (Richtlinie 2001/42/EG) und nicht der
— strengeren — UVP-Richtlinie gestaltet werden.

§ 8 Abs. 1 Satz 6 LuftVG-E

,Lasst sich die Zulassung des Vorhabens nur rechtfertigen, wenn be-
stimmte schutzwiirdige Gebiete von erheblichen Beeintrachtigungen
durch An- und Abflugverkehr verschont bleiben, legt die Planfeststel-
lungsbehérde fest, dass An- und Abflugverkehr (iber diesen Gebieten
nicht abgewickelt werden darf.”

Nach dem Wortlaut ist hier ersichtlich planmé&Biger Abflugverkehr gemeint, da nicht
angenommen werden kann, dass der Gesetzesentwurf einen Konflikt mit § 17
LuftvVO provozieren wollte. Nach dem Wortlaut wird ein Ermessen der Behorde
ausgeschlossen, sofern die im Wortlaut vorgesehene Standortrelevanz gegeben
ist. Es ist anzunehmen (in Zusammenschau mit S. 7), dass zur Herstellung der
Standortvertraglichkeit auch Bedingungen fiirr den Uberflug bestimmter Gebiete
festgelegt werden koénnen, da dies als milderes Mittel gegeniiber der Festlegung
eines vollstandigen Uberfluggebietes zur Herstellung der Standortvertraglichkeit
geboten sein kann.

§ 8 Abs. 1 Satz 7 LuftVG-E

.Die Planfeststellungsbehérde kann auch Bedingungen fiir die Zulgs-
sigkeit von Uberfliigen (iber bestimmten schutzwiirdigen Gebieten
festlegen.”

Hiermit wird eine in der Rechtsprechung des BVerwG bisher nicht vorgesehene
Méoglichkeit der Planfeststellungsbehérde vorgesehen, durch die Festlegung von
Vorgaben konkrete Bindungen des BAF bei der Festlegung der Flugverfahren zu
erzeugen und damit auch die raumliche Verteilung des Flugverkehrs und bei der
raumlichen Verteilung auch deren Auswirkungen mit zu pragen. Nach der bisheri-
gen Rechtsprechung des BVerwG war nur geklart, dass die Planfeststellungsbe-
horde vorgeben kann, dass bestimmte Gebiete von Flugbewegungen ,freizuhalten®
sind, hieran sollte das BAF auch gebunden sein. Weitergehende Bindungen aus
den luftrechtlichen Entscheidungen firr den Flughafen hat das BVerwG bisher ab-
gelehnt (vgl. BVerwG, Urteil vom 18.12.2014, 4 C 35.13, Rn. 98 ff.). Aus der Ge-
setzesbegriindung ergibt sich nun, dass der Uberflug von schutzwiirdigen Gebie-
ten an bestimmte Bedingungen geknupft werden kann, die im Planfeststellungsbe-
schluss oder der luftrechtlichen Genehmigung z.B. fur die Uberflughéhe, die zeitli-
che Beschrankung auf Tag oder Nacht oder durch Larmkontingente festgeschrie-
ben werden kénnen.
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Der Gesetzgeber fuhrt damit der Sache nach erstmals eine gewisse Bindung des
BAF an das Larmschutzkonzept fur den Flughafen ein, das seinen Niederschlag in
den ergangenen luftrechtlichen Entscheidungen gefunden hat. Dies ist ein drin-
gend gebotener Schritt zur weiteren Verzahnung der verschiedenen Planungsebe-
nen. Er erfasst allerdings nur die Beachtung des Schutzes derjenigen Gebiete,
welche die Planfeststellungsbehérde als ,standortrelevant’ gekennzeichnet hat.
Bezuglich welcher Gebiete und welcher Auswirkungen dies der Fall ist, ist ggf.
durch Auslegung des jeweiligen Planfeststellungsbeschiusses zu ermittein. Da der
Gesetzesentwurf den Begriff des An- und Abflugverkehrs verwendet und zugleich
Uber § 8 Abs. 1 Satz 8 LuftVG-E BAF und DFS beteiligt wissen will, ist anzuneh-
men, dass die Planfeststellungsbehtrde auch Regelungen fiir den An- und Abflug-
verkehr vorsehen kann und damit beispielsweise die Bahnverteilung und damit bei
nachfolgenden Entscheidung der Flugsicherungsorganisation die Zuweisung einer
bestimmten Bahn im Betrieb im Rahmen des flugsicherheitstechnisch Méglichen
mit steuern kann.

§ 8 Abs. 1 Satz 8 LuftvVG-E

Hinsichtlich der Beteiligung von DFS und BAF im Planfeststellungsverfahren soll
gelten:

,Vor einer Festlegung im Planfeststellungsbeschluss ist der Flugsiche-
rungsorganisation und dem Bundesaufsichtsamt fur Flugsicherung
Gelegenheit zu geben, zu den Auswirkungen einer solchen Festle-
gung auf die kunftige Verkehrsfiihrung und Abwicklung des Luftver-
kehrs Stellung zu nehmen.”

In der Gesetzesbegrindung wird ausgefiihrt, damit solle sichergestellt werden,
dass die Planfeststellungsbehorde vor einer endgtiltigen Entscheidung méglichen
Schwierigkeiten oder Nachteilen bei der Abwicklung des An- und Abflugverkehrs
durch die Flugsicherung im Rahmen ihrer Abwagung Rechnung tragt. Ausweislich
des Wortlauts und der Begriindung der Vorschrift ist damit eine Pflicht zur Beteili-
gung des BAF und der DFS nur dann vorgesehen, wenn die Planfeststellungsbe-
horde Beschrankungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 7 LuftVG-E festlegt.

Wie der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur ,abgestimmten
Grobplanung" entnommen werden kann, halt das Gericht eine Abstimmung der
Flugverfahren mit dem BAF im Planfeststellungsverfahren aus sachlichen Grinden
fur letztlich unverzichtbar und pladiert damit der Sache nach fiir eine zwingende
Beteiligung des BAF. Dies ist fur eine bessere Koordinierung zwischen Planfest-

stellungsverfahren und nachfolgender Flugverfahrensfestlegung in jedem Fall sinn-
voll.

Es sollte deshalb die Gelegenheit genutzt werden und unabhéngig von der
Frage einer Festlegung luftrechtlicher Beschrankungen im Planfeststel-
lungsbeschluss eine zwingende Beteiligung von BAF und DFS im Planfest-
stellungsverfahren und damit iiber § 8 Abs. 1 Satz 9 LuftVG-E auch im luft-
rechtlichen Genehmigungsverfahren vorgesehen werden. Hierfiir bietet sich
eine entsprechende Anderung des § 10 Abs. 2 LuftVG an.
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In der Praxis erstellt der Vorhabentrager bereits aktuell gemaR § 40 Abs. 1 Nr. 10a
LuftVZO eine Prognose Uber den auftretenden Fluglarm. Die einschlégigen Be-
rechnungsprogramme erfordern eine Angabe der voraussichtlichen Flugwege und
damit die Angabe konkreter Flugverfahren, welche der Vorhabentrager als
.Grobplanung® erstellt und die dann in das Fluglarmgutachten neben den weiteren
Parametern (v.a. Anzahl der Flugbewegungen, Flugzeugmix) eingehen.

Diese Verpflichtung sollte durch Ergdnzung des § 40 Abs. 1 Nr. 10 LuftvZoO
um die Vorlage eines Gutachtens zur Luftraumnutzung erganzt werden.

Die Flughafen haben hierzu ohne weiteres die Méglichkeit, die teilprivatisierte DFS
zu beauftragen. Uber eine Pflicht zur Beteiligung von BAF und DFS im Planfest-
stellungs- oder Genehmigungsverfahren kénnte der Grobplanung der Flugverfah-
ren seitens des BAF gegenuber der luftrechtlichen Zulassungsbehorde eine Taug-
lichkeit zur Erreichung der mit dem Vorhaben verfoigten Ziele bescheinigt werden.
Hierdurch wird der Situation vorgebeugt, dass Flugverfahren, die Grundlage eines
Planfeststellungsverfahrens waren, sich nach Realisierung des Vorhabens als nicht
realisierbar herausstellen.

Da das BAF infolge der oben geschilderten unionsrechtlichen Vorgaben bei
der Festlegung der Flugverfahren kiinftig mit weiteren Aufgaben befasst sein
wird, sollte es auch mit den hierfiir erforderlichen personellen und finanziel-
len Mitteln ausgestattet werden.

Allein tber externen Sachverstand werden sich die anstehenden Aufgaben nur
schwer losen lassen.

Anregung des Bundesrates

Der Gesetzesentwurf wird allgemein als nicht weit gehend genug eingeschatzt.

Die Forderung des Bundesrates in Nr. 8 der Stellungnahme des Bundesrates (An-
lage 3 zur Drucksache 18/6988) wird deshalb ausdriicklich unterstitzt. Dort heif3t
es:

.Der Bundesrat stellt fest, dass mit dem Blick auf den Schutz der Be-
vélkerung vor Fluglérm weiterer Reformbedarf bei den Rechtsgrund-
lagen zum Flugverkehr besteht und bittet die Bundesregierung um
Priifung insbesondere folgender Aspekte:

- Stdrkung des aktiven Ldrmschutzes,

- Verbesserung des passiven Ldrmschutzes im Fluglarmschutzge-
setz,

- Verbesserung der Birger- und Offentlichkeitsbeteiligung bei der
Flugroutenfestsetzung,

- Verbesserung des Ldrmschutzes bei der Festlegung von Flugrou-
ten,
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- Senkung der Grenzwerte im Fluglarmschutzgesetz,

- Beschrankung der Flugverkehrskontrollfreigaben auf das notwen-
dige Mal3 zur Vermeidung nicht zugelassener faktischer Flugrou-
ten.”

Mit der hier vorgeschlagenen Einfiihrung einer UVP-Pflicht bei der Anderung von
Flugverfahren, die mit einer wesentlichen Verschiebung der Schalllast verbunden
sind, wird der 3. und 4. des Bundesrates entgegengekommen, wobei fur die Forde-
rung nach Verbesserung des Larmschutzes weitere Malnahmen erforderlich wa-
ren.

L Fehlende materielle Bewertungskriterien fiir die Festlegung von Flug-
verfahren

Speziell im Zusammenhang mit der Festlegung von Flugverfahren fehlen
bisher jegliche materiellen Bewertungskriterien. Der in der Praxis mittlerweile
vorgenommene Verweis auf die Larmwerte des Flugldrmschutzgesetz fur die
Differenzierung zwischen zumutbarem und unzumutbarem Fluglarm hilft fur
die Abwagung des BAF allenfalls begrenzt weiter, da die dortigen Larm-
grenzwerte als Anspruchswerte fur passiven Schallschutz konstruiert sind
und die von der DFS vorbereiteten Variantenvergleiche mit dem Programm
NIROS erstellt werden, das nicht auf die im Fluglarmschutzgesetz zugrunde
gelegten aquivalenten Dauerschallpegel abstellt. Uberdies treten die Werte
des Fluglarmschutzgesetzes aufgrund ihrer Hohe aber in einer Umgebung
des Flughafens auf, in der aus flugbetrieblichen Griinden jedenfalls an Ver-
kehrsflughafen regelmaRig allenfalls ein begrenzter Spielraum fur Umgestal-
tungen vorhanden ist. Spielraume flr Routengestaltungen ergeben sich ge-
rade im Bereich des hohen abwagungserheblichen, aber nach dem MafRstab
des Fluglarmschutzgesetzes noch ,zumutbaren” Flugldrms. Nach welchen
Kriterien das BAF diesen zu verteilen hat, wird bisher in keiner Weise vorge-
geben.

. Festschreibung der Geltung des Abwigungsgebotes fiir die Festle-
gung von Flugverfahren

In diesem Zusammenhang ist zu Uberlegen, fur die Flugverfahrensfestle-
gung des BAF — wie auch ansonsten im Fachplanungsrecht — ausdriicklich
festzuschreiben, dass diese unter Wahrung der sicheren Abwicklung des
Luftverkehrs die von den Flugverfahren beriihrten éffentlichen und privaten
Belange im Rahmen der Abwagung zu bericksichtigen und auf die Nachtru-
he der Bevolkerung in besonderem MalRe Ricksicht zu nehmen hat. Das
BVerwG hat wiederholt ausgesprochen, dass das Fehlen einer § 8 Absatz 1
Satz 2 LuftVG entsprechenden Vorschrift, wonach die vom Vorhaben be-
ruhrten offentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander
abzuwagen sind, fur die Festlegung der Flugverfahren fehit. Dieses gesetz-
geberische Schweigen verbietet es nach Auffassung des BVerwG, auf die in
der Rechtsprechung zum fachplanerischen Abwagungsgebot entwickelten
Grundsatze zuriickzugreifen. Folge ist, dass fiir die Entscheidung des BAF
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lediglich allgemeine Ermittlungspflichten und eine sehr pauschale Betrach-
tung der Larmbetroffenheiten vorgenommen werden darf. Eine gesetzgebe-
rische Klarstellung kénnte bewirken, dass der faktisch bestehende Charakter
einer Planungsentscheidung durch die Geltung des Abwagungsgebotes
klargestellt wird.

Festlegung eines Einvernehmens mit dem Umweltbundesamt

Soweit es um die vom Bundesrat geforderte Verbesserung des Larmschut-
zes bei der Festlegung von Flugrouten geht, bietet sich verfahrensrechtlich
an, die bisher vorgesehene Benehmensbeteiligung mit dem Umweltbundes-
amt in eine Einvernehmensregelung zu andern, um die Durchsetzungsfahig-
keit der Larmschutzbelange zu erhéhen.

Verpflichtung der Luftfahrtbehdrden und der Flugsicherungsorganisa-
tionen zur angemessenen Berlicksichtigung des Schutzes vor Fluglarm
und zur besonderen Riicksichtnahme auf die Nachtruhe der Bevélke-
rung

Zur Verbesserung des Larmschutzes bei der Festlegung der Flugverfahren
entsprechend der Forderung des Bundesrates wirde es materiell-rechtlich
beitragen, wenn die Luftfahrtbehérden und die Flugsicherungsorganisatio-
nen den Schutz der Bevoélkerung vor Fluglarm angemessen unter Wahrung
der sicheren Abwicklung des Luftverkehrs zu beriicksichtigen und auf die
Nachtruhe der Bevolkerung ist in besonderem Mafe Riicksicht zu nehmen
hatten. Durch eine entsprechende Anpassung des § 29b Abs. 2 LuftvVG
konnte ein Gleichlauf mit § 29 Abs. 1 LuftVG und den dortigen Anforderun-
gen an Flugplatzunternehmer, Luftfahrzeughalter und Luftfahrzeugfihrer er-
zeugt werden. Bei der Festlegung von Flugverfahren oder der Erteilung von
Flugverkehrskontrollfreigaben ware dann nicht lediglich auf die Vermeidung
von unzumutbarem Fluglarm hinzuwirken, sondern generell im Rahmen des
Méglichen vor Fluglarm zu schiitzen. Neben der Festlegung von Flugrouten
und der Erteilung von Flugverkehrskontrollifreigaben wiirde diese Verpflich-
tung fur weitere larmrelevante Entscheidungen, z.B. iber die Betriebsrich-
tung, Uber Bahnnutzungskonzepte, tiber die Zulassung von Fligen in der
Nacht oder tUber die Zulassung von Triebwerksprobeldufen auf dem Rollfeld
gelten. Dabei ist auf die Nachtruhe der Bevolkerung in besonderem Mafle
Rucksicht zu nehmen.

Senkung der Grenzwerte des Fluglirmschutzgesetzes

Im Hinblick auf die vom Bundesrat geforderte Senkung der Grenzwerte im
Fluglarmschutzgesetz ist darauf aufmerksam zu machen, dass die Erkennt-
nisse der Larmmedizin ganz klar fur diese Forderung sprechen. Eine Zu-
sammenfassung des Standes der Larmwirkungsforschung enthélt die An-
fang 2016 veroffentlichte Studie ,Health Impairments, Annoyance and Learn-
ing Disorders Caused by Aircraft Noise-Synopsis of the State of Current Noi-
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se Research” von Kaltenbach/Maschke/Hef3/Niemann/Fuhr (in engl. Sprache
abrufbar unter http://www.ij-ep.org/paperinfo.aspx?PaperlD=16948 ).

Ausgehend von dieser Zusammenfassung des aktuellen Standes der Larm-
wirkungsforschung hat sich der wissenschaftliche Nachweis, dass Larm zu
Gesundheitsschaden fiihren kann, dahingehend verdichtet, dass nicht nur
ein vermehrtes Auftreten von chronischer Blutdruckerhéhung, sondern auch
von Herzinfarkt und Schiaganfall unbestritten ist. Der nachtliche Fluglarm hat
sich dabei als die gefahrlichste Larmbelastung erwiesen. Der Schallpegel,
bei dem sich 25% der Bevélkerung hochgradig belastigt fuhlen (highly an-
noyed), ist um annahernd 10 dB(A) niedriger geworden. Er liegt nach Aus-
wertung der neuen Studien bei einem Tag-Abend-Nacht-Pegel (Lden) von
gemittelt 56 dB(A) bzw. bei einem 16h-Dauerschallpegel (6 bis 22 Uhr) von
gemittelt 54 dB(A) (Realverteilung). Werden nur die neuen Studien in Europa
betrachtet, so liegen die Pegel jeweils noch 1 dB niedriger. Als Belastungs-
grenzwert fur die Vermeidung von erheblicher Belastigung hat dementspre-
chend in Europa ein Lden von 55dB(A) und fur den 16h-Dauerschallpegel
ein Leq von 53 dB(A) zu gelten. Nach heutigem Kenntnisstand ist fir Flug-
larm ein Lden von 50 dB(A) als Belastungsgrenzwert zur Vermeidung eines
erhohten Hypertonierisikos im 24h-Tag anzusehen. Der nachtliche Fluglarm
darf dabei nicht héher als Lnight = 45 dB(A) sein. Als mittelfristiges Ziel ist
zum Schutz der Anwohner eine achtstiindige Nachtruhe ohne Fluglarm in
der Zeit von 22-06 h anzustreben. Nach heutigem Kenntnisstand sollte fiir
Fluglérm ein Leq,16h von 55-60 dB(A) als Belastungsgrenzwert zur Vermei-
dung erhohter Hypertonierisiken angesehen werden, wenn sich die Flug-
larmexposition im Wesentlichen auf den 16h-Tag beschrankt. Bei vorhande-
nen Nachtfluganteilen an zivilen Flughafen ist eine 24h-Beurteilung mit Hilfe
des Tag-Abend-Nacht-Pegel der europaischen Union (Lden) der getrennten
Beurteilung des Tages vorzuziehen. Zur Vermeidung von Gesundheitsge-
fahrdungen, erheblichen Belastigungen und kognitiven Einschrankungen
lassen sich aus den angegebenen Belastungsgrenzwerten Immissions-
grenzwerte von 50 dB(A) Lden als 24h -Wert und 45 dB(A) Lnight fir die
Nacht ableiten (vgl. zum Ganzen mit ausfuhrlicher Auswertung vorhandener
Studien Kaltenbach/Maschke/Heft/Niemann/Fuhr, ,Health Impairments, An-
noyance and Learning Disorders Caused by Aircraft Noise-Synopsis of the
State of Current Noise Research").

Die vom Bundesrat angemahnte Absenkung der Larmgrenzwerte ist damit
larmmedizinisch begriindet, um Gefahren fur die Gesundheit auszuschlieflen
und damit den Burgern Schutz ihrer Rechte aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu
gewahren.

Uberarbeitung der Schallschutzanforderungen fiir SchallschutzmaR-
nahmen durch Beachtung der Standards nach der VDI 2719

Dabei ist dringend auch das untergesetzliche Regelwerk zum Fluglarm-
schutzgesetz (1. bis 3. Fluglarmschutzverordnung) mit in den Blick zu neh-
men, da dieses fur das MaR der Schutzgewahrung letztlich bedeutsamer ist,
als das Fluglarmgesetz selbst.
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Nach dem Grundsatz des Vorbehalts des Gesetzes sollte deshalb der Rege-
lungsgehalt der Schutzverordnungen in ein formelles Gesetz tibernommen
werden, soweit er fur die Schutzgewahrung wesentlich ist.

Des Weiteren ist eine inhaltliche Uberarbeitung insbesondere der 2. Flug-
larmschutzverordnung angezeigt, die von dem fir andere Verkehrsarten
durch die VDI 2719 definierten Standard beim passiven Schallschutz an
mafgeblichen Stellen abweicht und mit der Bezugnahme auf die DIN 4109
ein Schutz- und Behaglichkeitsniveau festschreibt, was nach den zivilgericht-
lichen Maf3staben des BGH nicht mehr geeignet ist, den Stand der Technik
zu definieren (vgl. BGH, Urteil vom 14.06.2007, VII ZR 45/06; BGH, Urteil
vom 04.06.2009, VII ZR 54/07). Es muss deshalb durch ein formelles Ge-
setzgebungsverfahren sichergestellt werden, dass die fur den Vollzug des
Fluglarmschutzgesetzes erforderlichen technischen Regelungen auch tat-
sachlich zur Einhaltung der von der verwaltungsgerichtlichen Rechtspre-
chung anerkannten und vom BVerfG fur die Bewertung einer Betroffenheit in
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG herangezogenen Innenpegel eingehalten werden
koénnen (vgl. dazu bereits Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 17. Novem-
ber 1999 - BVerwG 11 A 4.98 - BVerwGE 110, 81 - Innenraumpege! nachts
am Ohr des Schlafers in einem Bereich zwischen Leq 30 und 35 dB(A) und
Pegelspitzen in der GroRenordnung von 40 dB(A) soliten nicht Uberschritten
werden - Stand der Larmwirkungsforschung zur Jahrtausendwende).

Anspruch auf Schallschutz ab Auftreten der schutzausldosenden Im-
missionen

Unter Larmschutzgesichtspunkten misslich ist dariber hinaus der spate
Zeitpunkt der Anspruchsentstehung, der bisher im Fluglarmschutzgesetz
vorgesehen ist. Dies fuhrt dazu, dass die Betroffenen entgegen des liblichen
Grundsatzes, dass Schutz grundsatzlich bereits zu dem Zeitpunkt vorhan-
den sein muss, zu dem eine Belastung, die Schutz erfordert, auftritt (siche
z.B. BVerfG, Beschluss vom 23. Februar 2010, 1 BvR 2736/08, Rn. 53).

Wahrnehmung von Rechtssetzungs- und aufsichtsrechtlichen Befug-
nissen zur Abwehr von Rechtsnachteilen durch vermehrte Einzelfrei-
gaben

Die Forderung des Bundesrates nach Beschrankung der Flugverkehrskon-
trolifreigaben auf das notwendige MaR zur Vermeidung nicht zugelassener
faktischer Flugrouten ist in dieser Allgemeinheit nicht umsetzbar. Wichtig
durfte sein, dass in der Praxis auftretende, regelmaRige Abweichungen von
Flugverfahren von BAF und DFS zum Anlass genommen werden, deren Be-
rechtigung einem férmlichen Normsetzungsverfahren zu unterwerfen. Zu-
gleich sind die Luftfahrtbehérden der Lander im Rahmen der Luftaufsicht
gehalten, geltende Schutzbestimmungen zu erweitern und Veranderungen
im tats&chlichen Fluggeschehen auch beim Schallschutz nachzuvollziehen.
Hier konnte eine Klarstellung des Gesetzgebers dafir sorgen, dass der
Drittschutz, der luftrechtlichen Aufsichtsmafnahmen zum Zwecke des Larm-
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schutzes zukommt, in der Praxis auch tatsachlich umgesetzt wird. Bisher
wird von dem bestehenden aufsichtsrechtlichen Instrumentarium nur sehr
restriktiv Gebrauch gemacht wird, wobei den Larmbetroffenen hohe Anforde-
rungen zur Darstellung der Notwendigkeit eines aufsichtsrechtlichen Ein-
schreitens gestellt werden. Speziell bei geh&uften Einzelfreigaben im tagli-
chen Flugbetrieb stellt sich damit ein Problem, das durch eine gesetzliche
Regelung angesichts der Unverzichtbarkeit von Einzelfreigaben im taglichen
Flugbetrieb nur schwer erfasst werden kann, sondern letztlich nur durch eine
konsequente und burgerfreundliche Anwendung des aufsichtsrechtlichen in-
strumentariums in seinen Konsequenten abgemildert werden kann. Dass
gegen die Entstehung faktischer Flugverfahren zudem Rechtsschutz nach-
gesucht werden kann, hat das BVerwG bereits erkennen lassen (vgl. zuletzt
Urteil vom 18.12.2104, 4 C 35.13).

F. Zusammenfassung

Insgesamt erscheint es erforderlich, nicht selektiv zur Beseitigung eines Vertrags-
verletzungsverfahrens einzelne Bestimmungen des Luftverkehrsrechts anzupas-
sen, sondern eine ganzheitliche Uberarbeitung des fur den Luftverkehr vorhande-
nen larmschutzrechtlichen Instrumentariums unter Beriicksichtigung der Eigenhei-
ten des Zulassungssystems fur luftrechtliche Infrastrukturen unter Einbeziehung
der vom Bundesrat angesprochenen Aspekte vorzunehmen.

7 \;N

RAiIn Franziska HeR
Fachanwaltin fur Verwaltungsrecht
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Deutscher Bundestag

Ausschuss fur Verkehr
und digitale Infrastruktur

Ausschussdrucksache ' B D |_
18(15)302-E(1) -

Stellungnahme zur OA am 24.02.2016 Bundesverband der Deutschen
Luftverkehrswirtschaft

Schriftliche Stellungnahme

des Bundesverbandes der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e.V.

zur o6ffentlichen Anhorung von Sachverstandigen am 24. Februar 2016

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung — Entwurf eines Fiinfzehnten
Gesetzes zur Anderung des Luftverkehrsgesetzes (BT-Drucksache 18/6988) —
hier: Anderung von § 8 Absatz 1 LuftVG

Berlin, den 22.2.2016

A. Einleitung

Im Rahmen der geplanten 15. Novelle des Luftverkehrsgesetzes ist auch eine Anderung von § 8 Absatz 1
LuftVG — der zentralen Vorschrift fir Planfeststellungsverfahren an Flughdfen — vorgesehen. Die Bundes-
regierung verfolgt mit der Neufassung von § 8 Absatz 1 LuftVG das Anliegen, die Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts zum Verhaltnis von Flugverfahren, Planfeststellung, Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVP) und FFH-Priifung in Gesetzesform zu giefRen.

B. Zusammenfassende Bewertung des Entwurfs zu § 8 Absatz 1 LuftVG

Dem Anliegen der Bundesregierung wird der vorgelegte Gesetzentwurf jedoch nicht gerecht. In der konkre-
ten Umsetzung geht der Gesetzentwurf weit Gber die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hin-
aus und birgt nach Auffassung der deutschen Luftverkehrswirtschaft erhebliche Risiken. Hier besteht not-
wendiger Anderungsbedarf. Die deutsche Luftverkehrswirtschaft fordert den Bundestag auf, den vorgeleg-
ten Gesetzentwurf auf das eigentliche Anliegen — die 1:1-Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts — zuriickzufiihren und genau darauf im Interesse von Rechtsklarheit und -sicherheit auch zu
begrenzen.

1. Betrachtliche Sicherheitsrisiken

Durch die im Gesetzentwurf bislang vorgesehene Formulierung zur Anderung von § 8 Absatz 1 LuftVG erhilt
die Planfeststellungsbehérde rechtlich die Méglichkeit, Gebiete fiir jedweden Uberflug zu sperren. Bei si-
cherheitsrelevanten Vorfallen, wie etwa Luftnotlagen, Notlandungen, Funkausfall, Ausfall von Navigations-
technik, Ausweichen vor extremen Wetterlagen u.a. ware es dem Fluglotsen zukiinftig nicht mehr gestattet,
die betroffenen Luftfahrzeuge in diese ,,Flugverbotszonen” zu fiihren. Dies wiirde eine ohnehin durch einen
Vorfall angespannte Sicherheitslage weiter verscharfen und ist nach Auffassung der deutschen Luftverkehrs-
wirtschaft aus Griinden der Flugsicherheit nicht vertretbar.

2. Problematische Kompetenzverschiebung

Gleichzeitig verschiebt die vorgesehene weitreichende Formulierung Kompetenzen und, damit einherge-
hend, Verantwortung fiir Luftraum, Flugsicherheit und Flugsicherung vom Bund auf das Land. So wird einem
Land Verantwortung zuteil, das weder lber das entsprechende Know-how noch tber Eingriffsmoglichkeiten

auf die Praxis der Flugverkehrskontrolle besitzt. Die deutsche Luftverkehrswirtschaft lehnt diese Kompetenz-
1/6
59


verlietzma
Textfeld
Deutscher Bundestag

Ausschuss für Verkehr
und digitale Infrastruktur

Ausschussdrucksache

18(15)302-E(1)
Stellungnahme zur ÖA am 24.02.2016 



verlietzma
Textfeld
59



verschiebung ab und pladiert dafiir, an der bewahrten Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und Landern
festzuhalten. Andernfalls kénnte es auch bei landeribergreifendem An- und Abflugverkehr zu Konflikten
kommen, wenn es beispielsweise durch Flugverbotszonen in einem Bundesland zu vermehrtem Flugbetrieb
in einem anderen Bundesland kdame.

3. Erhebliche Kapazitatseinschrankung an Flughafen

Die vorgesehene Moglichkeit der Einrichtung von Flugverbotszonen durch die Planfeststellungsbehérde kann
zu erheblichen Kapazitatseinschrankungen und damit zu Problemen fiir die Flughafen bei der Bewaltigung
des steigenden Luftverkehrsaufkommens fiihren. So kdnnte es auch bereits bei Ereignissen wie schlechtem
Wetter zu massiven Kapazitdtseinschrankungen an Flughafen kommen, da es dem Fluglotsen dann nicht
mehr gestattet ware, die betroffenen Luftfahrzeuge in diese Flugverbotszonen zu fiihren. Die Folgen waren
lange Warteschleifen, Umleitungen und eine noch hohere Komplexitadt des Verkehrs in der Luft, was letztlich
zu Lasten der Kapazitat des Flughafens ginge. Diese Kapazitatseinschrankung ,,durch die Hintertlr” lehnt die
deutsche Luftverkehrswirtschaft ab.

4. Gravierende Abweichung von der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts

Laut Gesetzesbegriindung hat die Anderung von § 8 Absatz 1 LuftVG rein ,klarstellenden Charakter” (Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 18/6988, S. 3 und 22). Der Entwurf verfolgt mit der Neufassung von

§ 8 Absatz 1 LuftVG das Anliegen, die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Verhaltnis von
Flugverfahren, Planfeststellung, UVP- und FFH-Priifung in Gesetzesform zu gielRen. Der konkrete Gesetzent-
wurf geht jedoch weit tiber die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, damit Gber die geltende
Rechtslage und sein eigentliches Ziel hinaus, so insbesondere durch folgende Regelungen:

- Nach dem Gesetzentwurf sollen im Rahmen der UVP-Priifung nicht nur Flugverfahren (,Flugrouten®),
sondern jeder An- und Abflugverkehr in die Betrachtung des moglichen Einwirkungsbereichs einbezo-
gen werden.

- Die Planfeststellungsbehérde erhalt nach dem Gesetzentwurf praktisch die Ermachtigung, Flugver-
botszonen festzulegen. An diese Festlegung ware auch der Fluglotse gebunden. Flugverkehrskontroll-
freigaben fiir den Uberflug dieser Gebiete wiren damit nicht mehr méglich. Damit erhilt die Planfest-
stellungsbehorde eine Regelungskompetenz fiir den Luftraum, die ihr bislang nicht zusteht — auch nicht
nach den Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts.

C. Bewertung des Entwurfs zu § 8 Absatz 1 LuftVG im Einzelnen

Nach Auffassung der deutschen Luftverkehrswirtschaft geht der Gesetzentwurf der Bundesregierung —
entgegen der Gesetzesbegriindung — weit tber die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hinaus
und birgt erhebliche Risiken. Dies betrifft im Gesetzentwurf konkret die Formulierungen in § 8 Abs. 1 Satze 4
bis 7 LuftVG; die aus Sicht des BDL besonders kritischen Formulierungen sind hier hervorgehoben:

,*Die Priifung der Umweltvertrdglichkeit und der Vertréglichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura
2000-Gebieten muss sich rédumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des VVorhabens erstrecken, in
dem entscheidungserhebliche Auswirkungen méglich sind. *Hierbei sind in der Umgebung der in Satz 1
bezeichneten Flugplétze alle die Bereiche zu beriicksichtigen, in denen An- und Abflugverkehr weder aus
tatsdchlichen noch aus rechtlichen Griinden ausgeschlossen werden kann. éLésst sich die Zulassung des
Vorhabens nur rechtfertigen, wenn bestimmte schutzwiirdige Gebiete von erheblichen Beeintréichtigun-
gen durch An- und Abflugverkehr verschont bleiben, legt die Planfeststellungsbehérde fest, dass An- und
Abflugverkehr iiber diesen Gebieten nicht abgewickelt werden darf. "Die Planfeststellungsbehérde kann
auch Bedingungen fiir die Zuléssigkeit von Uberfliigen iiber bestimmten schutzwiirdigen Gebieten fest-
legen.”
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1. Verwendung unklarer Rechtsbegriffe (Satz 4)

Nach Satz 4 muss sich die Prifung der Umweltvertraglichkeit und der Vertraglichkeit mit den Erhaltungs-
zielen von Natura 2000-Gebieten rdaumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des Vorhabens erstrek-
ken, in dem ,,entscheidungserhebliche Auswirkungen” moglich sind. Unklar ist, was mit ,,entscheidungs-
erhebliche Auswirkungen” gemeint ist. Nach Auffassung des BDL ist mit ,,entscheidungserhebliche Aus-
wirkungen” ,, abwagungserheblich” gemeint. Der Begriff ,,abwagungserheblich” ist in der Rechtsprechung
etabliert, wirft also keine neuen Auslegungsfragen auf, was fiir alle Beteiligten mehr Rechtssicherheit
bedeutet. Wenn mit ,,entscheidungserheblich” also eigentlich ,, abwagungserheblich” gemeint ist, sollte
dies auch prazise so bezeichnet und die Formulierung entsprechend gedndert werden.

2. Sachliche Erweiterung der Definition des Einwirkungsbereichs (Satz 5)

Gravierend ist die inhaltliche Erweiterung, die Satz 5 fiir die UVP- und die FFH-Priifung enthalt. Satz 4 er-
streckt die Priifung und damit auch die Abwagung auf den Einwirkungsbereich des Vorhabens. Das ent-
spricht der hochstrichterlichen Rechtsprechung. Satz 5 jedoch definiert den Einwirkungsbereich als ,,alle
die Bereiche”, in denen ,An- und Abflugverkehr” nicht ,, ausgeschlossen werden kann“ —und zwar ,,we-
der aus tatsachlichen noch aus rechtlichen Griinden”.

Damit verldsst der Gesetzestext den Rahmen der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, die
Hintergrund der Gesetzesdnderung sein soll. Es stellt eine erhebliche Erweiterung der Definition des
Einwirkungsbereichs dar, wenn nicht nur Gebiete betrachtet werden sollen, in denen Flugverfahren
(,,Flugrouten”) erwartet werden kénnen, sondern generell Gebiete, in denen An- und Abfllige erwartet
werden. Anstelle einer Prognose der Gebiete, in denen An- und Abflige in signifikanter (,,abwagungser-
heblicher”) GréRe zu erwarten sein kénnen, ist nach dieser Formulierung zu prifen, wo An- und Abflige
(nicht) auszuschlieRen sind. Der Einwirkungsbereich wird negativ bestimmt und damit denkbar weit ge-
zogen. Fir die Planfeststellungsbehorde ist dies noch einmal eine Erweiterung ihrer Sachverhaltsermitt-
lung.

3. Festlegung von Gebieten, in denen An- und Abflugverkehr nicht abgewickelt werden darf (Satz 6)

GemaR Satz 6 hat die Planfeststellungsbehdrde zu klaren, welche Gebiete besonders schutzwiirdig sind.
Stellt die Planfeststellung ein entsprechendes Schutzbediirfnis fest, ist die Rechtsfolge nach dem Gesetz-
entwurf zwingend: Die Behorde muss in diesem Fall festlegen, dass An- und Abflugverkehr nicht abge-
wickelt werden darf. Voraussetzung ist, dass sich die Vorhabenzulassung nur mit einer Verschonung der
Gebiete von erheblichen Beeintrachtigungen ,rechtfertigen” lasst. Der Begriff , rechtfertigen” ist nicht
gleichbedeutend mit dem der Planrechtfertigung. Vorliegend ist offenbar gemeint, dass es eine entschei-
dende Grundlage bzw. eine tragende Erwagung der Planung sein soll, dass das Gebiet bei Zulassung des
Vorhabens nicht mit erheblichem Larm von An- und Abflugverkehr belastet werden soll.

Die Rechtsfolge ist der Ausschluss ,, der Abwicklung von An- und Abflugverkehr”. Dies wiirde eine massive
Ausweitung der Kompetenzen der Planfeststellungsbehorde bedeuten, die weit tiber die Urteile des Bun-
desverwaltungsgerichts hinausgeht. Die Planfeststellungsbehoérde erhielte damit eine Regelungskompe-
tenz fir den Luftraum, die ihr bislang nicht zusteht — auch nicht nach den Urteilen. lhre Regelung betrifft
nicht nur Flugverfahren, sondern ist offenbar auch fiir die Fluglotsen bindend. Sie betrifft jegliche ,,Ab-
wicklung” von Luftverkehr. Damit geht sie weiter als ein Flugverfahren nach § 33 LuftVO, das Standards
far den Luftfahrzeugfiihrer setzt. Sie betrifft auch nicht zuséatzlich nur noch die sogenannten , faktischen
Flugrouten®. Die Festlegung nach Satz 6 betrifft der Formulierung nach auch die Einzelweisung des Flug-

lotsen, jedenfalls bei der An- und Abflugkontrolle.
3/6
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Nach den Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts sind derartige ,, Tabuzonen” etwas anderes: Die Plan-
feststellungsbehorde kann hiernach klarstellen, dass der Schutz bestimmter Gebiete zu den tragenden
Grinden des Planfeststellungsbeschlusses gehort, zu denen sich das Bundesaufsichtsamt flr Flugsiche-
rung (BAF) bei der nachfolgenden Festlegung der Flugverfahren nicht in Widerspruch setzen darf.

Nach dem Wortlaut des Gesetzentwurfs scheint die Planfeststellungsbehérde, ein Uberflugverbot verfii-
gen zu kénnen, das generell wirksam ist. Dies entspricht einem Flugsperrgebiet, das nach der Kompe-
tenzordnung im Luftrecht nur vom BMVI festgelegt werden kann (§ 17 LuftVO). Es sieht so aus, als konn-
te die Planfeststellungsbehdrde demnach selbst ein Flugsperrgebiet gegeniiber den Luftfahrzeugfihrern,
dem Bundesaufsichtsamt fur Flugsicherung (BAF) und der Deutschen Flugsicherung (DFS) festlegen.

Die Regelung des Luftraums ist bislang Sache des BMVI, das auch Flugsperr- oder Flugbeschrankungsge-
biete nach § 17 LuftVO festlegt. Die Festlegung von Flugverfahren nach § 33 LuftVO ist Aufgabe des Bun-
desaufsichtsamts flr Flugsicherung (BAF). Die Erteilung von Flugverkehrskontrollfreigaben ist Sache der
Flugsicherungsorganisation nach § 27c LuftVG und § 31 Abs. 3 LuftVO. Flugverfahren nach § 33 LuftvVO
gelten nur fur den Regelfall. Sie konnen durch eine abweichende Einzelfreigabe des Fluglotsen nach

§ 31 Abs. 3 LuftVO im Einzelfall unbeachtlich werden. Der Fluglotse selbst ist nicht an die Flugverfahren
gebunden, kann sie aber in seine Lotsentatigkeit einbinden, soweit dies zweckmaRig ist.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene neue Festlegung von An- und Abflugverbotszonen durch die Planfest-
stellungsbehorde nach § 8 Abs. 1 Satz 6 LuftVG ist hier ein Fremdkorper, weil sie einen Teil der Luftraum-
planung nun der Landesbehdrde Gberantwortet, ohne dass dies in § 31 Abs. 2 LuftVG Erwdhnung findet.
Sie schiel3t auch dann Uber das Ziel hinaus, wenn man — was offensichtlich ein Anliegen des Gesetzent-
wurfs ist — auch Phdnomene wie ,faktische Flugrouten” erfassen will, also Routenfiihrungen, die durch
standig wiederkehrende Einzelfreigaben abweichend von Flugverfahren entstehen. Es kann auch dann
nur um die Larm- und sonstigen Auswirkungen von Flugverfahren oder — wenn man , faktische Flugrou-
ten” einbinden wollte — von regelméaRig geblindelten Verkehren gehen, nicht um den einzelnen An- und
Abflugverkehr und dessen Abwicklung.

Die vorgesehenen Regelungen zur Einrichtung von Flugverbotszonen durch die Planfeststellungsbehdrde
sind nach Auffassung der deutschen Luftverkehrswirtschaft insbesondere im Hinblick auf moégliche Si-
cherheitsrisiken und erhebliche Kapazitatseinschrankungen an Flughafen hochproblematisch. Bei sicher-
heitsrelevanten Vorfallen (z.B. Luftnotlagen, Notlandungen, Funkausfall, Ausfall von Navigationstechnik,
Ausweichen vor extremen Wetterlagen) ware es dem Fluglotsen nicht mehr gestattet, die betroffenen
Luftfahrzeuge in diese Zonen zu flihren. Eine ohnehin angespannte Sicherheitslage wiirde so weiter ver-
scharft. Dies ist schon aus Griinden der Flugsicherheit nicht vertretbar.

Auch fir die Flughafen entstiinden durch die Flugverbotszonen erhebliche Nachteile bei der Flughafen-
planung: Wichtige Voraussetzungen, wie Flexibilitat und kurzfristige Anpassungen im Luftraum, gingen
auch zum Nachteil der Bevélkerung verloren. Kurzfristige Anderungen fiir einen besseren Lirmschutz
wirden so unmoglich gemacht. Dariliber hinaus kénnte der Flughafen sein Potenzial nicht effizient aus-
schopfen. Bereits bei schlechter Wetterlage kénnte es aufgrund der Flugverbotszonen zu erheblichen
Kapazitatseinschrankungen kommen. Die Folgen ware lange Warteschleifen und Umleitungen, was letzt-
lich zu Lasten der Kapazitat des Flughafens ginge. Eine solche Kapazitatseinschrankung ,,durch die Hinter-
tur” lehnt die deutsche Luftverkehrswirtschaft ab.
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Festlegungen von Bedingungen fiir An- und Abflugverkehr (Satz 7)

Die Planfeststellungsbehdrde kann nach Satz 7 Bedingungen fiir An- und Abflugverkehr festlegen. Diese
neue Vorschrift flihrt eine zusatzliche Befugnis der Planfeststellungsbehdrde in Form einer Ermessens-
norm ein. Satz 7 ermachtigt die Planfeststellungsbehorde auch insoweit zur Luftraumregulierung, die ei-
gentlich dem Bund zusteht. Auch die Festlegung derartiger ,,Bedingungen” geht lber die planerische Ein-
flussnahme auf spatere Flugverfahren weit hinaus. Die Bedingungen betreffen allgemein An- und Abflug-
verkehr.

Welche Bedingungen die Planfeststellungsbehorde festlegen darf, ist im Gesetzentwurf nicht weiter
konkretisiert und auch nicht beschrankt. Es gibt weder auf tatbestandlicher noch auf der Rechtsfolgen-
seite Einschrankungen. ,,Bedingungen” flir den An- und Abflugverkehr kdnnten so Vorgaben fir die Luft-
raumnutzung machen. Die An- und Abflugplanung kénnte insofern zu einem weiteren Instrument plane-
rischer Gestaltung und Abwagung fir die Planfeststellung werden. Die einzige Voraussetzung ist nach
dem Gesetzestext, dass die Bedingungen ,fir bestimmte schutzwiirdige Gebiete” formuliert werden.

Die entsprechende Formulierung in Satz 7 des vorgelegten Gesetzentwurfs geht nach Auffassung der
deutschen Luftverkehrswirtschaft viel zu weit. Das eigentliche Anliegen von Satz 7 ist offenbar, solche
Vorgaben zu erlauben, die an die Stelle einer absoluten , Tabu-Zone” nach Satz 6 treten kdnnen, wenn
sie ausreichen, um die jeweiligen Schutzziele zu verwirklichen. Dies ist bereits heute Praxis. Wenn allein
dies das Regelungsziel ware, misste also ein Konnex zum vorhergehenden Satz 6 geschlagen werden.

Bleibt es hingegen bei der im Gesetzentwurf vorgesehenen Formulierung, werden Bedingungen fiir An-
und Abfliige ein Steuerungsinstrument der Planfeststellung fiir jegliches — nicht ndaher definiertes — ,,be-
stimmtes schutzwiirdiges Gebiet”. Dies kann nach Auffassung der deutschen Luftverkehrswirtschaft we-
der im Sinne des Gesetzes sein noch hinreichend die Kompetenzabgrenzung zwischen Bund und Ldndern
bericksichtigen. Denn zur Luftraumplanung ist allein der Bund zustandig — ebenso zum Erlass von Flug-
beschrdankungs- und Flugsperrgebieten. Allein die Zustandigkeit flr die ortsgebundene Zulassung der In-
frastruktur und die Verkehrszulassung am Boden ist Aufgabe der Lander im Rahmen der Auftragsverwal-
tung. Diese bewahrte Kompetenzabgrenzung sollte nach Auffassung der deutschen Luftverkehrs-
wirtschaft strikt gewahrt bleiben.

D. Zusammenfassung des Anderungsbedarfs zum Entwurf zu § 8 Absatz 1 LuftVG

An dem vorgelegten Entwurf zur Anderung von § 8 Absatz 1 LuftVG besteht dringend notwendiger Ande-

rungsbedarf. Die deutsche Luftverkehrswirtschaft fordert den Bundestag auf, den vorgelegten Gesetzent-

wurf auf das eigentliche Anliegen — die 1:1-Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts —

zuriickzufihren und genau darauf im Interesse von Rechtsklarheit und -sicherheit auch zu begrenzen. Dies

l&sst sich durch einige wenige Anderungen im Gesetzentwurf zu § 8 Absatz 1 Satze 4 ff. erreichen, die im

folgenden Vorschlag zusammengefasst und im Text entsprechend hervorgehoben sind:
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Anderungsbedarf zum Entwurf von § 8 Absatz 1 Satze 4 ff. i.d.F. des Regierungsentwurfs:

“Die Priifung der Umweltvertréglichkeit und der Vertrdglichkeit mit den Erhaltungszielen von Natura 2000-
Gebieten muss sich rdumlich auf den gesamten Einwirkungsbereich des VVorhabens erstrecken, in dem ent-
scheidungserhebliche abwégungserhebliche Auswirkungen méglich sind. *Hierbei sind in der Umgebung

der in Satz 1 bezeichneten Flugpldtze alle die Bereiche zu berlicksichtigen, in denen An- und Abflugverkehr
weder aus tatsdchlichen noch aus rechtlichen Griinden ausgeschlossen werden kann. Lésst sich die Zulas-
sung des Vorhabens nach dem Abwdgungskonzept der Planfeststellungsbehérde nur rechtfertigen, wenn
bestimmte schutzwiirdige Gebiete von erheblichen Beeintréiichtigungen durch An- und Abflugverkehr ver-

schont bleiben, kann die Planfeststellungsbehérde dies klarstellen. legt-die-Planfeststellungsbehérdefest;

dass An—und-Abflugverkehriiber-diesen-Gebieten nicht-abgewickelt- werden-darf. Die Planfeststellungs-
behérde kann aus denselben Griinden auch Bedingungen fiir die Zuldssigkeit von Uberfligen Flugverfah-

ren (iber bestimmten besonders schutzwiirdigen Gebieten festlegen. éHierzu darf sich die nachfolgende
Festlegung von Flugverfahren nicht in Widerspruch setzen.

Kontakt

Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. (BDL)
Michael Kandora, Leiter Infrastruktur

— Haus der Luftfahrt —

FriedrichstralRe 79, 10117 Berlin

E-Mail: Michael.Kandora@bdl.aero

Telefon: 030/ 520 077-125

Der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) wurde 2010 als gemeinsame Interessenvertretung der deutschen Luft-
verkehrswirtschaft gegriindet. Mitglieder des Verbandes sind die Fluggesellschaften, Flughdfen, die Deutsche Flugsicherung und weitere
Leistungsanbieter im deutschen Luftverkehr. Die Luftverkehrswirtschaft erméglicht Mobilitdt fiir jéhrlich iiber 200 Mio. Fluggdste und
trégt mit dem Transport von Waren im Wert von iber 200 Mrd. EUR zur Stdrkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland bei. Die Luftfahrt
beschdftigt in Deutschland mehr als 800 000 Menschen.

64


verlietzma
Textfeld
64



Deutscher Bundestag

Ausschuss fur Verkehr
und digitale Infrastruktur

Ausschussdrucksache ' B D |_
18(15)302-E(2) y—|

Stellungnahme zur OA am 24.02.2016

Luftverkehrswirtschaft

Schriftliche Stellungnahme

des Bundesverbandes der Deutschen Luftverkehrswirtschaft zur 6ffentlichen An-
hoérung von Sachverstandigen am 24. Februar 2016 in Berlin

zum Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD [Ausschussdrucksache
18(15)303] zur Beratung des ,,Entwurfes eines Fiinfzehnten Gesetzes zur Anderung
des Luftverkehrsgesetzes”

Stand: 22. Februar 2016

Im Rahmen einer 6ffentlichen Anhorung befasst sich der Bundestagsausschuss fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur am 24. Februar 2016 mit der von der Bundesregierung initiierten 15. Novelle zum Luftver-
kehrsgesetz. Mit dieser Stellungnahme nimmt der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft
(BDL) zu den Inhalten des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD Stellung, die als Kon-
sequenz aus dem Flugzeugabsturz des Luftfahrtunternehmens Germanwings am 24. Marz 2015 in den
franzésischen Alpen in den laufenden Gesetzgebungsprozess einflieen sollen.

A. Einleitung

Auf européischer und nationaler Ebene wurden Expertenrunden (sog. , Taskforces”) damit beauftragt, sich
zu eventuellen Schlussfolgerungen aus dem Flugzeugabsturz des Luftfahrtunternehmens Germanwings am
24. Marz 2015 in den franzosischen Alpen zu beraten. Die Beratungen zeigten, dass das Sicherheitsniveau
im Flugbetrieb bereits heute sehr hoch ist. Aus den veréffentlichten Ergebnisberichten?® bewertet der BDL
folgende Vorschlage als besonders wichtig, um das Risiko eines solchen Ereignisses kiinftig zu minimieren:

- Kurzfristig sind keine Anderungen am SchlieRsystem der Cockpittiiren vorzunehmen. Langfristig
sollten bei der Neuentwicklung von Flugzeugen bauliche Optionen (Schleuse zwischen Kabine und
Cockpittir, Integration WC in geschiitzten Bereich) gepriift werden.

- Die diagnostische Sensibilisierung, insbesondere die Feststellung psychischer Auffalligkeiten / An-
haltspunkte bei Piloten durch Fliegerarzte sollte verbessert werden. Hierauf ist insbesondere von
Seiten des Luftfahrt-Bundesamtes im Rahmen seiner Aufsicht zur Qualitatssicherung der Flugmedi-
zin in Deutschland zu achten.

- Zur Praxis der Ubermittlung fliegerarztlicher Befunde in pseudonymisierter Form an das Luftfahrt-
Bundesamt sollten Alternativen entwickelt werden, die unter Wahrung der arztlichen Schweige-
pflicht die Untersuchungs- und Kontrollpraxis vereinfachen.

1 EU) Task Force on Measures Following the Accident of Germanwings Flight 9525: Final Report, 07/2015
[http://ec.europa.eu/transport/modes/air/news/doc/2015-07-17-germanwings-report/germanwings-task-force-
final-report.pdf]

DE) Taskforce Airline Safety: Abschlussbericht, 11/2015
[https://www.bdl.aero/download/2016/taskforce-4u9525-abschlussbericht.pdf]
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- Der Zugang zu allen Untersuchungsbefunden ist von grofRer Wichtigkeit und sollte sichergestellt
werden, ggf. in Form von Datenbanken.

- Die bestehenden Anlaufstellen fiir Piloten haben sich in jeder Hinsicht bei Pravention, Behand-
lungsberatung und Hilfe bewahrt. Sie sollten in Bezug auf mentale / psychische Probleme weiter
gestarkt und vom Gesetzgeber verbindlich vorgeschrieben werden.

- Zufallskontrollen von Piloten auf den Konsum von Medikamente, Drogen und Alkohol sollten ein-
gefiihrt werden. Diese sollten von staatlichen Stellen durchgefiihrt werden. Dabei sollten Aufwand
und Sicherheitsgewinn in einem nachvollziehbaren Verhiltnis stehen.

B. Aligemeine Bewertung
Der BDL begriiRt, dass der Gesetzgeber die Initiative ergreift, um vorgeschlagene MalBnahmen umzusetzen.

Der bereits laufende Prozess der 15. Novellierung des Luftverkehrsgesetzes ermoglicht es, rasch sinnvolle
MalBnahmen rechtlich verbindlich zu machen, die aus den Schlussfolgerungen des Flugzeugungliicks gezo-
gen wurden.

Der BDL unterstreicht sein auch von den Teilnehmern der deutschen Taskforce geteiltes Grundverstandnis,
dass Beratungsergebnisse moglichst auch auf europaischer und internationaler Ebene eingebracht und dort
umgesetzt werden sollten.

C. Bewertung im Einzelnen

Der Anderungsantrag (AA) der Fraktionen der CDU/CSU und SPD [Ausschussdrucksache 18(15)303] benennt
Inhalte, die als Konsequenz aus dem Flugzeugabsturz vom 24. Marz 2015 in den franzdsischen Alpen in die
Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung ,, Entwurf eines Fiinfzehnten Gesetzes zur Anderung des
Luftverkehrsgesetzes” einflieRen sollen.

1. Kontrollen bei Piloten [AA Ziffer 1 Buchstabe c]

Im Luftverkehrsgesetz soll ein neuer § 23d eingefiligt werden, wonach die Luftfahrtunternehmer ihr Luft-
fahrtpersonal auf Alkohol, Medikamente oder andere psychoaktive Substanzen kontrollieren missen. Dies
soll bei zweierlei Anldssen erfolgen:

a) vor Dienstbeginn, wenn ein auf Tatsachen begriindeter Verdacht auf Dienstunfahigkeit wegen der
Einnahme dieser Mittel vorliegt [gemal § 23d Satz 2],
b) dariiber hinaus mittels praventiver Zufallskontrollen [gemal § 23d Satz 3].

Hier nimmt der BDL wie folgt Stellung:

1.) Die Moglichkeit und Verpflichtung, anlassbezogene Kontrollen im Verdachtsfall durchzufiihren, be-
steht bereits heute. Schon jetzt hat die sog. ,Luftaufsicht” die Aufgabe, betriebsbedingte Gefahren
abzuwehren. Dies kann im Verdachtsfall auch die Durchfiihrung von Kontrollen auf Alkohol oder
andere berauschende Mittel bedeuten. Uberfiihrte Piloten machen sich straffallig.
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2))

Hierzu wird verwiesen auf:

$§ 29 Luftverkehrsgesetz (LuftVG)

(1) Die Abwehr von betriebsbedingten Gefahren fiir die Sicherheit des Luftverkehrs sowie fiir
die offentliche Sicherheit oder Ordnung durch die Luftfahrt (Luftaufsicht) ist Aufgabe der Luft-
fahrtbehorden und der Flugsicherungsorganisation. Sie kénnen in Auslibung der Luftaufsicht
Verfligungen erlassen. {...)

(2) Die Luftfahrtbehorden kénnen diese Aufgaben auf andere Stellen ibertragen oder sich an-
derer geeigneter Personen als Hilfsorgane fiir bestimmte Falle bei der Wahrnehmung der Luft-
aufsicht bedienen.

§ 315a Strafgesetzbuch (StGB)

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu funf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. ein (...) Luftfahrzeug fiihrt, obwohl er infolge des Genusses alkoholischer Getrénke oder an-
derer berauschender Mittel (...) nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu fiihren, oder

2. als Fuhrer eines solchen Fahrzeugs oder als sonst fir die Sicherheit Verantwortlicher durch
grob pflichtwidriges Verhalten gegen Rechtsvorschriften zur Sicherung des (...) Luftverkehrs
verstofRt und dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von be-
deutendem Wert gefdhrdet.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 ist der Versuch strafbar.

(3) Wer in den Fallen des Absatzes 1

1. die Gefahr fahrlassig verursacht oder

2. fahrlassig handelt und die Gefahr fahrlassig verursacht,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 316 Strafgesetzbuch (StGB)

(1) Wer im Verkehr (§§ 315 bis 315d) ein Fahrzeug fiihrt, obwohl er infolge des Genusses alko-
holischer Getranke oder anderer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug si-
cher zu fuhren, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn
die Tat nicht in § 315a oder § 315c mit Strafe bedroht ist.

(2) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer die Tat fahrlassig begeht.

Aus diesen Bestimmungen leitet sich bereits heute die Verpflichtung zu Kontrollen auf Medikamen-

te, Drogen und Alkohol ab, wenn ein auf Tatsachen begriindeter Verdacht vorliegt, dass die Dienst-

fahigkeit des Luftfahrtpersonals wegen der Einnahme dieser Mittel beeintrachtigt oder ausge-

schlossen ist.

Gesetzliche Verpflichtungen zur Durchfiihrung zufélliger Kontrollen von Piloten auf Medikamente,

Drogen und Alkohol existieren im deutschen Recht bisher nicht. Solche Regelungen existieren aber

sehr wohl in anderen Staaten, wie bspw. den USA, Australien, GroRbritannien oder den Niederlan-

den. Aus den Erfahrungen der US-amerikanischen Luftfahrtbehdrde FAA (engl. Federal Aviation
Administration) ergibt sich folgende Sachlage:

Seit 1988 werden fiir die Luftverkehrssicherheit betreffende Angestellte (engl. safety-sensitive
employees) per Zufallssystem auf den Konsum von Medikamenten und Drogen kontrolliert.
1995 wurde der Umfang der randomisierten Tests auf den Konsum von Alkohol erweitert.
Gegenwartig umfasst das Programm rund 450.000 safety-sensitive employees, darunter etwa
100.000 Berufspiloten, von denen ein jahrlich neu definierter Teil stichprobenartig Gberpriift
wird.
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- Trotz leichter jahrlicher Schwankungen kann festgehalten werden:

a) Etwa 45.000 Berufspiloten werden jahrlich zufallig auf den Konsum von Medikamente und
Drogen getestet. Mit einer Rate von 0,05% werden dabei durchschnittlich 22 Berufspiloten
pro Jahr positiv getestet.

b) Etwa 12.000 Berufspiloten werden jahrlich zufallig auf den Konsum von Alkohol getestet.
Mit einer Rate von 0,1% werden durchschnittlich 12 Berufspiloten pro Jahr positiv getestet.

Die FAA stellte gegeniiber dem Luftfahrt-Bundesamt 2015 dar, dass sie an den zufélligen Kontrollen
festhalte, weil damit nicht nur dienstunfahige Piloten erkannt und am Fliegen gehindert werden,
sondern weil die Kontrollen zusatzlich eine abschreckende Wirkung haben (Generalpravention).

3.) Auf Grundlage des Vorangestellten hélt es der BDL fiir nicht notwendig, im Luftverkehrsgesetz ei-
nen Passus zur anlassbezogenen Kontrolle des Luftfahrtpersonals auf Medikamente, Drogen und
Alkohol vor Dienstbeginn durch das Luftfahrtunternehmen einzufligen. Hierzu besteht bereits heu-
te die Verpflichtung zur Durchfiihrung solcher und dariiber hinausgehender Kontrollen durch die
Luftaufsicht.

Der BDL begriiRt indessen, dass der Gesetzgeber eine verpflichtende Durchfiihrung von Zufallskon-
trollen von Piloten auf den Konsum von Medikamenten, Drogen und Alkohol festlegen will. Zur Auf-
rechterhaltung eines hohen Sicherheitsniveaus in der Luftfahrt gehort die Durchfiihrung von Kon-
trollen fir die Luftfahrtunternehmen und das Luftfahrtpersonal zum Selbstverstandnis.

Zufallig durchgefiihrte Stichproben sind wichtig, wegen ihrer abschreckenden Wirkung auf Crews
(Generalpravention). Mit Blick auf die Sachlage in den USA zeigt sich dartiber hinaus, dass dienstun-
fahige Crews durch solche randomisierten Tests erkannt und am Fliegen gehindert werden kénnen.

Fir die Durchfiihrung der Zufallskontrollen sollten bestenfalls staatliche Stellen zustandig sein. Bei
diesen Zufallskontrollen handelt es sich um eine ordnungspolitische Aufgabe, die von den 6ffentli-
chen Behorden durchzufiihren ist.

2. Flugmedizinische Daten und Aufsicht liber Fliegerarzte [AA Ziffer 1 Buchstabe e]
Mittels der einzufligenden §§ 65b und 65c sollen neue Regelungen geschaffen werden zur

- Ubermittlung personenbezogener Untersuchungsberichte,
- EinfUhrung einer flugmedizinischen Datenbank und
- Aufsicht Gber deutsche Fliegerarzte.

Zur Ubermittlung personenbezogener Untersuchungsberichte:

Die Ubermittlung der Untersuchungsberichte und -ergebnisse vom Fliegerarzt an das Luftfahrt-Bundesamt
soll kiinftig nicht mehr in pseudonymisierter Form erfolgen. Vielmehr werden personenbezogen Daten
Ubermittelt.

Zur Einfiihrung einer flugmedizinischen Datenbank:

Die vom Luftfahrt-Bundesamt zu fiihrende flugmedizinische Datenbank soll u.a. dazu dienen, dass mehrfa-
che Antrige auf Erteilung eines Tauglichkeitszeugnisses (sog. , Tauglichkeitstourismus” oder ,Arztehop-
ping“) verhindert werden. Neben den Berichten und Ergebnissen abgeschlossener Untersuchungen sollen
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auch Berichte im Falle festgestellter Untauglichkeit oder nicht abgeschlossener Untersuchungen von den
Fliegerdrzten elektronisch versandt und in der Datenbank hinterlegt und abrufbar sein. Einblick sollen nur
Fliegerarzte erhalten, insbesondere die medizinischen Sachverstandigen des Luftfahrt-Bundesamtes. Die
Daten sollen der arztlichen Schweigepflicht unterliegen.

Zur Aufsicht Uiber deutsche Fliegerédrzte:

Dem Luftfahrt-Bundesamt soll im Rahmen seiner Aufsicht (iber die Fliegerarzte der Zugang zu den Flieger-
arztpraxen und Einblick in die dortigen medizinischen Unterlagen eingerdumt werden. Dies soll der Uber-
priifung dienen, ob moglicherweise untauglichen Bewerbern Tauglichkeitszeugnisse ausgestellt wurden. In
bestatigten Fallen sollen notwendige FolgemaRnahmen eingeleitet werden.

Hier nimmt der BDL wie folgt Stellung:

Zur Ubermittlung personenbezogener Untersuchungsberichte:

Zur Sicherung der flugmedizinischen Tauglichkeit von Piloten befand die hierzulande vom Bundesverkehrs-
minister eingesetzte Taskforce, dass die Kenntnis aller Dokumente zur vollstandigen Untersuchungshistorie
flr Fliegerarzte, Psychologen und Psychiater sowie fiir das aufsichtfiihrende Luftfahrt-Bundesamt erforder-
lich und im Bedarfsfall schnellstmdglich zugénglich sein muss.

In diesem Zusammenhang bewertete die Taskforce das gegenwartig in Deutschland praktizierte Verfahren
der Pseudonymisierung bei der Ubermittlung flugmedizinischer Befunde von den Fliegerarzten an das Luft-
fahrt-Bundesamt. Sie schlug vor, dass hierzu Alternativen entwickelt werden sollten, mittels derer unter
Wahrung von Datenschutz und arztlicher Schweigepflicht die Komplexitdt des Informationsflusses reduziert
und damit die Untersuchungs- und Kontrollpraxis weiter vereinfacht werden kann. Die hier geplante Geset-
zesianderung zur Ubermittlung personenbezogener Untersuchungsberichte stellt einen geeigneten Ersatz
zum bemangelten Verfahren der Pseudonymisierung dar und wird daher begriRt. Mithilfe des Einblicks in
die personenbezogenen Tauglichkeitsdaten kann das Luftfahrt-Bundesamt unter Wahrung der arztlichen
Schweigepflicht seine Aufsicht sachgerecht ausfiihren.

Zur Einfiihrung einer flugmedizinischen Datenbank:
Die Einflihrung einer Datenbank wird begriiRt. Die Datenbank schafft die n6tige Transparenz fiir Fliegerarz-

te bei der Tauglichkeitsuntersuchung von Piloten. Der lediglich fir Flugmediziner und Zustadndige im Luft-
fahrt-Bundesamt erlaubte Zugang wahrt sowohl den Datenschutz, als auch die arztliche Schweigepflicht.

Zur Aufsicht Gber deutsche Fliegerarzte:
Die geplante Erweiterung der Aufsichtstatigkeit des Luftfahrt-Bundesamtes liber die von ihm anerkannten

Fliegerarzte wird begriil3t. Dies starkt die staatliche Qualitatssicherung der Flugmedizin in Deutschland.

5/6
69


verlietzma
Textfeld
69



Kontakt

Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. (BDL)
Marian Kortas (Leiter Flugbetrieb, Technik und Safety)

— Haus der Luftfahrt —

FriedrichstralRe 79, 10117 Berlin

E-Mail: Marian.Kortas@bdl.aero

Telefon: 030 /520 077 170

Der Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) wurde 2010 als gemeinsame Interessenvertretung der deutschen Luft-
verkehrswirtschaft gegriindet. Mitglieder des Verbandes sind die Fluggesellschaften, Flughdfen, die Deutsche Flugsicherung und weitere
Leistungsanbieter im deutschen Luftverkehr. Die Luftverkehrswirtschaft erméglicht Mobilitét fiir jdhrlich iber 200 Mio. Fluggdste und
trégt mit dem Transport von Waren im Wert von (iber 200 Mrd. EUR zur Stdrkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland bei. Die Luft-
fahrt beschdiftigt in Deutschland mehr als 800 000 Menschen.

6/6
70


verlietzma
Textfeld
70



sche
Deutscher Bundestag ‘&w\“ r F/g%
Ausschuss fur Verkehr .§ - 2
und digitale Infrastruktur S %
E i
Ausschussdrucksache % g
18(15)302-F 2 '3
Stellungnahme zur OA am 24.02.2016 e e

ADF c/o Fluglarmkommission Frankfurt « Postfach 600727 « 60337 Frankfurt

Vorsitzender

Birgermeister Thomas Jihe, Raunheim
Tel: 06142-402213 Fax: 06142-402228
E-Mail: th.juehe@raunheim.de

Per E-Mail: verkehrsausschuss@bundestag.de

Geschaftsfihrerin

Deutscher Bundestag Anja Wollert, LL. M.
Ausschuss fir Verkehr und digitale Infrastruktur Fluglférn;kommission

: Postfach 600727
Sekretariat _ 60337 Frankfurt
Platz der Republik 1 Tel: 069-978 690 788
11011 Berlin E-Mail: info@flk-frankfurt.de

Frankfurt, 22. Februar 2016

Offentliche Anhoérung des Ausschusses fiir Verkehr und digitale Infrastruktur des
Deutschen Bundestages am 24.02.2016

Entwurf eines 15. Gesetzes zur Anderung des Luftverkehrsgesetzes (Drs. 18/6988)
hier: Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen (ADF)

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fir die Moglichkeit der Abgabe eine Stellungnahme im Rahmen der o6ffentli-
chen Anhérung des Ausschusses fur Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundes-
tages am 24. Februar 2016 zum Entwurf eines Fiinfzehnten Gesetzes zur Anderung des Luft-
verkehrsgesetzes. Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen nimmt dabei vor
allem zu den aus Fluglarmsicht relevanten Punkten, d. h. insbesondere zur Neufassung von 8 8
Abs. 1 LuftVG, wie folgt Stellung.

1. Ausgangslage

Anlass fiir die Anderung von § 8 LuftVG ist nach der Begriindung des Gesetzesentwurfes das
von der EU-Kommission am 30.5.2013 eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren gegen die
Bundesrepublik Deutschland wegen fehlerhafter Umsetzung der UVP-Richtlinie und der FFH-
Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat) in deutsches Recht. Die EU-Kommission rlgte, dass beim Aus-
bau von Flughafen und der spéateren Festlegung der An- und Abflugverfahren die Umweltbelan-
ge nicht ausreichend bericksichtigt werden, da bei der tatsachlichen Festlegung der Flugver-
fahren von der in der Planfeststellung zu Grunde gelegten Grobplanung abgewichen werden
kann. Das Bundesverwaltungsgericht hatte nach Einleitung des EU-
Vertragsverletzungsverfahrens seine Rechtsprechung zur Frage der (europarechtskonformen)
Abgrenzung des Planfeststellungsverfahrens von der Festsetzung der An- und Abflugverfahren
weiterentwickelt, bzw. entsprechende Urteile verdffentlicht. Die Bundesregierung beabsichtigt
mit der Ergéanzung des 8§ 8 LuftVG, diese Rechtsprechung im Gesetzestext festzuschreiben.

Ebenfalls im Jahr 2013, und zwar am 27.11.2013, unterzeichneten CDU/CSU und SPD den
gemeinsamen Koalitionsvertrag fur die 18. Legislaturperiode. Hierin einigten sich die
Regierungsparteien im Bereich des Larmschutzes auf die Umsetzung u. a. folgender
konkret beschlossener Vorhaben:

e Bei Festlegung von Flugverfahren und Flugverkehrskontrollfreigaben wird der
Larmschutz insbesondere in den Nachtstunden verbessert.
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e Bei der Festlegung von Flugrouten werden wir rechtlich sicherstellen, dass die An-
wohnerinnen und Anwohner in einem transparenten Verfahren frihzeitig infor-
miert und beteiligt werden. Wir schaffen verbesserte Transparenz und Beteiligung
der Kommunen und Offentlichkeit bei der Festlegung von Flugrouten. Eine
Schlusselrolle kommt dabei den Fluglarmkommissionen zu, die wir starken wol-
len.

e Im Luftverkehrsgesetz verankern wir eine starkere Differenzierung nach Flugzeug-
typen und eine deutlichere Spreizung der Tag- und Nachttarife bei larmabhé&ngi-
gen Flughafenentgelten.

e Beim Fluglarm setzen wir vorrangig auf eine Reduzierung des Fluglarms an der
Quelle, eine bestmogliche Flachennutzung im Umfeld sowie auf larmreduzierende flug-
betriebliche Verfahren.

Keines der aufgefuihrten beschlossenen Vorhaben wurde bisher, also bis zur Mitte der Regie-
rungszeit, von den Koalitionspartnern angepackt und die gesetzlichen Grundlagen entspre-
chend der getroffenen Vereinbarungen geéandert.

Genau zwei Jahre nach Unterzeichnung des Bundes-Koalitionsvertrages, und zwar am
27.11.2015, wurde schlieBlich eine Gesetzesinitiative von den Bundeslédndern Hessen,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wirttemberg in den Bundesrat eingebracht. Bezugspunkt ist
hierbei ebenfalls das Luftverkehrsgesetz, allerdings geht es nicht um das Planfeststellungsver-
fahren, sondern um die Rechtsgrundlagen fir die Festlegung und Handhabung von An- und
Abflugverfahren in 8 29b LuftVG. Es handelt sich hierbei um einen lberparteilich erarbeiteten
Vorschlag, der zahlreiche Kritikpunkte einer gescheiterten Initiative aus den Vorjahren bereits
beriicksichtigt. Dieser Vorschlag befindet sich momentan — neben dem 15. Gesetz zur Ande-
rung des LuftVG — ebenfalls im Gesetzgebungsverfahren.

2. Stellungnahme

a) Das Festschreiben der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in § 8
Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes ist — wenn auch ein kleiner — jedoch insofern ein wichtiger
(Fort)Schritt, als die Handlungsmaoglichkeiten der Luftfahrtbehdrden im Planfeststel-
lungsverfahren auf gesetzlicher Ebene grundsatzlich klargestellt werden. Hierdurch wer-
den kinftig Unklarheiten dartiber vermieden, ob die Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts ggf. doch nur vor dem Hintergrund der Besonderheiten des entschiedenen Berli-
ner Streitfalles gilt.

Hintergrund fur die Einschatzung der EU-Kommission, dass nach dem bisherigen deutschen
Luftverkehrsrecht Umweltbelange beim Ausbau von Flughéfen und der spateren Festlegung der
An- und Abflugverfahren nicht ausreichend berticksichtigt werden, ist, dass die Abwagungsent-
scheidung der Luftverkehrsbehérden nur dann sinnvoll vorgenommen werden kann, wenn alle
Entscheidungsgrundlagen und damit auch die Larmauswirkungen des Vorhabens vorliegen. Die
Gesamtfluglarmbelastung ist mafR3geblich davon abhangt, wie und wo der An- und Abflugver-
kehr abgewickelt wird. Vor diesem Hintergrund betrachten wir die vom Bundesverwaltungsge-
richt gefundene Abgrenzung von Planfeststellungsverfahren und An- und Abflugverfahren als
gelungen. Die geplante Ergéanzung von § 8 Abs. 1 LuftVG fuhrt zu mehr Transparenz und ist
sowohl fir die Bevdlkerung als auch fir die EU-Kommission wichtig. Die EU-
Kommission hélt auch mehr als zwei Jahre nach Veré6ffentlichung der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts an dem eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren fest.
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Es ist mithin davon auszugehen, dass die EU-Kommission das Unterlassen einer
Rechtsanderung durch das Festhalten am Status Quo als nicht ausreichend erachtet und
mithin eine Gesetzesadnderung unter Berlicksichtigung der gemachten Vorgaben geboten

ist.

Zu einzelnen bereits vorliegenden Anderungsvorschlagen zum Gesetzesentwurf fiihren
wir wie folgt aus:

Den Anderungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD auf Streichung der Worter
~Sschutzwirdigen® vor ,bestimmte Gebiete” halten wir fur nachvollziehbar.

Weitergehende Anderungsvorschlage zu § 8 Abs. 1 LuftVG aus der bislang vorliegen-
den Stellungnahme des Bundesaufsichtsamtes fir Flugsicherung (BAF) sollten u. E.
nicht weiterverfolgt werden:

0 Es muss einer Planfeststellungsbehtérde maglich sein, aufgrund ihrer besonderen

Kenntnis der Sachlage und der Voraussetzungen des Flughafenumlandes, fir die
Genehmigung eines Flughafenvorhabens eine Regelung vorzusehen, welche be-
stimmte Gebiete von Flugverkehr ausnimmt oder diesen auf ein bestimmtes Min-
destmald beschrénkt. Diese Handlungsoption der Genehmigungsbehorde darf
nicht durch das Einfiugen des Wortes ,grundséatzlich® nach den Worten
,uber diesen Gebieten® in Satz 5 verwassert werden. Ohne diese Gestal-
tungsmaglichkeit (und nicht —pflicht) besteht umgekehrt auch ein gréf3eres Risiko,
das einzelne Vorhaben aufgrund der zu erwartenden Auswirkungen gerade nicht
mehr genehmigungsfahig sind, die Genehmigungsfahigkeit bei Nutzung des In-
struments aber durchaus hergestellt werden kénnte.

Das gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund der Frage, in welchen Fallen tat-
sachlich von dem vom BAF vorgeschlagenen ,grundsatzlichen Freihalten* in der
Praxis abgewichen werden durfte. Das BAF beruft sich jedenfalls auf ,verschiede-
ne Griinde der sicheren, geordneten und flissigen Abwicklung des Luftverkehrs®,
und damit zumindest auch auf das Tagesgeschaft der Flugsicherungsorganisatio-
nen (vereinfacht im Folgenden: DFS). Der als Klarstellung beabsichtigte Einschub
des Wortes ,grundsatzlich* wirde mithin das Gegenteil bewirken, n&dmlich eine un-
klare Anwendungslage fir die Lotsen.

Die in Abs. 1 S. 6 enthaltene Moéglichkeit der Planfeststellungsbehdrde, auch
Bedingungen fur die Zulassigkeit von Uberfligen Gber bestimmten Gebieten
festzulegen, sollte unbedingt beibehalten werden. Es handelt sich hierbei um
die mildere Stufe im Vergleich zum ebenfalls zulassigen vorgenannten vollstandi-
gen Ausschluss nach Abs. 1 S. 5. Die Klarstellung dieser Handlungsoption im Ge-
setz ist fur die Betroffenen von nicht zu unterschatzender Bedeutung. Auch fur die
Luftverkehrswirtschaft kann es sich durchaus als hilfreich erweisen, dass nicht nur
die weitreichendere Handlungsmdglichkeit im Gesetz vorgesehen ist, sondern
dariiber hinaus auch weniger stark eingreifende Ausschnitte der Maximalmalf3-
nahme ausdricklich vorgesehen sind.

In den letzten Jahren befassten sich zahlreiche Rechtsgutachten auch mit der

Frage, wie das BAF und die DFS enger als bisher bereits in das Planfeststellungs-
verfahren eingebunden werden kénnten, ohne die erforderliche Flexibilitat bei der
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spateren Flugroutenfestsetzung zu gefahrden. Der Gesetzesvorschlag sieht hier
Uber die bereits in der Rechtsprechung des BVerwG zugrunde gelegte ,mit dem
BAF oder der DFS abgestimmte Grobplanung der Flugrouten“ eine Stellungnahme
von BAF und DFS vor, wenn ein von der Genehmigungsbehérde bestimmtes Ge-
biet von Flugverkehr freigehalten oder Bedingungen fiir dessen Uberflug aufge-
stellt werden sollen. Die noch einmal gesondert aufgefuhrte Stellungnahme von
BAF und DFS hat hier also einen ahnlichen Charakter wie die ohnehin stattfinden-
de Abstimmung bei der Grobplanung. Sie dient der Absicherung der Abwagungs-
entscheidung und soll spateren eklatanten Abweichungen, wie im Falle des Aus-
baus des Flughafens Berlin-Schénefeld, im beiderseitigen Interesse entgegenwir-
ken. Es ist deshalb nicht ersichtlich, aus welchem Grund diese Stellungnahme
rechtlich anders behandelt werden sollte, als die Abstimmung im Rahmen der
Grobplanung. Zu einem &hnlichen Vorschlag wie in der Gesetzesanderung vorge-
sehen kommt i. 4. auch ein im Auftrag des Umweltbundesamtes erstelltes Gutach-
ten aus dem Jahr 2014, in welchem empfohlen wird, dass sich die Planfeststel-
lungsbehérde und das BAF miteinander ins Benehmen setzen sollen®. Vor diesem
Hintergrund wird eine Ergdnzung von 8 40 LuftVZO anstelle der Stellungnahme im
Gesetzesvorschlag abgelehnt.

b) Unabhé&ngig von dieser konkret vorgeschlagenen Anderung in § 8 Abs. 1 LuftvVG
fordert die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen, im aktuellen Gesetz-
gebungsverfahren auch die weiteren anstehenden dringenden Anderungsbedarfe des
Luftverkehrsgesetzes aufzugreifen.

Die Anderung des § 8 Abs. 1 LuftvVG betrifft ausschlieRlich die Regelungen im Planfeststel-
lungsverfahren und hat vor dem Hintergrund, dass bundesweit aktuell keine weiteren Ausbau-
verfahren anstehen, nur relativ geringe praktische Relevanz. Viel wichtiger flr die Betroffe-
nen im Umfeld der bestehenden Flughéfen sind larmschiitzende Regelungen, welche die
Festlegung (bzw. Anderung) und die Handhabung von An- und Abflugverfahren sowie
dabei eine verbesserte Einbindung der Offentlichkeit betreffen.

Nicht nur die Gutachten des die Bundesregierung beratenden Sachverstandigenrates fir
Umweltfragen? und des Umweltbundesamtes aus dem Jahr 2014 (s.0.), sondern auch die
Ergebnisse der vor wenigen Monaten verdffentlichten Larmwirkungsstudie NORAH?® wei-
sen hier dringenden politischen Handlungsbedarf nach.

Vor dem Hintergrund dieser bestehenden Anforderungen hatte sich bereits die Regie-
rungskoalition im Jahr 2013 wie aufgefiihrt auf wesentliche Anderungsvorhaben geeinigt.

! vgl. UBA-,Gutachten zur Priifung von formell- und materiell-rechtlichen Vorgehensmdglichkeiten bei der
Festlegung von Flugrouten*, 2014:
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/377/publikationen/texte 29 2014 komplett ne
u.pdf

% vgl. SRU-Gutachten ,Fluglarm reduzieren: Reformbedarf bei der Planung von Flugh&fen und Flugrou-
ten, 2014:

http://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02 _Sondergutachten/2012 2016/2014 SG_Fluglae
rm_HD.pdf%3Bjsessionid%3D8FAD22CCCCC67F2BC3F95F2BD2022D6D.1 ¢id335? _ blob=publication
File

® vgl. ADF-Schreiben, Ergebniszusammenfassung der NORAH-Studie, November 2015: http://www.flk-
frankfurt.de/eigene_dateien/aktuell/2015-aktuelles/schr._adf _ergebnisse norah-
studie_mit_zusammenfassung __nov. 2015.pdf

4
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Diese Regierungsversprechen missen jetzt auch endlich umgesetzt und dirfen nicht
langer hinausgezdgert werden. Es ist aus unserer Sicht nicht sinnvoll und in der Sache
kontraproduktiv, die vereinbarten Anderungen im Bereich des Larmschutzes gestiickelt
und losgelést voneinander in zahlreichen kleineren Anderungsgesetzen ohne hinrei-
chende Berlcksichtigung ihrer Wechselwirkungen zu beschlieBen. Erforderlich ist viel-
mehr, hier zu einer umfassenden und sorgfaltig gepriften sachgerechten Losung fir die
dringend notwendigen und vereinbarten Verbesserungen beim Larmschutz gelangen.

In diesem Sinn sollte auch die ebenfalls aktuelle Bundesratsinitiative der L&nder Hessen,
Rheinland-Pfalz und Baden-Wiirttemberg in diese Anderungsiiberlegungen einbezogen wer-
den. Aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen ist die Initiative in-
soweit ein wichtiger Schritt, als danach der Fluglarmschutz allgemein als Abwéagungsbelang bei
der Festsetzung von Flugrouten berticksichtigt werden muss, und zwar ohne den besonderen
Schutz der Hochbetroffenen zu vernachlassigen. Im Hinblick auf eine erweiterte Offentlichkeits-
beteiligung bei der Festsetzung von Flugrouten empfehlen wir, diese Uber die Fluglarmkommis-
sionen zu organisieren, so wie dies auch im Bundes-Koalitionsvertrag vorgesehen ist. Hierdurch
kénnen die vorgetragenen Fluglarm-Belange direkt in die Beratung der Fluglarmkommission
einflieRen und drohen nicht gegeniiber dem Votum des Regionalgremiums unterzugehen®. Vor
diesem Hintergrund empfehlen wir insoweit die Anpassung eines Anderungsvorschlags einiger
Abgeordneter der Fraktion DIE LINKE zur Ergdnzung von § 32 Abs. 4 Nr. 8 LuftVG.

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen fordert die umgehende Um-
setzung der nachfolgenden Mindestvorgaben im deutschen Luftverkehrsrecht:

- Vorrang des aktiven Schallschutzes vor passivem Schallschutz

- allgemeines La&rmminimierungsgebot

- hoéhere Gewichtung des Schutzes vor Fluglarm in der Flugverfahrensplanung,
bei der Abwicklung des Luftverkehrs und im Planfeststellungsverfahren

- Verbesserung des gesetzlichen Schutzniveaus in der gesamten gesetzlichen
Nacht von 22 bis 6 Uhr im LuftvVG

- verbesserte Offentlichkeitsbeteiligung (s. 0.) und friihzeitige umfassende In-
formation der Betroffenen bei wesentlicher Anderung von Flugverfahren

- Verankerung einer starkeren Differenzierung nach Flugzeugtypen und eine
deutlicher Spreizung der Tag- und Nachttarife bei larmabhé&ngigen Flughafen-
entgelten

Dariiber hinaus ist das Fluglarmschutzgesetz zu Uberarbeiten, bestehende Mangel und
Schutzliicken sind hierbei auszuschlieRen®.

* vgl. Gemeinsame Stellungnahme von ADF, BVF, BUND, VCD und AK Arzte gegen Fluglarm zur Bun-

desratsinitiative, 24.11.2015: http://www.flk-frankfurt.de/eigene dateien/aktuell/2015-

aktuelles/151123 stellungnahme zur fluglaerm_br-initiative _bawue hes rhpf.pdf

> vgl. u. a. UBA-Gutachten ,Evaluation der 2. Fluglarmschutzverordnung*:

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte 13 2016 evaluation
der 2 fluglaermschutzverordnung.pdf
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Zu den in diesem Sinne Uber § 8 Abs. 1 LuftvVG hinausgehenden und bereits vorliegenden An-
derungsvorschlagen nehmen wir wie folgt Stellung:

e Entsprechend der vorgenannten Forderungen der ADF begrif3en wir ausdriicklich
den Vorschlag einer Aufnahme des Vorrangs aktiven Schallschutzes vor passi-
vem Schallschutz im Luftverkehrsgesetz (einzelne Abgeordnete der Fraktion DIE
LINKE, Ergadnzung 8 8 Abs. 1 S. 4-5 LuftVG). Hierbei muss zudem sichergestellt sein,
dass der besondere Schutz des Hochbetroffenen im Nahbereich des Flughafens Priori-
tat hat.

e Den Anderungsantrag einiger Abgeordneter der Fraktion DIE LINKE auf Anderung des

Gesetzes zur Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) mit dem Ziel einer umfassenden
Verpflichtung zur Durchfithrung von UVP bei jeglicher Festsetzung/Anderung von
Flugrouten, lehnen wir aus folgendem Grund ab: Vor dem Hintergrund, dass eine Ver-
besserung des Larmschutzes effektiv nur durch aktive SchallschutzmafRnahmen erreicht
werden kann, sollte die verbesserte Offentlichkeitsbeteiligung bei der Festlegung von
Flugrouten so ausgestaltet sein, dass zusatzliche Hemmnisse bei der Entwicklung und
Eifihrung aktiver Schallschutzmaflinahmen vermieden oder so gering wie mdglich gehal-
ten werden. Einer UVP bedarf es u. E. nur dann, wenn im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens gerade nicht der gesamte mdégliche Einwirkungsbereich betrach-
tet wurde bzw. nachtraglich eine wesentliche Anderung des An- und Abflugsys-
tems vorgenommen wird, die von der Grobplanung deutlich abweicht, vgl. hierzu
auch ein ahnlicher Vorschlag im Gutachten im Auftrag des Umweltbundesamtes aus
dem Jahr 2014°.
Als nicht erforderlich erachtet wird die mit einem weiteren Antrag einiger Abgeordneter
der Fraktion DIE LINKE beabsichtigte Anderung von § 8 Abs. 1 S. 3 LuftVG. Im Rahmen
der Abwagung im Planfeststellungsverfahren ist bereits gesetzlich geregelt, dass die in
der UVP ermittelten Auswirkungen und Bewertungen des Vorhabens zu bertcksichtigen
sind. Einer Klarstellung bedarf es u. E. insoweit nicht.

Wir fordern die Regierungsparteien auf, die im Koalitionsvertrag vereinbarten und den
Betroffenen versprochenen Verbesserungen im Bereich des Fluglarmschutzes umge-
hend zu bewirken.

Mit freundlichen_GriRen

Thomas Juke
Vorsitzender
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglarmkommissionen

® Siehe FuRnote 1
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